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Vorbemerkung 

Mi t dem vor liegenden Band wird erstmals eine umf assende Dar­
stellung der polizeilichen Bekämpfung von Wirtschaftskrimina­
li tät auf empirischer Basis vorgelegt. Ein solches, mit Erhe­
bungen innerhalb der gesamten deutschen Kriminalpolizei ver­
bundenes Projekt kann nie ohne die Mitwirkungsbereitsch~ft und 
Hilfe einer Vielzahl von Dienststellen und der.en Bediensteten 
durchgeführt werden. So haben denn auch zum Zustandekommen der 
vorliegenden Untersuchung zahlreiche Personen in verschieden­
ster Weise beigetragen. 

Mein Dank gilt zunächst den Leitern der Fachdienststellen für 
die Bekämpfung von Wirtschaftskriminalität bei den Landeskri­
minalämtern und beim \ Bundeskriminalamt sowie Peter Krämer, 
Bundeskriminalamt, die die Projektdurchführung insbesondere in 
der Phase der Konzipierung des Fragebogens durch viele Hin­
weise und Anregungen in ausgiebigen Diskussionen bzw. Stel­
lungnahmen unterstützt und mitgestaltet haben. 

Zu danken habe ich weiterhin allen denjenigen 
befragten Kriminalpolizeidienststellen, die sich 
oft mühevollen Arbeit der Beantwortung des 
unterzogen haben. 

Beamten der 
der ~ sicher 

Fragebogens 

Die Bewältigung des umf angreichen Datenmaterials von der 
Codierung bis zum Tabellenausdruck wäre ohne die reichen 
Erfahrungen methodischer und DV-technischer Natur, die Rüdiger 
Weiß in die Proj ektbearbei tung eingebracht hat, kaum so rei­
bungslos verlaufen. Sein jederzeit verfügbarer Rat war stets 
sehr wichtig für mich. Die aufwendigen Datenerfassungsarbeiten 
und erste Grundauszählungen besorgten Doris Hammen und Renate 
Nitschke mit großer Sorgfalt. Die durch die zahlreichen Tabel­
len oft diffizilen Schreibarbeiten erledigte Bettina Hofmeier 
mit Geduld. Allen diesen Kolleginnen und Koll~gen aus dem 
Bundeskriminalamt danke ich für ihre hilfreiche Mitarbeit. 

Peter Poerting Wiesbaden, 
im September 1985 
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Ziele und Durchführung der Untersuchung 

Wirtschaftskriminali tät ist in einem stetigen An­

steigen begriffen. Nicht nur die Anzahl der jährlich 

bei Polizei und Justiz anfallenden Wirtschaftsstraf­

verfahren wächst, auch der Umfang der einzelnen Ver­

fahren und die Schwierigkeit der in den Verfahren zu 

bewältigenden Materie nehmen tendenziell zu. Die 

Bundesweite Erfassung von Wirtschaftsstraftaten nach 

einhei tlichen Gesichtspunkten, die bislang einzige 

Spezialstatistik über Wirtschaftsstraftaten und 

deren strafrechtliche Erledigung, weist das ein­

drucksvoll nach. Im Jahre 1983 wurden für die Zahl 

der bearbeiteten Verfahren, die Zahl der bekanntge­

wordenen Einzelfälle und die Schadenssumme bis dahin 
1) 

nicht erreichte Höchstwerte festgestellt . Ange-

sichts dieser Sachlage muß die Bekämpfung von Wirt­

schaftskriminali tät als eine echte Herausforderung 

für die Strafverfolgungsbehörden bezeichnet werden. 

Nicht zuletzt die BKA-Arbeitstagung 

Diskussion über die strafrechtliche 

1983 hat 
) 

Bekämpfung 

die 

von 

Wirtschaftskriminalität, insbesondere über die 

kriminalpolizeiliehe Ermittlungsführung, aber auch 

deren Prävention aufs neue entzündet2 ). Diese Dis­

kussion hat sich bis in die jüngste Zeit fortge­

setzt. Immer wieder werden die unbefriedigende Aus­

gangssi tuation für eine erfolgreiche kriminalpoli­

zeiliehe Arbeit auf diesem Gebiet beklagt und Ab-

1) Vgl. Recht - Eine Information des BMJ vom 4.11.84. 

2) Vgl. Bundeskriminalamt (Hg.): Wirtschaftskriminalität, 
BKA-Vortragsreihe, Band 29, Wiesbaden 1984 und dort insbe­
sondere den Bei trag von Gemmer, S. 57 - 66 sowie die ab­
schließende Podiumsdiskussion, S. 205 - 241. 



- 14 -

hilfernaßnahmen geforde~t3). Viele dieser auch jüngst 

wieder getroffenen Feststellungen und Forderungen 

sind nicht neu. Vielrr.ehr werden sie bereits \ seit 

Jahren, teilweise Jahrzehnten unverändert von;retra­

gen. 

, 'k 'I 11- 4) Kr1t1 gl t vor a em : 

- der mangelnden Spezialausbildung der kriminalpoli­

zeilichen Sachbearbeiter, 

- der unzureichenden fulZahl von Spezialdienststellen 

zur Bearbeitung von Wirtschaftsstraftat~n, 

- der ungenügenden Verfügbarkeit von Buchprüfern 

bzw. Wirtschaftsprüfdiensten bei den Kriminalpoli­

zeidienststel~en, 

- der unzureichenden personellen Ausstattung der 

Dienststellen, 

- der mangelnden AttrClkti vi tät der Dienstposten in 

den Dienststellen, 

- der. mangelhaften Kommunikation zwischen Justizbe­

hörden und Kriminalpolizeidienststellen . 

3) Vg 1. jüngst etwa: Reizei, Michael: Formen und Mög lichkei ten 
der Zusammenarbeit und Organisation am Beispiel einer 
Schwerpurfktdienststelle zur Bekämpfung der Wirtschaftskri­
minali tät, in: Die Kriminalpolizei, 2. Jg. (1984), Heft 4, 
S. 33 - 39; Fischer, Gerd: Wirtschaftskriminalität und ihre 
B~arbeitung seitens der Polizei, in: Deutsche Polizei, 
Landesteil Saar, Heft 1 /1 98:" S. 4 f.; Herrmann , Ingo: 
Darum geht es - WirtschaftskJ:-iminali tät, in: Der Krimina­
list, 1 985, S. 2 - 5; Arbeitsgruppe Wirtschaftskriminali­
tät: Problemstellungen bei der polizeilichen Bekämpfung der 
Wirtschaftkriminalität, o.O.ll.J (München 1984); Krieg1-
steiner, Kurt: Konzept für eine intensivere Bekämpfung der 
Wirtschaftskriminalität, in: Deutsche Polizei, Heft 5/1985, 
S. 17 f.; Polizei-Führungsakademie (Hg.): Bekämpfung der 
Wirtschaftskriminali tät, Münster o.J. (1985), insbes. 
S. 286 - 290. 

4) Vgl. dazu vor allem BKA-Vortragsreihe, Band 29, a.a.O. 
(Pn 2), Reizei, a.a.O.- (Fn 3), Fischer, a.a.O. (Fn 3), 
Herrmann, a.a.O. (Fn 3), Krieqlsteiner, a.a.O. (Fn 3) sowie 

_Polizei-Führungsakademie (H9.): Bekämpfung der Wirtschafts-
kriminali tät, Schlußbericht über das Seminar vom 
15. - 19. Oktober 1984, Münster o. J. (1985). 
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Im' Gefolge dieser Mängel kommt es zu Klagen darüber, 

daß 

- die zuständigen Dienststellen ständig überlastet 

sind, 

- sich die Ermittlungsdauer der einzeln~n Verfahren 

unvertretbar in die Länge zieht, 

- die Justiz wegen Überlastung oder mangelnder 

Qualifikation der Kriminalpolizeidienststellen 

Wirtschaftsstraftaten ohne Beteiligung der letzte­

ren durchführt, 

- vorbeugende Aufgaben weitgehend vernachlässigt 

werden müssen. 

Über einzelne Meinungsäußerungen hinausgehendes, 

systematisch zusammengetragenes Datenmaterial dazu 

gab es bislang jedoch nicht. Eine der Bundeswei ten 

Erfassung von Wirtschaftsstraftaten5 ) vergleichbare 

Datenerhebung existiert für den kriminalpolizei­

lichen Bereich nicht. 

Angesichts dieser Sachlage hat das Bundeskriminalamt 

auf Anregungen aus der Arbeitsbesprechung der Leiter 

der Dienststellen für die Bekämpfung der Wirt­

schaftskriminalität in Bund und Ländern hin eine Be­

standsaufnahme und Analyse der aktuellen Si tuation 

der polizeilichen Bekämpfung von Wirtschaftskrimina­

lität durchgeführt. Im einzelnen wurden Angaben über 

folgende Themenkomplexe erhoben: 

- Organisation, Zuständigkeiten und Spezialisie-

rungsgrad der betroffenen Kriminalpolizeidienst­

stellen, 

5) Vgl. etwa die neueste und bislang umfangreichste Publika­
tion dazu: Liebl, Karlhans: Die Bundesweite Erfassung von 
Wirtschaftsstraftaten nach einheitlichen Gesichtspunkten, 
Ergebnisse und Analysen für die Jahre 1974 bis 1981, Frei­
burg 1984. 
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- Quanti tative und quali tative Aspekte der perso­

nellen Ausstattung,-

- Zahl der bearbeiteten Ermittlungsverfahren, , 
Schwerpunkte und Schwierigkeiten der Ermittlungs­

führung, 

- Intensi tät der Zusammenarbei t mi t der Staatsan­

waltschaft im ~ahmen der Verfahrensbearbeitung, 

- Kommunikationsbeziehungen innerhalb der Polizei~ 

zur Justiz und zu anderen SteLlen, 

- Unterstützung der Ermi ttlungen durch Prüfdienste 

und durch EDV-Einsatz, 

- Bedeutung des Kriminalpolizeilichen Nachrichten­

austauschs bei Wirtschaftsdelikten, 

- Bedeutung von Vorbeugungsmaßnahmen und Vorfelder­

mittlungen. 

Die Datenerhebung wurde nach eingehenden Beratungen 

mit den Fachdienststellen der Landeskriminalämter im 

Jahre 1984 durchgeführt. Als Untersuchungszei traum 

wurde deshalb das Jahr 1983 gewählt. 

Ziel der Bestandsaufnahme war e.!:i, ein (sowe.i t "mög­

lich quanti tativ) genaueres Bild der pOlizeilichen 

Bekämpfung von Wirtschaftskriminali~ät und ihrer 

Schwierigkeiten zu gewinnen. Die Ergebnisse der Be­

standsaufnahme sollen die Stärken und mö~lichen 

Schwächen der polizeilichen Arbeit in diesem Bereich 

transparenter mac;hen, teilweise 

tive Auswertungen ergeben und 

tivierte Entscheidungs- und 

liefern. 

erstmdls quantita­

so zugleich objek­

Argumentationshilfen 
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Ergebnisse der Untersuchung 

Die antwortenden Dienststellen e 

Insgesamt 147 Dienststellen haben sich an der Befra­

gung beteiligt. Die Auswahl der relevanten Kriminal­

polizeidienststellen lag bei den Landeskriminaläm­

tern. Sie waren gebeten worden, allen Kriminalpoli­

zeidienststellen ihres Bundeslandes, die Wirt­

schaftsstraftaten bearbeiten, einen Fragebogen vor­

zulegen. Denn Ziel der Untersuchung war eine Total­

erhebung der kriminalpoli zeil ichen Aktiv i täten auf 

dem Gebiet der Wirtschaftskriminalität. Dieses Ziel 

konnte lediglich für ein Bundesland nicht erreicht 

werden. In Nordrhein-Westfalen wurden die Fragebogen 

lediglich von den zentralen Spezialdienststellen für 

die Bearbeitung von Wirtschaftsstraftaten bei den 

KrimLnalhauptstellen Bielefeld, B0chum, Düsseldorf 

und Köln sowie beim Landeskriminalamt beantwortet. 

Ein wei teres Bundesland (Bayern) hat die Aussage­

fähigkeit des Datenmaterials in anderer Weise beein­

trächtigt. Den bayerischen Dienststellen, die an der 

Befragung beteiligt waren, wurde nur ein Teil der 

Fragen zur Beantwortung vorgelegt. Deshalb basieren 

einige der nachfolgenden Auswertungsergebnisse le­

diglich auf den Angaben von 10 Bundesländern und des 

Bundeskriminalamtes. 

Diese beiden Einschränkungen sind bei der Interpre­

tation der Ergebnisse zu berücksichtigen. Soweit 

nötig, wird bei den Einzelergebnissen jeweils auf 

diese Einschränkung der Datenbasis hingewiesen. 
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Die eingegangenen Antwort en verteilen sich auf die 

Bundesländer wie folgt: 

Tab. 1: Zahl der antwortenden Dienststellen nach 

Bundesländern 

BW BY BR HB* ) HH HE NI NW RP SL SH Bun 
, 

35 37 2 '3 3 23 23 5 9 1 5 1 

*) Aus Bremen gingen 2 vo:iständige Fragebogen sowie 
Angaben des LKA Bremen zum Nachrichtenaustausch 
ein. Das LKA Bremen führt selbst keine Ermi tt­
lungen in Wirtschaftsstrafverfahren. 

Organisatorische Aspekte 

Aufbauorganisation 

Aufbauorganisatorische Ansiedlung der Dienststellen 

Die ,unterschiedlichen organisatorischen Gegeben­

heiten in den Bundesländern erschweren einen schema­

tisierten Vergleich zwischen ihnen. De~halb soll 

zunächst ein erläuternder Überblick über die Situa­

tion in den einzelnen Bundesländern gegeben werden. 

ßaden-Wü~ttembeng 

Die Bearbeitung von Wirtschaftsstraftaten erfolgt in 

spezialisierten Dezernaten des Landeskriminalamtes, 

der Landespolizeidirektionen und 

Dezernaten oder Teildezernaten der 

spezialisierten 

örtlichen Poli-

zeipräsidien und Polizeidirektionen . Die Dezernate 

Wirtschaftskriminalität bei den Landespolizeidirek­

tionen sind für Straftaten im gesamten Bereich der 

Landespolizeidirektion zuständig. 

Daneben nimmt der Wirtschaftskontrolldienst Aufgaben 

im Bereich des Gewerbe- und des Umweltrechts wahr. 
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Er ist ein besonderer Dienstzweig der Schutzpolizei. 

Die Antworten sämtlicher Polizeidirektionen , Poli­

zeipräsidienund Landespolizeidirektionen sowie des 

Landeskriminalamtes gingen in die Untersuchung ein. 

Dienststellen des Wirtschaftskontrolldienstes wurden 

(als Teil der Schutzpolizei) nicht befragt. 

fSayeJtY/. 

Wirtschaftsstraftaten werden bearbeitet durch 

- ein spezialisiertes Sachgebiet des bayerischen 

Landeskriminalamts, 

- ein spezialisiertes Dezernat des Polizeipräsidiums 

München, 

- alle ~rtlich zuständigen Kriminalpolizeiinspek­

tionen, 
) 

- alle ~rtlich zuständigen Kriminalpolizeistationen 

(mit einer Ausnahme). 

Darüber hinaus ist im Bereich jedes Flächenpräsi­

diums das spezialisierte Kommissariat bei einer der 

zugeh~rigen Kriminalpolizeiinspektionen auch für den. 

Gesamtbereich dieses Präsidiums als Schwerpunkt­

dienststelle zuständig. 

Das bayerische Landeskriminalamt beantwortete fast 

den kompletten Fragebogen, für alle 

Dienststellen wurde die Befragung von 

übr igen O. g. 

sei ten des 

Freistaates Bayern auf ei~en Teil des Fragenkatalogs 

reduziert. (Diese von den bayerischen Dienststellen 

. nicht beantworteten Fragen sind bei der folgenden 

Darstellung der Einzelergebnisse jeweils gekenn­

zeichnet. ) 
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In Berlin als Stadtstaat sind die kriminalpolizei­

lichen Aufgaben in einer Gesamtbehörde zentrali­

siert. Zwei Referate· der Kriminalpolizei sind für 

den Bereich der Wirtschaftskriminali tä t zuständig, 

eines für die Vermögensdelikte und eines für die 

Umwel t- und Gewerbedelikte . Beide haben den Frage­

bogen beantwortet. 

Blte.me.n 

Die Bearbeitung von Wirtschaftsstraftaten erfolgt 

durch die Fachdienststellen der örtlich zuständigen 

Behörden in den Städten Bremen und Bremerhaven. 

Ermittlungen auf LKA-Ebene werden nicht geführt. Das 

LKA ist nur mit Auswertungs- und Koordinierungsauf­

gaben befaßt. 

Alle drei Dienststellen haben sich an der Befragung 

beteiligt, das Landeskriminalamt allerdings nur 

insoweit, wie es um Fragen der Auswertungstätigkeit 

ging. 

Hambultg 

Wie Berlin verfügt auch Hamburg über eine zentrale 

Polizeibehörde. Innerhalb der Kriminalpolizei ist 

eine Inspektion für Vermögensdelikte (Wirtscbafts~ 

delikte, Betrug, Amtsdelikte, F~lschungen) zustän­

dig. Drei der (vier) zugehörigen Fachkommissariate 

bearbeiten Wirtschaftskriminalität im weiteren 

Sinne. Alle drei Dienststellen haben sich an der 

Befragung beteiligt. 

H e.-6 -6 e.n 

In Hessen erfolgt die Sachbearbeitung von Wirt­

schaftskrtminalität durch 

- ein spezialisiertes Hauptsachgebiet beim hes-
sischen Landeskriminalamt, 
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spezialisierte Dienststellen bei zwei der drei 

Regierungspräsidien, 

- die örtlichen Polizeipräsidien, 

und Kriminalkommissariate bei 

tungen. 

Polizeidirektionen 

den Kreisverwal-

Sämtliche Dienststellen wurd~n an der Befragung 

beteiligt. 

N-Le.de.lt.6 ach.6 e.n 

Als sachbearbeitende Dienststellen für Wirtschafts­

straftaten fungieren in Niedersachsen 

ein spezialisiertes Dezernat beim Landeskriminal-

amt, 

- die örtlichen Polizeidirektionen und Kriminalpoli­

zeiinspektionen sowie teilweise die den letzteren 

nachgeordneten Kriminalkommissariate. 

Das Landeskriminalamt , sämtliche Polizeidirektionen 

und Krimina~polizeiinspektionen sowie zwei Kriminal­

kommissariate waren an der Befragung beteiligt. 

Da die örtlichen Kriminalpolizeiinspektionen direkt 

der jeweiligen 

fehlt dort die 

Bezirksregierung unterstellt 

untere Integrationsebene. In 

sind, 

der 

Funktion kommen die Kriminalpolizeiinspektionen 

jedoch Dienststellen der unteren Integrationsebene 

in anderen Bundesländern in et~a gleich. 

In Nordrhein-Westfalen liegt die Bearbeitung von 

Wirtschaftsstraftaten bei 

- einem spezialisierten Dezernat des Landeskriminal­

amts, 

- vier überörtlich zuständigen Dienststellen, je­

weils am Sitz einer SChwerpunktstaatsanwaltschaft, 

- den Betrugskommissariaten der örtlichen Kreispoli­

zeibehörden. 
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Die Erhebung wurde von sei ten des Innenministeriums 

des Landes Nordrhein-Westfalen auf das LKA-Dezernat 

und die vier Schwerpunktdienststellen beschränkt .. 

Rhe-<.ntand-Pn atz 

Die Zuständigkeit für die Bearbeitung von Wirt­

schaftsstraftaten ist in Rheinland-Pfalz ausschließ­

lich auf überörtlich zuständige Dienststellen über­

tragen. Dabei handelt es sich um 

- ein spezialisiertes Ermittlungsreferat des Landes­

kriminalamts, 

- die Fachdienststellen bei den (fünf) Polizeipräsi­

dien, bei den Polizeidirektionen Pirmasens und 

Worms sowie beim Polizeiamt Bad-Kreuznach. 

Sämtliche vorgenannten Dienststellen waren an der 

Befragung beteiligt. 

Saalttand 

Ähnlich den Stadtstaaten Berlin und Hamburg verfügt 

das Saarlan~ über eine zentralisierte Kriminalpoli~ 

zeibehörde ~ Die örtliche zuständigen Dienststellen 

sind ebenso Organisations einheiten dieser Behörde 

wie die zentralen, landesweit zuständigen Dienst­

stellen. Das Kriminalpolizeiamt des Saarlandes war 

als Gesamtbehörde an der Befragung beteiligt. 

Schte~w-<.g-Hot~te-<.n 

Wirtschaftsstraftaten werden in Schleswig-Holstein 

bei 

- einem Sachgebiet des Kriminalpolizeiamtes, 

- .den Fachkommissariaten der (vier) 

Kriminaldirektionen bearbeitet. 
I 

regionalen 

Sämtliche Dienststellen waren an der Befragung 

beteiligt. 
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Bundeskriminalamt 

Im Bundeskriminalamt werden Wirtschaftsstraftaten in 

einer für Wirtschaftskriminalität und sonstige Ver­

mögensdelikte zuständigen (Referats-)Gruppe bearbei­

tet. 

Systematisierung nach Organisations ebenen 

Angesichts der dargestellten aufbauorganisatorischen 

Gegebenhei ten in den Bundesländern läßt sich für 

eine annähernde länderübergreifende Schematisierung 

eine Einteilung der antwortenden Dienststellen in 

sechs Gruppen vornehmen. Sie werden im folgenden als 

Organisationsebenen bezeichnet. 
\ 

Organisationsebene A: Dienststellen eines Landes-

kriminal amtes bzw. einer 

landes zentralen Behörde sowie 

des BKA 

Organisationsebene B: Dienststellen einer überört­

lich zuständigen Polizeibe­

hörde der oberen Integra­

tionsebene (nur in Flächen~ 

staaten) 

Organisationsebene C: Dien~tstellen einer örtlich 

zuständigen Polizeibehörde, 

die auch überörtliche Zustän­

digkeiten wahrnimmt 

Organisationsebene D: Dienststellen einer Groß-

stadtpolizeibehörde auf der 
. 6 ) 

unteren Integratlonsebene 

, 
6) Guoßstädte im Sinne der Aufstellung "Großstädte ab etwa 

100.000 Einwohner" in der Polizeilichen Kriminalstatistik. 
Vgl. Bundeskriminalamt (Hg.): Polizeiliche Kriminalstati­
stik 198~, Wiesbade~ 1984, S. 18. 
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Organisationsebene E: Dienststellen einer anderen 

Polizeibehörde der unteren 

Integrationsebene 

Organisationsebene F: Dienststellen unterhalb der 

unteren Integrationsebene. 

Organisationsebene A umfaßt die Dienststellen des 

Bundeskriminalamtes, der Landeskriminalämter bzw. 

Kriminalpolizeiämter der Flächenstaaten und Bremens 

~owie die für den Kernbereich der Wirtschaftskrimi­

nalität zuständigen Dienststellen aus den Stadt­

staaten Berlin und Hamburg 6a ). Organisationsebene B 

wird von den Dienststellen der Landespolizeidirelk­

tionen in Baden-Württemberg, der Regierungspräsidien 

in Hessen und der Kriminaldirektionen in Schleswig­

Holstein gebildet. Dienststellen der Ebene C finden 

sich in Form der Schwerpunktdienststellen in Nord­

rhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz. In Organisa­

tionsebene D sind alle j n keiner der bisher be­

schriebenen Gruppen enthaltenen Dienststellen von 

Großstadtpolizeibehörden z·~sammengefaßt. Dazu zählen 

aus sachlichen Gründen auc~ großstädtische Kriminal­

poli~eiinspektionen aus Niedersachsen, obwohl dort 

keine untere Integrationsebene verwirklicht ist. 

Organisations ebene E unterscheidet sich von Ebene D 

nur durch das fehlende Kriterium der Großstadt, 

Dienststellen der Ebene F bilden die Ausnahme bEÜ 

der vorliegenden Befragung. Sie finden sich nur 

unter den Antwortend~n aus den flächengrößtEm 

Bundesländern Bayern und Niedersachsen. 

6a) Die jeweils weiteren antwortenden Dienststellen aus diesen 
beiden Stadtstaaten sind in der Gruppe Derfaßt. 
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Die antwortenden Dienststellen verteilen sich auf 

diese Ebenen wie folgt: 

Tab. 2: Organisationsebenen 

Dienststellen 

der antwortenden 

Organisations- Zahl der antwortenden Dienststellen 
ebene absolut prozentual (N = 1 47) 

A 1 2 8,2 % 
B 1 1 7,5 % 
C 1 2 8,2 % 
D 32 21 ,8 % 
E 72 49,0 % 
F 8 5,4 % 

Die Zahl der antwortenden Großstadtpolizeibehörden 

wird dadurch verfälscht, daß die nordrhein-west­

fälischen bis auf die genannten Schwerpunktdienst­

stellen fehlen. Von den in der Polizeilichen Krimi-

nalstatistik ausgewieseneri Großstädten ab etwa 

100.0DO Einwohnern sind die Dienststellen aller 

Bundesländer mit Ausnahme Nordrhein-Westfalens in 

die Untersuchung eingegangen. Damit fehlen immerhin 

23 Großstadtpolizeibehörden. 

Die aufbauorganisatorische Ansi~dlung der Dienst­

stellen in den einzelnen Bundesländern ergibt fol­

genden Überblick: 

Tab. 3: Organisationsebenen nach Bundesländern 

Organi- BW BY BR HB HH HE NI NW RP SL SH BKA 
sations-
ebene 

A 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 
B 

I 
5 - - - - 2 - - - - 4 -

C - - - - - - - 4 8 - - -
D 7 8 1 2 2 5 7 - - - - -
E 22 22, - - - 15 1.3 - - - - -
F - 6 - - - - 2 - - - - ...,. 
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Die (nur für Flächenstaaten relevanten) Organisa­

tionsebenen Bund C, also Wirtschaftskriminali tät 

bearbeitende Dienststellen mit Zentralstellen- bzw. 

überörtlichen Funktionen, finden sich nur in fünf 

d 1 " d 7) Bun es an ern . 

Sachlicher Zuständigkeitsbereich und Spezialisie­

rungsgrad 

Der sachliche Zuständigkeitsbereich der antwortenden 

Dienststellen ist ein erster Hinweis auf den Spezia­

lisierungsgrad bei der kriminalpolizeilichen Bear-

beitung von Wirtschaftsstraftaten. Unterschieden 

wurde zwischen Dienststellen, die 

- ausschließlich Wirtschaftsdelikte, 

- Wirtschaftdelikte und andere Vermögensdelikte, 

- Wirtschaftsdelikte, 

weitere Delikte 

andere Vermögensdelikte und 

bearbei ten. Dazu war es erforderlich, zunächst zu 

klären, welche Definition von Wirtschaftskriminali-

tät bei der 

findet. 

Zuständigkeitsabgrenzung 

Abgrenzung von Wirtschaftskriminalität 

Verwendunq 

Die Frage nach der bei der Abgrenzung von Wirt­

schaftskriminalität verwendeten Definition wurde von 

90 Befragten beantwortet (61,2 %). Da in Bayern nur 

das Landeskriminalamt diese Frage beantwortete, ist 

diese Quote verzerrt. Außerhalb Bayerns ergibt sich 

eine Antwortquote von 80,9 %. 

7) Vgl. aber auch den Hinweis auf überörtliche Zuständigkeiten 
in Bayern am Anfang des vorausgehenden Abschnitts 2.2.1.1. 
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Die Antworten verteilen sich auf die verschiedenen 

Definitionen wie folgt: 

Tab. 4: Definition von Wirtschaftskriminalität 

Verwendete 'Definition/ Zahl der Antworten 
Abgrenzung absolut in % von N = 90 

Definition gern. Richtlinien 
über den Kriminalpolizei- 41 45,6 % 
lichen Nachrichtenaustausch 
bei Wirtschaftsdelikten 

andere Definition 49 54,4 % 

davon: - § 74c GVG 25 27,8 % 

- Geschäftsvertei-
lungsplan der je-
weiligeri Behörde 5 5,6 % 

-PAD (Baden-
Württemberg) 3 3,3 % 

- sonstige 16 17,8 % 

Sowei t Antworten erfolgten, zeigten sich zunächst 

einmal Unterschiede zwischen den einzelnen Bundes­

ländern. Während in Bremen, Hamburg, dem Saarland 

und Schleswig-Holstein sowie vom bayer ischen Landes­

kriminal~mt nur die Definition der Richtlinien über 

den Kriminalpolizeilichen Nachrichtenaustausch bei 

Wirtschaftsdelikten genannt wurde, wurden von 

Dienststellen anderer Länder in mehr oder weniger 

großem Umfang auch andere Definitionen angeführt. 
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Tab. 5: Definition von Wirtschaftskriminalität nach 

Bundesländern 

BW BY*) BR HB HH HE NI NW RP SL SH 

10 1 1 2 3 5 6 3 4 1 ~: 

' 33,3% 100,0% 50,0% 100,0% 100,0% 29,4% 37,5% 60,0% 50 ,O"~ 100 ,O"~ 100,0% 

20 - 1 - - 12 10 2 4 - .. 
66, 7'~ 50 ,O"~ 7,3,6% 62,5% 40,0% 50 ,O"~ 

*) Antwort nur vom Bayerischen LKA 

Auch die Organisationsebene der antwortenden Dienst­

stellen hatte einen feststellbaren Einfluß auf die 

Art der ~erwendeten Definitiori. Während die Landes­

und regionalen Zehtralste.Llen sowie die Großstadt­

polizeibehörden (durchschnittlich) zu über 61 % den 

Begriff der Richtlinien über den Krirninalpolizei­

lichen Nachrichtenaustausch bei Wirtschaftsdelikten 

angaben, liegt dieser Wert bei den übrigen Organisa­

tionsebenen deutlich darunter. 

Tab. 6: Definition von Wirtschaftskrirninali tät auf 

den verschiedenen Organisationsebenen 

Verwendete Or9anisationsebene 
Definition/ 
Abgrenzung A B C D E F 

gern. Richt- 7 6 6 11 11 -
li ni en über 
Nachrichten- 63,6 % 66,7 % 54,5 % 61 ,1 % 27,5 % austausch -

andere 4 3 5 7 29 1 

36,4 % 33,3 % 45,5 % 38,9 % 72,5 % 100,0 % 
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Geringere Einflüsse sind für den Zuständigkei tsbe­

reiC'-h der antwortenden Dienststelle festzustellen. 

Während Dienststellen, die ausschließlich Wirt-

schaftskriminali tä t bearbei ten, zu knapp 60 "/0 den 

Richtlinienbegriff angeben, sind es bei den übrigen 

deutlich weniger - bei den Dienststellen, die Wirt­

schaftskriminalität und andere Vermögensdelikte 

bearbei ten, auff allenderweise noch weniger als bei 

denen, die auch weitere Kriminalitätsbereiche zu 

bearbeiten haben. 

Tab. 7: Defini tion von Wirtschaftskriminali tät und 

Zuständigkeitsbereich der Dienststelle 

I 
Zuständigkeitsumfang 

Verwendete ausschließlich Wirtschafts- Wirtschafts-/ 
Definition/ Wirtschafts- und andere Vermögenskrimin. 
Abgrenzung kriminalität Vermögens- und weitere De-

kriminal. likte 

gern. Richt- 8 2 31 
linien Nach- 57,1 "/0 28,6 "/0 44,9 "/0 richtenaus-
tausch 

§ 74c GVG 3 3 19 

21,4 "/0 42,9 "/0 27,S "/0 

andere 3 2 19 

21 ,4 "/0 28,6 "/0 I 
I 

27,S "/0 

Bei den Wirtschaftskriminali tä t und andere Vermö-

gensdelikte bearbeitenden Dienststellen kommt 

§ 74c GVG entscheidendes Gewicht zu. 

Zusammengenommen läßt sich zur Definiti6n der Wirt­

schaftskriminalität feststellen, daß dem § 74c GVG, 

also einer Geschäftsverteilungsrichtlinie für die 

Justiz, zentrale Bedeutung zukommt. Abgesehen davon, 

daß diese Vorschrift in 25 Fällen explizit genannt 
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wurde, bildet sie auch den Kern der Defini tion in 

den Richtlinien über den Kriminalpolizeilich~n Nach­

richtenaustausch bei Wirtschaftsdelikten. 

Darin drückt sich wahrscheinlich eine Neigung zu 

Pragmatismus in der mit Schwierigkeiten hberbelaste-

ten Definitionsfrage der Wirtschaftskriminalität 

aus. Da man Wirtschaftskr iminali tät nach dem heu­

tigen Erkenntnisstand kaum als eine Gruppe von 

Straftaten, die alle in einem inneren Zusammenhang 

stehen und gemeinsame, abE:trahierbare Merkmale be­

si tzen, ansehen kann, sind andere Defini tionsver­

suche als solche Kataloge (§ 74c GVG) - insbesondere 

für organisatorische Abgn~nzungen und die stati­

stische Erfassung wenig brauchbar. Zudem stellt 

§ J4c GVG gegenwärtig ein,e Art gemeinsamen Nenner 

aller an der Bekämpfung von Wirtschaftskriminalität 

Beteiligten bzw. Interessierten dar. Insgesamt über­

wiegen anscheinend diese Vorteile die bei § 74c GVG 

sehr wohl auch existierenden NachteileS), insbeson­

dere der mangelnden Trennschärfe. 

Diese bei § 74c GVG bereits eingeschränkte Trenn­

schärfe wird bei der polizE~ilichen Definition inden 

Richtlinien über den Kriminalpolizeilichen Nachrich.,.. 

tenaustausch bei Wirtschaftsdelikten durch die Zif­

fer 2 ("Delikte, die im Hahmen tatsächlicher oder 

vorgetäuschter wirtschaftl.icher Betätigung begangen 

werden und über eine Schädigung von einzelnen hinaus 

das Wirtschaftsleben beeinträchtigen oder die Allge­

meinheit schädigen können und/oder deren Aufklärung 

besondere kaufmännische Kenntnisse erfordert 11) noch 

wei ter verringert. Deshalb sind die doch häufige 

8) Vgl. dazu Poerting, Peter: Begriff und Besonderheiten der 
Wirtschaftskriminalität aus kriminalpolizeilicher Sicht, 
in: Wirtschaftskriminalität, Teil 1, BKA-Schriftenreihe, 
Band 52, Wiesbaden, 1983, S. 14. f. 
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Angabe von § 74c GVG als verwendete Definition wie 

auch die Verwendung von Straftatenkatalogen (ein­

schließlich der Vorgaben für PAD-BW) als Hinweis zu 

werten, daß die polizeiliche Praxis eine einfache 

und dabei doch hinreichend klare Begriffsumschrei-
9 ) bung bevorzugt . 

Sachliche Zuständigkeitsbereiche der Dienststellen 

Die Verteilung der eingegangenen Antworten auf die 

eingangs bereits erwähnten drei verschiedenen Grup­

pen von Zuständigkeiten ergibt folgendes Bild: 

Tab. 8: Zuständigkeiten der Dienststellen 

Zuständigkeitsumfang Zahl der Dienststellen 

absolut in % von N = 146*) 

ausschließlich Wirt-
schaftskriminalität 21 14,4 % 

Wirtschaftskrimi-
nalität und andere 
Vermögensdelikte 12 8,2 % 

Wirtschaftskrimi-
nalität, andere 
Vermögensdelikte 
und weitere Straf-
taten 113 77,4 % 

*) Ohne LKA Bremen 

Differenziert man nach Dienststellen von Landeskri­

minalämtern, landeszentralen Behörden und des BKA 

einerseits und allen übrigen Dienststellen anderer-

9) Vgl. dazu auch unten die Ergebnisse zur Begriffsabgrenzung 
der Wirtschaftskriminalität im Rahmen des Kriminalpolizei­
lichen Nachrichtenaustauschs bei Wirtschaftsdelikten in 
Abschnitt 2.6.1.2. 
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sei ts, so ergibt sich für die erstgenannte Gruppe 

folgende Übersicht: 

Tab. 9: Zuständigkeiten der LKA- und BKA-Dienst­

stellen 

Zuständigkeitsumfang Zahl der Dienststellen 

absolut in % von N = 111 * ) 

ausschließlich Wirt-
schaftskriminalität 6 54,5 % 

Wirtschaftskrimi-
.nalität und andere 
Vermögensdelikte 2 18,2 % 

Wirtschaftskrimi-
nalität, andere 
Vermögensdelikte 
und weitere Straf-
taten 3 27,3 % 

*) Ohne LKA Bremen 

Demnach gibt es nur in sechs der elf Bundesländer 

eine landesweit zuständige Dienststelle, die aus­

schließlich auf Wirtschaftskriminalität speziali­

siert ist. 

Für die übrigen Dienststellen· ergibt sich 

Ländern differenziert - folgendes Bild: 

nach 

Tab. 10: Zuständigkeiten der übrigen Dienststellen 

nach Bundesländern 

~ 

BW BV BR HB HH HE NI NW RP SH 

2 3 - 1 - 2 - 2 4 1. 
5,1/0 8,3% 50,0% 9,1% 50,0% 50,0% 25,0% 

3 4 - - - 1 1 - 1 -
8,8% 11,1% 4,5% 4,5% 12,5% 

29 29 1 1 2 19 21 2 3 3 
85,3% 80,6f 100,{f~ 50,0% 100,0% 86,4% . -95,5% 50,0% 37,5% 75,0% 
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Sieht man sich die Zuständigkeitsbereiche der 

Dienststellen in den einzelnen Ländern an, so zeigen 

sich auch dort Unterschiede. In drei Bundesländern 

(Berlin, Niedersachsen, Saarland) gibt es keine 

ausschli~ßlich auf Wirtschaftskriminalität speziali­

sierten Dienststellen. Der Anteil der auf Wirt­

schaftskriminalität spezialisierten Dienststellen 

liegt in den übrigen Flächenstaaten zwischen 8,6 % 

in Baden-Württemberg und 44 % in Rheinland-Pfalz, in 

den übrigen Stadtstaaten bei 50,0 %. Bei der nach 

Bundesländern aufgeschlüsselten Darstellung von 

Einzelergebnissen der vorliegenden Untersuchung 

lassen sich immer wieder drei Gruppen von Bundes­

ländern unterscheiden: 

- Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, 

Nordrhein-Westfalen, 

- Rheinland-Pfalz, Saarland, SChleswig-Holstein, 

- Berlin, Bremen, Hamburg. 

Neben der Unterscheidung von Stadtstaaten (letzte 

Gruppe) und Flächenstaaten lassen sich also letztere 

weiter unterscheiden. Für diese beiden . Gruppen 

werden die Bezeichnungen "große Flächenstaaten" 

(erste Gruppe) und. "kleine Flächenstaaten " (mittlere 

Gruppe) gewählt. 

Fast man die Zuständigkei tsbereiche "ausschließlich 

Wirtschaftskriminali tät" und "Wirtschaftskriminali­

tät und andere Vermögensdelikte" zusammen, so zeigt 

sich, daß die großen Flächenstaaten (mit Ausnahme 

von Nordrhein-Westf alen, das wegen der besonderen 

Antwortstruktur hier außer Betracht bleiben muß) die 

geringeren Anteile von hochspezialisierten Dienst­

stellen aufweisen, di~ kleinen Flächenstaaten und 

die Stadtstaaten die höheren Werte. 
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Tab. 11: Zuständigkeiten 

Bundesländern 

Zuständig- BW BV BR HB 
kei tsumfang 

WK 3 4 - 1 
8,6% 10,8% 50,0% 

WK + VK 3 4 1 -
8,6% 10,8% 50,0% 

sonstiger 29 29 1 1 
82,0//0 78,4% 50,0% 50,0% 

der 

HH 

1 
33,3% 

-

2 
66,7% 

Dienststellen nach 

HE NI NW RP SL SH 

-
3 - 3 s - 1 

13,0% 60,0% 55,6% 20,0% 
-

1 1 - 1 - -
4 ;'% ,) '0 4,3% 11,1% 

-
19 22 2 3 1 4 

82,6% 95,7% 40,0% 33,3% ~OO ,00 80,0% 

Bei der Verteilung der Zuständigkeiten auf die 

einzelnen Dienststellenebenen zeigt sicl), daß ten­
denz-i.ett die Spezialisierung um so stärker' ist, je 

höher die Organisationseb~ne ist. Auf Wirtschaftsde­

likte spezialisierte Dienststellen finden sich nur 

auf den Ebenen A, B, C und D. Gleichzeitig weisen 

die Eben~n A, Bund C nur eine deutlich unterdurch­

schni ttliche Besetzung mi t Dienststellen, die eine 

über Wirtschafts- und andere Vermögensdelikte hin­

ausgehende Zuständigkeit haben, auf. 

Tab. 12: Zuständigkei ten der Dienststellen nach Or­

ganisationsebenen 

Zuständig- Organisationsebene 
keitsumfang A B C , D E F 

ausschließlich 6 5 6 4 - -
Wirtschafts- 54,S % 45,5 % 50,0 % 12,5 % - -
kriminalität 

Wirtschafts- 2 1 1 1 ,6 1 
kriminalität, 18,2 % 9,1 % 8,3 % 3, 1 % 8,3 % 12,5 % 
andere Ver-
mägendselikte 

Wirtschafts- 3 5 5 27 66 7 
kriminali tä t , 27,3 % 45,5 % 41,7 % 84,4 % 31,7 % 87,5 % 
andere Ver-
mägensdelikte 
und weitere 
Straftaten 
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Diese Tendenz ist sicherlich kein überraschendes 

Ergebnis. Überraschend ist vielmehr eher zweierlei, 

nämlich daß 

- der Anteil der ausschließlich auf Wirtschafts~ 

kriminalität spezialisierten Dienststellen auf den 

Ebenen A, Bund C nicht höher ist als zwischen 

45,5 % und 54,5 % und daß 

- der Anteil der für Wirtschaftskriminalität und 

andere Vermögensdelikte zuständigen Dienststellen 

insgesamt wie auch auf allen Organisationsebeneri 

so gering ist. 

Der Spezialisierungsgrad muß unter diesen Umständen 

insgesamt als noch relativ gering bezeichnet werden. 

Zuständigkeiten für ausgewählte Deliktsbereiche 

Von einigen Deliktsbereichen war bereits vor der 

Erhebung bekannt, daß sie teilweise von den für 

Wirtschaftskriminali tätzuständigen Dienststellen 

bearbeitet werden, teilweise aber auch von anderen. 

Dabei handelt es sich um 

- die illegal~ Arbeitnehmerliberlassung 

- Umweltstraftaten 

- Scheckbetrug 

- Computerdelikte 

Verstöße gegen das Lebensmittelrecht 

Verstöße gegen st~afrechtliche Nebengesetze auf 

dem W~rtschaftssektor. 

Der . Bedeutung dieser Deliktsbereiche entspreche~d 

wurde explizit danach gefragt, ob sie zum Zuständig­

keitsbereich der jeweiligen Dienststelle zählen. 

Beantwortet haben diese Frage 142 Dienststellen 

(96,6 %). 
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Nach der Häufigkeit der positiven Antworten geordnet 

ergibt sich folgendes Bild: 

Tab. 13: Zuständigkeit der Dienststellen für. ausge­

wählte Deliktsbereiche 

Deliktsbereich Zuständige Dienststellen 

absolut in % von N = 142 

Verstöße gegen strafrechtliche 
Nebengesetze auf dem Wirt-
schaftssektor 140 98,6 % 

Computerdelikte 132 93~0 % 

Illegale Arbeitnehmer-
überlassung 130 91 ,5 % 

Scheckbetrug 96 67,6 % 
Umweltstraftaten 68 47,9 % 

Verstöße gegen das Lebens-
mittelrech t 33 23,2 % 

Nachfolgend wird auf die Zuständigkeit für die 

einzelnen Deliktsbereiche näher eingegangen. Ledig­

lich auf den Bereich der strafrechtlichen Nebenge­

setze auf dem Wirtschafts:3ektor wird verzichtet, da 

dazu nur zwei Dienststellen negative Antworten 

abgaben. 

2.2.2.3.1 Illegale Arbeitnehmerüberlassung 

130 der befragten Dienststellen sind auch für die 

Bearbei tung von Straftaten im Zusammenhang mi t der 

illegalen Arbeitnehmerüberlassung zuständig. In den 

Ländern Berlin und Hamburg sowie beim Polizeipräsi­

dium Köln sind jeweils spezialisierte Dienststellen 

eingerichtet worden. In den übrigen Ländern bearbei­

ten nahezu alle für Wirtschaftskriminalität zustän­

digen Dienststellen ~uch die Fälle von illegaler 

Arbeitnehmerüberlassung. Nennenswerte Unterschiede 

hinsichtlich der Organisations ebenen und der Zustän­

digkeitsbereiche sind nicht festzustellen. 
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In den Fällen, in denen die Bearbei tung von Ver­

fahren der illegalen Arbei tnehmerüberlassung nicht 

bei den für Wirtschaftskriminalität zuständigen 

Stellen liegt, wurden als zuständige Dienststellen 

in sechs Fällen andere Kommissariate der gleichen 

Behörde, in einem Fall die Verwal tungsbehörden an­

gegeben. Von fünf der solchermaßen antwortenden 

Dienststellen wurde zum Ausdruck gebracht, daß eine 

künftige Bearbei tung dieser Delikte, im Bereich der 

für Wirtschaftskriminalität zuständigen Dienststelle 

für wünschenswert gehalten wird. 

2.2.2.3.2 Umweltdelikte 

Umwel tstraftaten weisen häufig Merkmale von Wirt­

schaftskriminalität auf. Dementsprechend liegt ihre 

BearbeLtung zumindest fallweise bei den für Wirt­

schaftsdelikte zuständigen Dienst~tellen. Die Befra­

gung zeigte, daß diese Zuständigkeitsregelung jedoch 

ein höchst ,differenziertes, ja teilweise diffuses 

Bild aufweist. In einzelnen Bundesländern ist die 

Bearbeitung von Umweltstraftaten von der Bearbeitung 

der Wirtschaftskriminalität organisatorisch ge­

trennt, in anderen bestehen fließende Übergänge. In 

vielen Fällen liegt die Zuständigkeit grundsätzlich 

bei Schutzpolizeidienststellen. Die Kriminalpolizei 

wird erst zuständig, wenn. schwerere Fälle oder Fälle 

mit wirtschaftsdeliktischem Hintergrund vorliegen. 

Von den befragten Kriminalpolizeidienststellen 

bearbei ten immerhin 68 auch Uinwel tstraftaten, wäh­

rend 74-auf die entsprechende Frage mit "nein" ant-
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worteten. Nach Bundesländern differenziert ergibt 

sich folgendes Bild: 

Tab. 14: Zuständigkeit für Umweltstraftaten nach 

Bundesländern 

Zustän- BW BY BR HB*} HH HE NI*} NW RP SL SH BKjl\ 
digkeit 

Ja' 16 4 1 2 - 14 18 2 6 - 4 1 

Nein 19 29 1 - 3 9 5 3 3 1 1 -

*) Ohne LKA Bremen. 
In Niedersachsen wurde darauf hingewiesen, daß 
Um~eltverstöße gene~ell bei der Schutzpolizei 
bearbei tet . werden, in schweren Fällen oder bei 
wirtschaftskriminellem Hintergrund aber Bearbei­
tung durch die Kriminalpolizei erfolgt. 

Spezialisierte Dienststellen bestehen in den Ländern 

wie folgt: In Baden-Württemberg ist ein Teil dE~r 

Aufgaben polizeilichen Umwel tschutzes auf den Wirt­

schaftskontrolldienst übertragen worden. Sie liegen 

insbesondere in den Bereichen des Gewässerschutzes , 

der Abfal~beseitigung und des (Lärm-}Immissions­

schutzes'O). Daneben wurde ein mobiles Umweltschutz­

kO,mmando (MUK) beim Lande:5kriminalamt eingerichte 1t. 

Sein Einsatz ist auf bedeutende Fälle der Umwel t­

kriminali tät beschränkt. :5eine Aufgaben liegen vor 

allem in der Vorprüfung von Substanzen und in einer 

sachgerechten Beweissicherung. 

In Berlin obliegt die Bearbeitung von Umweltdelikten 

einer spezialisierten Inspektion der Kriminalpoli-, 

zei. 

10) Vgl. näher dazu Erlaß iiber die Aufgaben des Wirtschafts­
kontrolldienst~s (WKri-Aufgabener,laß) vom 14.8.1980 sowie 
Teufel, Manfred: Der Wirtschaft:3kontrolldienst ,in Baden­
Württemberg, in: Wistra 2. Jg. (1983), S. 139 - 141. 
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In Hamburg werden Umweltdelikte bei einer speziali­

sierten Dienstgruppe der Schutzpolizei bearbei tet. 

Hessen verfügt über eine zentrale Dienststelle zur 

Bearbei tung von Umwel tstraftaten beim Landeskrimi­

nalamt. 

Soweit andere als die befragten Kriminalpolizei­

dienststellen zuständig sind, wurden folgende An­

gaben von den Befragten gemacht. 

Tab. 15: Zuständigkeit 

Umweltdelikte 

Zuständige BW BY BR 
Dienststelle 

Kriminal- - - -
polizeiliche 
Zentral-
stelle 

andere 7 26 -
Kriminal-
polizei-
dienst-
stelle 

Schutz- - 11 1 
polizei 

Spezial- 17 - 1 
dienste "-

(WKD u.ä.) 

anderer 

HH HE 

- 4 

- 1 

2 9 

- -

Mehrfachnennungen zulässig 

Dienststellen für 

NI NW RP I SL SH 

- - - - -

I 1 I 3 2 1 1 

I 
I 

I 
I , 

I 
I 

5 - 1 - 1 

- - - - -

Insgesamt gesehen ist festzustellen, daß Umwel tde­

likte, soweit sie über geringfügige Verstöße (insbe­

sondere Ordnungswidrigkeiten) hinausgehen, bei 

kriminalpolizeilichen Dienststellen bearbeitet 

werden. 
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Der ausdrückliche Wunsch, Umweltdelikte im gleicheri 

Zuständigkeitsbereich zu bearbeiten wie Wirtschafts­

delikte, wurde von zehn der Dienststellen (außerhalb 

Bayerns), die bislang keine solche Zuständigkeit 

aufweisen, geäußert (Baden-Württemberg: 7, Hamburg, 

Hessen und Ni~dersachsen: je 1). 

Zahlenmäßig schlagen Verfahren wegen Umweltdelikten 

bei den befragten Diensts teIlen gegenwärtig aller­

dings noch nicht sehr stark zu Buche. Unter den 

Ermittlungsschwerpunkten des Jahres 1983 wurden sie 

nur von 3 Dienststellen explizit angeführt (LKA 

Baden-Württemberg, Referat Umwel t- und Gewerbede­

likt;e der LPD Berlin und PI? Köln) 1,1) . 

2.2.2.3.3 Scheckbetrug 

Der S~heckbetrug ,im Grenzbereich von allgemeinem 

Betrug und Wirtschaftskrim,inalität angesiedelt, wird 

als Delikt im ZahlungsveTkehr oft den für Wirt­

schaftskriminalität zuständigen Dienststellen zuge­

wiesen. Dort wird diese Sachbearbeitung von Massen­

vorgängen vielfach als sachfremde Zusatzbelastung 

~mpfunden, wenn kein wirt:::chaftskrimineller Hinter­

grund vorliegt. 

,Während in den Ländern Bremen, Hamburg , Nordrhein­

Westfalen , Saarland und Schleswig-Holstein keine de!r 

für Wirtschaftskriminalit,ät zuständigen Dienst-

stellen Fälle des Scheckbetrugs zu bearbeiten hat, 

ist es in allen übrigen Bundesländern der jeweils 

überwiegende Teil. Dabei ist der Anteil der auch 

Scheckbetrug bearbeitenden Dienststellen tendenziell 

um so höher, je niedriger die Organisationsebene der 

Dienststelle ist. 

11) Vgl. dazu unten Abschnitt 2.4.6. 
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Spezialisierte Dienststellen für Scheckbetrug be­

stehen in Hamburg und beim pp München. 

Soweit die Bearbeitung nicht durch die antwortenden 

Dienststellen erfolgt, liegt sie überwiegend bei 

den Betrugskommissariaten oder anderen Dienststel­

len der Kriminalpolizei (19 bzw. 16 Nennungen). Aus 

Niedersachsen wurde aber auch die Bayern und 

Schutzpolizei 

lagerte Fälle 

als zuständige Stelle für einfach ge­

genannt (3 Nennungen). 

Nur in einem 

Scheckdelikte 

Fall wurde der Bedarf 

künftig in den gleichen 

geäußert, 

Zuständig-

kei tsbereich wie 

führen. 

Wirtschaftskriminalität zu über-

2.2.2.3.4 Co~puterdelikte 

Computerdelikte werden nahezu ausschließlich bei 

den befragten Dienststellen bearbei tet. Allerdings 

erfolgte vielfach der Hinweis, daß dies eine reine 

Aufgabenzuweisung darstelle, ohne daß bislang Fälle 

aufgetreten seien. 

Von den fünf antwortenden Dienststellen, die selbst 

nicht für Computerdelikte zuständig sind (bzw. 

wären), gaben zwei das örtliche Betrugskommissa­

riat, drei eine kriminalpolizeiliche Zentralstelle 

als zuständige Stelle an. 

In einem Fall wurde der Wunsch geäußert, Computer­

delikte zukünftig bei der für Wirtschaftskriminali­

tät zuständigen Dienststelle zu bearbeiten. 

2.2.2.3.5 Verstößte gegen das Lebensmittelrecht 

Verstöße gegen das Lebensmittelrecht spielen bei 

den für Wirtschaftskriminalität zuständigen Dienst­

stellen nur eine untergeordnete Rolle . Nur 33 der 

142 antwortenden Dienststellen weisen eine Zustän­

digkei t für diesen Bereich auf. In der Regel sind 

die Schutzpolizei oder spezialisierte Dienste wie 
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der Wirtschaftskontrolldienst in 

oder das Referat Umwelt- und 

Berlin zuständig. Gegebenenfalls 

Baden-Württemberg 

Gewerbedelikte in 

erf olgt die Sach-

bearbeitung auch durch die Ordnungsbehörden. 

Anteil der Wirtschaftskriminalität 

Als weiteres Maß für dl~n Spezialisierungsgrad der 

sachbearbeitenden Dienststellen kann der Anteil der 

Personalkapazität, der auf die Bearbeitung von 

Wirtschaftsstraftaten entfällt, angesehen werden. 

Vielen Dienststellen, die nur in geringem Umfang 

Wirtschaf tsdelik te bearbeiten, ist' die Beantwortung 

dieser Frage schwer gef cillen, so daß präzise, ver­

wertbare Angaben nicht zustande kamen. Einige 

Dienststellen drück ten beispielsweise aus, daß 

einzelne Beamte der Dienststelle für die Bearbeitung 

von Wirtschaftsstraftaten zuständig seien, diese 

jedoch im wesentlichen durch die Bearbeitung allge­

meiner Vermögensdelikte ausgelastet seien. 

Verwertbare Angaben zum Anteil der auf die Bearbei­

tung von Wirtschaf tskriminali tät entf allenden Per-
c, 

sonalkapazität machten 112 Dienststellen. Der 

Durchschnittswert für diese Dienststellen ist 

55, 7 %. Dieser Anteilswert stell t sicherlich eine 

Höchstgrenze dar. Denn die Dienststellen, die keine 

oder keine verwertbare Angaben machten (insgesamt 

35; 23,8 % der Befragten), zählen vor allem zu den 
I 

Bereichen, die 

- neben Wirtschaf tsdelik ten auch andere Delik tsbe­

reiche zu bearbeiten haben und 

- auf niedriger Organisationsebene angesiedelt sind. 

Dienststellen dieser 

läufig nur geringe 

Ebenen erreichen aber zwangs­

(unterdurchschnittliche) An-

teilswerte, wie auch die weiteren Ausführungen über 

die Zusammenhänge zwischen Zuständigkeitsbereich 
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und Organisationsebene einersei ts und den Anteils­

werten andererseits noch zeigen werden. 

Hinzl.'l kommt schließlich, daß aus einem Bundesland 

(Nordrhein-Westfalen) nur stark sp~zialisierte 

Dienststellen geantwortet haben. Das verfälscht 

natü.rlich den durchschnittlichen Anteilswert . Ohne 

Berücksichtigung der nordrhein-westfälischen 

Dienststellen sinkt der Durchschni ttswert der üb-

rigen antwortenden Dienststellen 

geringfügig - auf 54,2 %. 
wenn auch nur 

Hinsichtlich der Anteilswerte in den verschiedenen 

Bundesländern ist keine klare Tendenz erkennbar. So 

Dienststellen aus Baden­

alle Werte verteil t. Ähn-

sind beispielsweise die 

Württemberg über nahezu 

liches gilt für Bayern, wo allerdings eine leichte 

Konzentration im Bereich niedriger Anteilswerte 

festzustellen ist. Die hessischen Dienststellen 

sind über nahezu alle Anteilswerte verteil t. Die 

Werte der Dienststellen aus Niedersachsen ergeben 

nahezu eine Normalverteilung (symmetrisch, häufig­

ster Wert beim Mittelwert). 

Klar ablesbar ist lediglich, daß in gewissen Bun-

desländern, und zwar vornehmlich in Berlin, Nord­

Schleswig-Hol-rhein-Westfalen, 

stein sowie mit 

Rheinland-Pfalz, 

dem Saarland und 

Einschränkungen 

die an~wortenden 

in Bremen und 

Dienststellen 

hohe und höchste Anteilswerte erreichen. Insbeson­

dere das Beispiel Nordrhein-Westfalens belegt je­

doch, daß dies auch an der Selektion der befragten 

Dienststellen liegen kann. 
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Tab. 16: Anteil der auf die Bearbei tung von Wirt-

schaftsstraftaten entfallenden 

kapazität nach Bundesländern 

L A :'J D 
Anteil der Per-
sonalkapazität 

von ... bis ein-
über schließl. BW BY BR HB HH HE NI NW 

keine Angaben 11 ' 6 - 1 _. 7 7 1 

- 15 % - 6 - - _. 1 - -

15 % - 25 %' 1 9 - - 1 3 4 -

25 % - 33 % 2 5 - 1 1 3 2 -

33 % - 50 % 9 3 - - _. 4 6 -

50 % - 67 % 3 1 1 - -- 1 3 -

67 % - 99 % 5 3 - - -- 2 1 2 

100 % 4 4 1 1 1 2 - 1 

Personal-

RP SL SH 

2 - -

- - -

- - -

- - -

2 - -

- - -

- 1 4 

5 .- 1 

durchschnittlich (Q,7'/o 1IJ,7'Io 71 ,fj/o (A,fj/o 51,e~ 49,0//0 42,0//0 91~ ,Cf/o I fJ5, 7'/0 ff),fJ/o ~,(f/o 

Ermi ttel t man für jedes einzelne Bundesland einen 

Durc.hschni ttswert, so zeigen s ich deutliche Un ter­

schiede. 

Tab. 17: Durchschni ttlicher Anteil der auf die Be­

arbeitung von Wirtschaftsstraftaten ent­

fallenden Personalkapazität nach Bundes­

ländern 

Nordrhein-Westfalen 94,5 % 
Schleswig-Holstein 89>,0 % 
Rheinland-Pfalz 85',7 % 
Saarland 85, ,0 % 
Berlin 77,5 % 
Bremen 64· ,5 % 
Baden-Württemberg - 6:i: , 7 % 
Hamburg 51 ,6 % 
Hessen 49,9 % 
Niedersachsen 4L: ,9 % 
Bayern 40,7 % 
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Auch hier macht sich wohl die Selektion bei den 

Befragten bemerkbar. In den Ländern Bayern, Hessen 

und Niedersachsen wurde sehr breit geantworte~, so 

daß auch Dienststellen, die nur vereinzelt und/oder 

wenig Wirtschaftsdelikte bearbeiten, einbezogen 

wurden. Dadurch sinken diese Bundesländer bei den 

Durchschnittswerten an das untere Ende der Tabelle. 

Die ihnen gegenüber etwas abgesetzte Position des 

weiteren großen Flächenstaates Baden-Württemberg 

findet seine Erklärung sicherlich darin, daß in 

diesem Bundesland die Spezialisierung bereits breit 

und t t ' h t 'b worden l.'st 12 ). sys ema l.SC vorange rl.e en 

Vernachlässigt man wegen der beschriebenen Umstände 

der Befragung das Land No~drhein-Westfalen, so 
1 3 ) 

zeigt sich, daß - gemäß der oben berei ts ange-

führten Einteilung - die kleinen Flächenstaaten die 

hohen Werte aufweisen (durchschnittlich 86,9 %), 

die Stadtstaaten die mittleren (durchschnittlich 

62,7%) und di~ großen Flächenstaaten die niedrigen 

(durchschnittlich 48,8 %). 

Die zentralistische Organisation in den Stadt­
( 

staaten (es existiert in der Regel eine Polizeibe-

hörde, allenfalls - wie in Bremen zwei) is t Er-

klärung für deren hohen Anteilswert : die Existenz 

einer zentralen Polizeibehörde erlaubt die Einrich­

tung spezialisierter Dienststellen für den Bereich 

Wirtschaftskriminalität. Wenig spezialisierte 

Dienststellen "in der Fläche" fehlen dort. Ähn­

liches gilt für die kleinen Flächenstaaten: zentra­

lisierter Aufbau (nur ein KPA) im Saarland, vier 

zentrale Direktionen in Schleswig-Holstein. 

12) Bei sämtlichen fünf Landespolizeidirektionen sind Dezer­
nate "Wirtschaftskriminalität" eingerichtet worden, bei 
vielen Polizeipräsidien und -direktionen bestehen Teil­
dezernate "Wirtschaftskriminalität"; vgl. auch oben 2.2.1. 

13) Vgl. oben 2.2.2.2. 
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Bei einem Vergleich des auf die Bearbeitung von 

Wirtschaftskriminali tät entfallenden Personalanteils 

mi t den Organisationsebenen zeigt sich eine deut­

liche Tendenz, daß dieser Anteil um so grBßer ist, 

je hBher die Dienststellenebene ist. Alle LKA­

Dienststellen, die Angaben machten (9 von 11) lie­

gen bei Werten von 80 % und mehr, zwei Drittel von 

Ihnen erreichen 100 % (zum Verg:leich: der BKA-An­

teilswert beträgt 40 %). 

Die Dienststellen auf Regierüngspräsidiums-Ebene 

(Dienststellenebene B) erreichen sogar alle Werte 

von 85 % und mehr, die Hälfte von Ihnen den Wert 

100 %. Die übrigen Dienststellen mit überBrtlichen 

Zuständigkei ten (Ebene C) kommen mi t 2 Ausnahmen 

(je 50 %) auf Anteilswerte von 80 % und mehr, 6 von 

10 erreichen den Wert 100 %. Die Dienststellen der 

unteren Integrationsebene (Ebenen D und E) decken 

mi t ihren Werten das ganze Spektrum von 10 % bis 

100 % ab. Bei Organisationsebene E bleiben aber 

nahezu zwei Drittel unter 50 %. Von den übrigen 

Dienststellen erreicht nur eine Dienststelle (mit 

30 %) mehr als 20 %. 

Tab. 18: Anteil der auf die Bearbei tung von Wirt­

schaftsstraftaten entfallenden Personalka­

pazität nach Organisationsebenen 

Anteil der Per- o r g a n i s a t i onsebene 
sonalkapazität 

von bis ein-
über .•. schI. A B C D E F 
keine Angabe 2 1 2 8 20 2 

- 15 % - - - 4 3 
15 ~ - 25 % - - - 4 12 2 
25 % - 33 % - - - 5 8 1 
33 % - 50 % 1 - 2 4 18 -
50 % - 67 % - - - 3 6 -
67 % - 99 % 3 5 2 4 4 -
100 % 6 5 6 4 - -
durchschnittlich 89,5%* 95,8% 87,9% 5S,7'10 39,7% 17,0% 

*) ohne Bundeskriminalamt: 95,0 %. 
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Diese Tendenz spiegel t sich auch im Bild der Durch­

schni ttswerte der Organisationsebenen , die für die 

drei höchsten Ebenen 95,0 % (ohne BKA), 95,8 % bzw. 
I 

87,9 % erreichen, dann aber in deutlichen Sprüngen 

stark absinken. 

Ein ähnliches Bild wie hinsichtlich der Organisa­

tionsebenen bietet sich beim Vergleich des Anteils­

wertes der auf die Bearbeitung von Wirtschaftskri­

minalität entfallenen Personalkapazität mit dem 

jeweiligen Zuständigkeitsbereich_ der Dienststelle. 

Während Dienststellen, die Wirtschaftsdelikte und 

andere Vermögensdelikte bearbeiten, durchschnitt­

lich 58,9 % der Personalkapazi tät, im Bereich Wirt­

schaftskriminalität einsetzen, liegt dieser Wert 

für Dienststellen, die auch noch weitere Deliktsbe­

reiche zu bearbeiten haben, nur bei 44,8 %. 

Da der Anteil fehlender Angaben bei Dienststellen 

mit einem über Wirtschaftskriminalität hinausgehen­

den Zuständigkei tsbereich besonders hoch ist (für 

Wirtschaftskriminalität und andere Vermögensde­

likte: 33,3 %; für Wirtschaftskriminalität, Ver­

mögenskriminalität und weitere Straftaten: 25,7 %), 

ist zu vermuten, daß der Durchschnittswert bei 

Ermittlung der fehlenden Angaben noch weiter absin­

ken würde. 

Zuständigkeiten außerhalb der Wirtschaftskriminali­

tät 

Diejenigen Dienststellen, die neben Wirtschaftsde­

likten auch andere Straftaten Zu bearbei ten haben, 

wurden auch um die Angabe dieser sonstigen Zustän­

digkei ten gebeten. Von den insgesamt 125 Dienst­

stellen, auf die das zutrifft, machten 14 keine 

Angabe. 
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Sechs der antwortenden Dienststellen haben die 

gesamte Kriminalität ihres räumlichen Zuständig-

keitsbereiches zu bearbei ten. 

105 Dienststellen ergeben sich 

Für die übrigen 

folgende Zuständig-

kei ten neben der Bearbei tung von Wirtschaftskrimi­

nalität. 

Tab. 19: Zuständigkeiten außerhalb der Wirtschafts­

kriminalität 

Zuständigkeitsbereiche Anzahl der Dienststellen 

absolut in % von N = 105 

Betrug, andere Vermägensdelikte, 
Urkundenfälschung 

Falschgeld, Glücksspiel 

Straftaten im Amte, Eides­
delikte u. ä. 

Todesfälle, Vermißte, 
Branddelikte 

Ausländerrecht 

Betäubungsmittelrecht 

Pornographie 

Eigentumsdelikte, soweit 
kaufmännische Prüfungen 
erforderlich 

Mehrfachnennungen zulässig 

95 

81 

65 

11 

10 

4 

1 

90,5 % 

77,1 % 

61,9 % 

10,5 % 

9,5 % 

3,8 % 

1 ,0 % 

1,0 % 

Die meisten Dienststellen sind für 3 oder mehr der 

vo~genannten Bereiche neben der Wirtschaftskrimi­

nalität zuständig: 

20 für einen der vorgenannten Bereiche, 

19 für zwei der vorgenannten Bereiche, 

57 für drei der vorgenannten Bereiche, 

7 für vier der vorgenannten Bereiche und 

2 für fünf der vorgenannten Bereiche. 
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Einige Kombinationen der vorgenannten Zuständig­

keitsbereiche wurden besonders häufig angegeben. Sie· 

sind in Tabelle 20 zusammengefaßt. 

Tab. 20: Zuständigkei ten außerhalb der Wirtschafts­

kriminalität nach Häufig~eiten 

Zuständigkeiten 

Betrug, andere Vermägensdelikte, 
Urkundenfälschung, Falschgeld, 
Glücksspiel, Straftaten im Amt, 
Eidesdelikte u. ä. 

Betrug, andere Vermägensdelikte, 
Urkundenfälschung 

Betrug, andere Vermägensdelikte, 
Urkundenfälschung, Falschgeld, 
Glücksspiel 

Betrug, andere Vermägensdelikte, 
Urkundenfälschung, Ausländer­
recht . 

Betrug, andere Vermägensdelikte, 
Urkundenfälschung, Straftaten 
im Amt, Eidesdelikte 

Betrug, andere Vermägensdelikte, 
Urkundenfälschung, Falschgeld, 
Glücksspiel, Straftaten im Amt, 
Eidesdelikte u. ä., Todes­
fälle, Vermißte, Branddelikte 

Falschgeld, Glücksspiel 

Anzahl der Dienststellen 

absolut in % von N = 105 

50 

15 

8 

5 

4 

4 

4 

47,6 % 

14,3 % 

7,6 % 

4,8 % 

3,8 % 

3,8 % 
3,8 % 

Insgesamt ergibt sich zur Frage der sachlichen Zu­

ständigkeitsspezialisierung der befragten Dienst­

stellen folgende Übersicht. 
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Tab. 21: Gesamtüberblick über die Zuständigkeiten 

Zuständigkeiten 

keine Angabe 

ausschließlich Wirtschafts-
. kriminali tä t 

Wirtschaftskriminalität, Betrug, 
andere Vermägensdelikte, Ur­
kundenfälschung 

Wirtschaftkriminalität, Betrug, 
andere Vermägensdelikte, Ur­
kundenfälschung, Straftaten 
im Amt, Eidesdelikte u. ä. 

Wirtschaftskriminalität, Betrug, 
andere Vermägensdelikte , Ur­
kundenfälschung, Falschgeld, 
Glücksspiel 

Wirtschaftskriminalität, Betrug, 
andere Vermägensdelikte, Ur­
kundenfälschung, Straftaten 
im Amt, Eidesdelikte u. ä., 
Falschgeld, Glücksspiel 

Wirtschaftskriminalität, Betrug, 
andere Vermägensdelikte, Ur­
kundenfälschung, Falschgeld, 
Glücksspiel, Todesfälle, 
Vermißte, Branddelikte 

Wirtschaftskriminalität, 
Falschgeld, Glücksspiel 

sonstige 

mit Ausnahme: Gesamt­
kriminalität 

Summe 

Anzahl der Dienststellen 

absolut in % von N = 147 

16 

21 

15 

4 

3 

50 

4 

4 

14 

147 

10,9 % 

14,3 % 

10,2 % . 

2,7% 

5,4 % 

34,0 % 

2,7 % 

2,7% 

9,5 % 

4,1 % 

100,0 % 

"",',' 'I,}- I '~.' \ , 
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Personelle Aspekte 

Größe der Dienststellen 

Zur Anzahl der Beamten (Dienststellenleiter und 

kriminalpolizeiliche Sachbearbeiter) machten insge-

samt 110 Dienststellen 

Werte liegen zwischen 

beitern. Die meisten 

Angaben. Die angegebenen 

Mi tarbei ter und 76 Mi tar­

Angaben konzentrieren sich 

jedoch im unteren Zahlenbereich . Um eine Struktu­

rierung der Gesamtzahl der Antwortenden vornehmen zu 

können, wurden 4 Gruppen gebildet. Wegen der starken 

Konzentration der Werte im unteren Bereich mußten 

bereits für Dienststellen bis zu 10 Mitarbeitern 

2 Gruppen gebildet werden. Es wurde folgende Vier­

teilung vorgenommen: 

kleine Dienststellen mit bis ~u 5 Beamten, 

mittlere Dienststellen mit 6 - 10 Beamten, 

große Dienststellen mit 11 - 20 Beamten sowie 

sehr große Dienststellen mit mehr als 20 Beamten. 

46 Dienststellen (41,8 % der Antwortendent fallen in 

die erste Gruppe, 33 (30,0 %) in· die Gruppe der 

mittleren Dienststellen. Als große Dienststellen 

lassen sich nur 23 der Antwortenden (20,9 %), als 

sehr große gar nur 8 (7,3 %) bezeichnet. 
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Tab. 22: Größe der Dienststellen 

Anzahl der Zahl der Dienststellen . Zahl der Vollzugsbeamten 
Vollzugsbe-
amten je abso- in % von in % ku- abso- kumu- kumuliert 
Dienstst. lut N = 11O muliert lut liert in % von 

N = 1059 

1 1 0,9 % 0,9 % 1 1 
2 2 1,8 % 2,7 % 4 5 
3 10 9,1 % 11,8 % 30 35 
4 20 18,2 % 30,0 % ·80 115 
5 13 11,8 % 41 ,8 % 65 180 17,0 % 

6 7 6,4 % 48,2 % 42 222 
7 12 '10,9 % 59, 1 ~~ 84 306 
8 6 5,5 % 64,5 ~~ 48 354 
9 4 3,6 % 68,2 ~~ 36 390 

10 4 3,6 % 71 ,8 'J,; 40 430 40,6 % 

11 5 4,5 % 76,4 'J,; 35 485 
13 5 4,5 % 80,9 'J,; 65 550 
14 2 1 ,8 % 82,7 'J,; .28 578 
15 1 0,9 % 83,6 'J,; 15 593 
16 1 0,9 % 84,5 'J,; 16 609 
17 1 0,9 % 85,5 'J,; 17 626 
18 6 5,5 % 90,9 'J,', 108 734 
19 1 0,9 % 91 ,8 % 19 753 
20 1 0,9 % 92,7 'J" 20 773 73,0 % 

21 1 0,9 % 93,6 'J,', 21 794 
22 1 0,9 % 94,5 'J,; 22 816 
24 i 1 0,9 % 95,5 'X' 24 840 
25 1 0,9 % 96,4 'X' 25 865 
32 1 0,9 % 97,3 'X' 32 897 
33 1 0,9 % 98,2 'X; 33 930 
53 1 0,9 % 99,1 'X' 53 983 
76 1 0,9 % 100,0 'X' 76 1059 100,0 % 

I 

Summe 11O 100,0 % - 1059 - ~ 
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Die Tabelle zeigt auch, daß der am häufigsten ver­

tretene Wert die Dienststellengröße 4 Beamte (ge­

folgt von 5 Beamten) je Dienststelle ist. Der mi tt­

lere Wert (50 "/0 aller Dienststellen) wird berei ts 

bei einer Größe bei 7 Beamten je Diensts,telle er­

reicht. Insgesamt gesehen läßt sich daher fest­

stellen, daß die typische Dienststelle, die Wirt­

schafts kriminal i tät bearbei tet, über 4 7 Beamte 

verfügt. 52 Dienststellen (47,3 "/0 der Antwortenden) 

fallen in diesen Bereich, zusammen mi t dem Wert 

3 Beamte (10fach besetzt) werden es sogar 56,4 "/0. 

Vergleicht man die kumulierten Anteile der Dienst­

stellen mi t den kumulierten Anteilen der dort tä­

tigen Beamten - wie in Tabelle 22 wiedergegeben - so 

zeigt sich, daß auf die 41,8 "/0 kleinsten Dienststel­

len nur 17,0 "/0 der' insgesamt vorhandenen Personal­

kapazität entfallen, während umgekehrt auf die 7,3 "/0 

. größter. Diens tstellen 27,0 "/0 der Personalkapazi tä t 

entfallen. 

Es zeigen sich Unterschiede zwischen den Bundes­

ländern. Überdurchschni ttlich viele kleine Dienst­

stellen (bis zu 5 Beamten) finden sich in Bremen, 

Niedersachsen und Rheinland-Pfalz. Überdurchschnitt­

lich viele mittelgroße Dienststellen (6 - 10 Beamte) 

weisen Hessen und Schleswig-Holstein auf. In Schles­

wig-Holstein überschreitet die Dienststellengröße 

die Zahl von 10 Beamten nicht. Hessen verfügt über 

überdurchschnittlich viele große Dienststellen 

(11 20 Beamte). Nur 3 Bundesländer, darunter 

2 Stadtstaaten, sowie das Bundeskriminalamt verfügen 

über sehr große Dienststellen (mehr als 20 Beamte). 
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Tab. 23: Größe der Dienst~telleri nach Bundesländern 

Anzahl der L A N D 
Vollzugsbe-
amten je 
Dienststelle BW BY*) BR HB HH HI: NI NW RP SL SH 

1 - 5 15 - - 1 - ß 14 - 6 - 2 
(41,8 %) 42,9% 50,0% 34,8% 60,9% 66,7% 40,0% 

6 - 10 12 - - - - I} 6 - 3 - 3 
(30,0 %) 34,3% 39,1% 26,1% 33,3% 60,0% 

11 - 20 5 1 - 1 1 6 3 5 - 1 
(20,9 %) 14,3% 100,0% 50,0% 33,3% 26,1% 13,0% 100,0% 1OO,{1'fo 

über 20 3 - 2 - 2 .. - - - -
(7,3 %) 8,6% 100,0% 66,7% 

*) Nur BLKA 

Hinsichtlich der Dienststellengrößen auf den ver­

schiedenen Organisationsebenen zeigt sich erwar­

tungsgemäß, daß die überdurchschni ttliche Repräsen-

tationgroßer und sehr großer Dienststellen umso 

stärker ist, je höher die Organisationsebene ist, 

und umgekehrt die Überrepräsenta tion mi ttlerer und 

kleiner Dienststellen um so größer ist, je niedriger 

di~ Organisationsebene ist. In de.r Tendenz läßt sich 

also feststellen, daß die Größe der Dienststellen 

mit der Höhe der Organisationsebene zunimmt. 

-

-
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Tab. 24: Größe der Dienststellen nach Organisations­

ebenen 

Anzahl der Organi s a t. i o n s e ben e n 
Vollzugsbe-
amten je 

I Dienststelle A B C D E F 

1 - 5 1 3 5 4 31 2 

(41,8 %) 9,1 % 27,3 % 41,7 % 16,7 % 62,0 % 100,0 % 

6 - 10 1 2 3 9 18 -
(30,0 %) 9,1 % 18,2 % 25,0 % 37,5 % 36,0 %' 

11 - 20 5 4 4 9 1 -
(20,9 %) 45,5 % ·36,4 % 33,3 37,5 % 2,0 % 

über 20 4 2 - 2 - -
(7,3 %) 36,4 % 18,2 % 

" 
8,3 % 

Ähnlich verhält es sich mit den Zusammenhängen 

zwischen Dienststellengröße und Zuständigkeitsbe­

reich der Dienststelle. In der Tendenz gilt, daß die 

Dienststellen um so kleiner sind, je weiter ihr 

Zuständigkeitsbereich ist (und vice versa). Auffal­

lend ist jedoch, daß die sehr großen Dienststellen, 

insbesondere mit dem Zuständigkeitsbereich Wirt­

schaftskriminalität und andere Vermögensdelikte, 

stark überrepräsentiert sind, während die auf Wirt­

schaftskriminalität spezialisierten Dienststellen 

schwerpunktmäßig im Bereich der großen Dienststellen 

zu finden sind. 
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Tab. 25 :, Größe der Dienststellen nach Zuständig­

keitsbereichen 

Anzahl der Z u s tä n Cl i g k e i t s b e r e ich e 
Vol I zugs be-
amten je , ausschließlich Wirtschaftskri-\ sonstil 
Dienststelle Wirtschaftskrimi- minalität, an-

nalität dere Vermögens-
delikte 

1 - 5 5 3 38 

(41 ,8 %) 27,8 % 37,5 % 45 2 ( 
, ' 

6 - 10, 2 1 30 

(30,0 %) 11 , 1 % 12,5 % 35, 7 ~' 

11 - 20 9 1 13 
l 

(20,9 %) 50,0 % 12,5 % 15,5 CI 
I 

über 2O" 2 3 3 

(7,3 %) 11 , 1 % 37,5 % 3,6 Cl 
I 

Personalstruktur 

Laufbahngruppen und Funktionen 

Bei der Personalstruktllr interessiert zunächst 

einmal, welchen Laufbahnqruppen die DienststeIIE!n-

leiter und' Sachbearbl:!i ter zugeordnet sind. 

107 Dienststellen (aus Bayern nur Angaben vom BLKA) 

machten Angaben über die Laufbahngruppenzugehörig­

keit der Beamten. Von den dort tätigen 991 Beamten 

sind 16 im höheren Dienst (1,6 %), 599 im gehobenen 

Dienst (60,5 %) und 376 im mittleren Dienst 

(37,9 %). Ohne Berücksichtigung des Bundeskriminal­

amts, das durch seine besondere Personalstruktur das 

Gesamtbild ein wenig verzerrt, ergeben sich folgende 

Werte: höherer Dienst 0,9 %, gehobener Dienst 58,0 % 
und mittlerer Dienst 41,1 %. 
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Aber nicht allein die Struktur der Laufbahngruppen 

bei den Wirtschaftskriminalität bearbeitenden 

Dienststellen selbst ist aussagekräftig, sondern vor 

allem auch ein Verg:J-eich mi t der Struktur des ge­

samten Kriminaldienstes bei den jeweiligen Polizei­

behörden. Zu diesem Zweck wird in den nachfolgenden 

Tabellen der Quotient 

Anzahl der Beamten im gehobenen Dienst 

Anzahl der Beamten im mittleren Dienst 

zum einen für die Wirtschaftskriminali tät bearbei­

tenden Dienststellen, zum anderen für den gesamten 

Kriminaldienst der jeweiligen Polizeibehörden ausge­

wiesen. 

während dieser Quotient für den gesamten Kriminal­

dienst aller antwortenden Behörden den- Wert 1,14 

erreicht, kommen die für Wirtschaftskriminalität 

zuständigen Dienststellen auf den deutlich höheren 

Wert von 1,41. Die für Wirtschaftskriminalität 

zuständigen Dienststellen verfügen mithin im Durch­

schnitt aller Antwortenden gesehen über eine bessere 

Personalstruktur hinsichtlich des Verhältnisses 

gehobener Dienst zu mittlerem Dienst als der Durch­

schnitt der übrigeh Kriminaldienst verrichtenden 

Organisationseinheiten ihrer jeweiligen Polizeibe­

hörde. 

Zum Teil erhebliche Unters~hiede zeigen sich in den 

einzelnen Bundesländern, auf 

Organisationsebenen und bei den 

Zuständigkeitsbereichen. 

den verschiedenen 

unterschiedlichen 

Hinsichtlich der Bundesländer zeigt sich zunächst 

einmal, daß das generelle Verhäl tnis von gehobenem 

Kriminaldienst zu mittlerem Kriminaldienst sehr 

unterschiedlich ist. Nur in Berlin, Hamburg und 
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Nordrhein-Westfalen liegt die Anzahl der Beamten im 

gehobenen D;ienst über der An zahl der Beamten im 

mittleren Dienst. Anders sieht es für die für Wirt­

schaftskriminalität zuständigen Dienststellen aus. 

Dort wird das Verhäl tnis von nur in Bremen 

deutlich unterschri tten. Während in Baden-Württem­

berg der Quotient der Dienststellen zur Bearbeitung 

von Wirtschaftskriminalität nur geringfügig über dem 

für den gesamten Kriminaldienst liegt, muß für alle 

übrigen Bundesländer festgestell t werden, daß die 

Personalstruktur im Bereich W~rtschaftskriminalität 

deutlich günstiger (im Hinblick auf den gehobenen 

Dienst) ausfäll t als für den Kriminaldienst allge­

mein. Das gilt auch für die Bundesländer, die ohne­

hin bereits einen hohen Anteil von Beamten des 

gehobenen Dienstes aufweisen (Berlin und Nordrhein­

Westfalen). 

Tab. 26: Laufbahngruppen nach Bundesländern 

Verhältnis der L a n d 
Laufbahngruppen 
gehobener Dienst/ 
mittlerer Dienst BW BY*) BR H.B HH HE NI NW RP SL SH 

im Kriminaldienst 
allgemein**) 
1,14***) 0,79 - 6,09 0,53 1,06 0,73 0,89 2,34 0,65 0,74 0,74 

bei den für 
Wirtschafts- t 

straftaten zu-
ständigen 
Dienststellen 
1,41***) 0,96 6,50 9,30 0,56 5 ,;~5 1,13 1,38 5,08 1,09 4,00 2,75 

*) nur BLKA 

**) bei den antwortenden Behörden 

***) ohne BKA, da dort nur gehobener Dienst 
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Hinsichtlich der Organisationsebenen fällt auf, daß 

insbesondere Dienststellen zur Bekämpfung der Wirt­

schaftskriminalität auf der unteren Integrations­

ebene (Organisationsebenen G und E) nur einen unter­

durchschni ttlichen Quotienten erreichen. Den deut­

lich besten Quotienten erreichen· Dienststellen der 

Organisationsebene A. 

Tab. 27: Laufbahngruppen und Organisationsebenen 

Verhältnis der Organisationsebenen 
Laufbahngruppen 
gehobener Dienst/ 
mittlerer Dienst A**) B C D E .F 

im Kriminaldienst 
allgemein* ) 
1 ,14**) 1,73 0,76 1 ,36 0,67 0,74 0,63 

bei den für Wirt-
schaftsstraftaten 
zuständigen Dienst-
stellen 
1,41*) 4,69 1,61 2,12 0,95 0,81 3,00 

*) bei den antwortenden Behörden 

**) ohne BKA, da dort nur gehobener Dienst 

Unter den verschiedenen Zuständigkeitsbereichen 

weist die Gruppe Wirtschaftskriminalität und andere 

Vermögensdelikte den deutlich höchsten Quotienten 

auf, allerdings ist dabei auch zu berücksichtigen, 

daß die Behörden, zu denen diese Dienststellen 

gehören, auch für den gesamten Kriminaldienst das 

mit Abstand günstigste Verhältnis· von gehobenem 

Dienst zum mittleren Dienst aufweisen. 
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Tab. 28: Laufbahngruppen 

reichen 

nach Zuständigkeitsbe-

Zuständigkeitsbereiche 
~ 

Verhältnis der ausschlil=ßlich Wir tschaf ts- übrige 
Laufbahngruppen Wirtscha:fts- kriminali tä t , 
gehobener Dienst/ kriminalität andere Ver-
mittlerer Dienst mögensdelikte 

im Kriminaldienst 
allgemein*) 
1 ,41 **) 1 ,12 3,14 0,B1 

bei den für 
Wirtschafts-
straftaten zu-
ständigen Dienst-
stellen 
1,41**) 2,52 5,35 1,04 

*) bei den antwortenden Behörden 

**) ohne BKA, da dort nur gehobener Dienst 

Lebensalter, Dienstalter, Zugehörigkeit zur Dienst­

stelle 

Als Hinweis auf die Erfahrenheit der in den Dienst­

stellen eingesetzten Beamten können deren Alter, die 

Dauer ihrer kriminalpolizeilichen Tätigkeit sowie 

die Dauer der Zugehörigkeit zur jetzigen Dienst­

stelle gewertet werden. (Keine Angaben zu diesen 

Fragen erfolgten aus Bayern.) Die Mittelwerte aller 

Angaben ergeben folgendes Bild. 

Der "durchschnittliche Dienststellenleiter" ist 

47 Jahre alt, seit 26 Jahren bei der Kriminalpolizei 

und davon nahezu 12 Jahre ,bei seiner jetzigen 

Dienststelle. 

Der "durchschnittliche Sachbearbeiter" ist 37.Jahre 

al t, seit knapp 17 Jahren bei der Kriminalpolizei 

und davon etwas länger als 6 Jahre bei der jetzigen 

Dienststelle. 
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In den einzelnen Bundesländern zeigen sich folgende 

Abweichungen von den Durchschnittswerten. In Rhein­

land-Pfalz und Schleswig-Holstein liegen alle Werte 

über den Durchschnittswerten. Dort werden also 

überwiegend ältere, erfahrene Beamte mit einer 

relativ langen Verweilzeit bei der Dienststelle ein­

gesetzt. In Niedersachsen liegen alle Werte gering­

füg-'ig über dem Durchschnitt. In Baden-Württemberg 

bleiben alle Werte unter dem Durchschnitt. Dort 

werden also eher jüngere Beamte ~it noch nicht ganz 

so langer Erfahrung eingesetzt. Die Zugehörigkeits­

dauer der Dienststellenleiter erreicht allerdings 

den Durchschnittswert. Durchgängig (teilweise deut­

lich) unterdurchschnittliche Werte weist das Bundes­

kriminalamt auf. Vor allem die Dauer der Zugehörig­

keit zur Dienststelle liegt erheblich niedriger als 

der Durchschnitt. 

Ein bei Dienststellenleitern und Sachbearbeitern 

unterschiedliches Bild bietet sich in Hessen und 

Nordrhein-Westfalen. Dort weisen die Werte für die 

Dienststellenleiter unterdurchschnittliche Werte 

auf, doch liegen andererseits die Werte für die 

Sachbearbeiter etwa bei den Durchschnittswerten oder 

geringfügig darüber. Für die übrigen Bundesländer 

lassen sich keine klaren Tendenzen feststellen. Das 

ist u. a. darauf zurückzuführen, daß es die klein­

sten sind, so daß dort bereits der hohe oder geringe 

Zahlenwert für einen einzelnen Beamten den Durch­

schnitt beeinflußt. 

Hinsichtlich der Organisationsebenen ist festzu­

stellen, daß die ZentralstelIen unterhalb der Lan­

deskriminalämter (Ebenen Bund C) überdurchschnitt­

lich hohe Werte aufweisen, die Ebene D unterdurch­

schnittlich h6he Werte. 
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Ähnlich zeigen sich hinsichtlich der Zuständigkeits­

bereiche bei starker Spezialisierung (ausschließlich 

Wirtschaftskriminalität) überdurchschnittliche, bei 

fehlender Spezialisierung eher unterdurchschnitt­

liche Werte. 

Nicht besetzte Planstellen 

Von den 110 DienststeLlen außerhalb Bayerns haben 

96 Angaben sowohl zum Ist- wie auch zum Soll-Perso­

nalbestand gemacht. Bei 33 der-Antwortenden (34,4 %) 

erreicht der Ist-Wert nicht die Soll-Vorgabe. 

Tab. 29: Pers6nalbestand Soll - Ist 

Deckungsgrad des Zahl der antwortenden Dienststellen 
Soll-Personalbe-
stands kriminal- absolut in % von in % von 

I 

polizeilicher Sach- N = 33 N = 96 
bearbeiter 

bis unter 70 % 3 9, 1 % 3, 1 % 
70 % bis unter 80 % 4 12,1 % 4,2 % 
80 % bis unter 90 % 18 54,5 % 18,8 % 
90 % bis unter 100 % 8 24,2 % 8,3 % 

------------------------ ------------ ------------ --------._---
100 % 63 - 65,6 % 

Unter den Bundesländern weisen Rheinland-Pfalz, 

Hessen tind Niedersachsen nur eine unterdurchschnitt­

liche Anzahl von Diensts'tellen mit unbesetzten Plan­

stellen auf. Ansonsten lassen sich keine auffallen­

den landesspezifischen Besonderheiten in dem vorlie­

genden Datenmaterial ausmachen. 

Hinsichtlich der Organisationsebenen ist festzu­

stellen, daß der Anteil der Dienststellen mit unbe­

setzten Planstellen mit Höhe der Organisations ebene 

t~ndenziell zunimmt. Auch gilt" daß dieser Anteil 
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bei Dienststellen mit starker oder gemäßigter Spe­

zialisierung (Zuständigkeitsbereiche ausschließlich 

Wirtschaftskriminalität oder Wirtschaftskriminalität 

und andere Vermögensdelikte ) hoch, bei den weniger 

oder nicht spezialisierten Dienststellen jedoch 

niedrig ist. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen: 

65,6 % der antwortenden Dienststellen erreichen eine 

volle Soll-Personalbestandsdeckung, wei tere 27, 1 % 

Werte von ,80 % oder mehr. Nur 7,3 % weisen einen 

geringeren Deckungsgrad auf. Wenn man dann weiterhin 

berücksichtigt, daß die natürliche Fluktuationsrate 

(Versetzungen, Pensionierungen und ähnliches) zu 

jedem Untersuchungs zeitpunkt zur Erfassung einer 

gewissen Zahl vorübergehend unbesetzter Stellen 

führt, so läßt sich schlußfolgern, daß unbesetzte 

Planstellen im großen und ganzen gesehen keine 

nennenswerte Rolle spielen. Mit zunehmendem Spezia­

lisierungs- und Zentralisierungsgrad der Dienst­

stellen kann ihnen jedoch Bedeutung zukommen. 

Beurteilung der Personals~ruktur 

Die Frage, 

dürfnissen 

Bayerischen 

ob die gegebene Personalstruktur den Be-

entspricht, wurde mit Ausnahme des 

Landeskriminalamts nur außerhalb 

Bayerns beantwortet. Die insgesamt 109 Antworten 

lauteten in 64 Fällen "nein" (58,7 %) und in 45 Fäl­

len "ja" (41,3 %). Setzt man diese Antworten zu 

anderen Variablen ins Verhältnis, so zeigt sich, daß 

sowohl hinsichtlich der Bundesländer als auch hin­

sichtlich der Zuständigkeitsbereiche Unterschiede 

bestehen. 
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Während alle Antworten aus Bremen, Schleswig-Hol­

stein und dem Bundeskriminalamt negativ sind und die 

negativen Antworten aus Nordrhein-Westfalen (80 %.) 

und Baden-Württemberg (64,7 %) überwiegen, sind sie 

in Rheinland~Pfalz (55,6 %), Niedersachsen und 

Hessen (je 52,2 %) annähernd ausgeglichen. Die 

Ubrigen Bundesländer weisen entweder überwiegend 

(Hamburg 66,7 %) oder ausschließlich (Berlin, Saar­

land) positive Antworten auf. 

Auffallende Unterschiede ergeben sich hinsichtlich 

der verschiedenen Zuständigkeitsbereiche der antwor­

tenden Dienststellen. Die auf Wirtschaftskriminali­

tät spezialisierten Dienststellen sowie die für 

Wirtschaftskriminalität und andere VermBgensdeiikte 

zuständigen Dienststellen g~ben zu jeweils etwa 3/4 

negative Antworten, die übrigen Dienststellen nur zu 
, 

53,6%. Je enger die Spezialisierung der Dienst-

stelle also ist, desto stärker wird die Personal­

struktur als unzureichend empfunden. Das gilt in 

besonderem Maße für Zentralste lIen unterhalb der 

LKA-Ebene (Dienststellenebene ~), di~ zu 73,3 %: 
nega~iv antworteten. 

Der Einfluß des Spezialisierungsgrads zeigt sich 

auch, wenn man die Bewertung der Personalstruktur 

mi t dem Anteil der Personalkapazität, der auf die 

Bearbeitung von Wirtschaftskr~ßlinalität entfällt, 

vergleicht. Liegt letzterer niedrig, überwiegen 

positive Antworten. ~ei hBheren llnteilswerten sinken 

auch die positiven Bewertungen der Personalstruktur 

ab. 
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Tab. 30: Bewertung der Personalstruktur 

Anteil der auf die Bear-
beitung von Wirtschafts-
kriminalität entfallenden über 33 % 

, 

Personalkapazität bis 33 % bis 67 % über 67 % 

positiv 34 11 12 , 11 
Bewertung 41 ,4 % 55,0 % 40,0 % 1 34 ,4 % 
der Perso-

1
21 nalstruktur negativ 48 9 18 

58,6 % 45,0 % 60,0 % ! 65,6 % 

Auf die Frage, in welchen Bereichen die Personal­

struktur verändert werden müsse, machten 61 Dienst­

stellen (von 64, die die gegebene Personalstruktur 

negativ bewertet hatten) Angaben. 

Tab. 31: Notwendige Änderungen der Personalstruktur 

Notwendige Änderungen 

höhere Zahl von Sachbearbeitern 

größere Zahl von Buchprtifern 

mehr Absolventen eines Spezial­
lehrgangs 

mehr Schreibkräfte 

bessere Besoldungsgruppe , Zuge­
hörigkeit zum gehobenen 'Dienst 
für Sachbearbeiter 

längere Dauer der Zuge­
hörigkeit zur Dienst-
stelle ' 

Altersstruktur verjüngen 

Einsatz spezialisierter 
Sachbearbei ter für Aus­
wertungsarbeiten 

Summe der Nennungen*) 

*) Mehrfachnennungen zulässig 

Zahl der Nennungen 

absolut 

36 

20 

17 

13 

10 

4 

1 

1 

102 

in % von N 

59,0 % 

32,8 % 

27,9 % 

21 ,3 % 

16,4 % 

6,6 % 

1 ,6 % 

1,6 % 

= 61 
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Im Mittelpunkt stehen also Wünsche nach Personalver­

stärkung, und zwar sowohl in den Bereichen kriminal­

polizeilicher Sachbearbeiter wie auch der Buchprüfer 

wie schließlich auch der Schreibkräfte. Pie relativ 

häufige· Nennung des Vorschlags "Absolventen des 

Speziallehrgangs Wirtschaftskriminalität" zeigt, daß 

doch eine große Zahl der in den Dienststellen einge­

setzten Sachbearbeiter diesen Lehrgan~ nicht vor der 

Versetzung zu dieser Dienststelle oder in der aller­

ersten Zeit bei dieser Dienststelle absolviert hat. 

Im Vergleich zu den in den Vorgesprächen zu dieser 

Erhebung geäußerten Vorstellungen ist der Vorschla<;J 

"bessere Besoldungsgruppe , Zugehörigkeit zum geho·­

benen Dienst für SachbearbE;!i ter" auffallend selten 
14) angegeben worden . 

Auf die gesonderte Frage, ob in ausreic~~ndem Maße 

Schreibkräfte zur Verfügunq stehen, gingen 67 nega­

tive (62,6 .%) und 40 positive Antworten (37,4 %) ein 

(aus Bayern antwortete nu!' das Landeskriminalamt ) . 

ÜberdurchschnittlicPviele negative Antworten kamen 

aus dem Saarland (100,0 %), aus Nordrhein-Westfalen 

und Sch~eswig-Holstein (je 80,0 %) sowie aus Rhein­

land-Pfalz und Baden-Württemberg (je 66,7 %). Hessen 

(63,6 %) und Niedersachsen (60,9 %) liegen in etwa 

im Durchschnitt. Die übrigen Länder weisem unter­

durchschnittlich viele negative Antworten auf, wobei 

lediglich aus Hamburg und vom Bundeskriminalamt 

ausschließlich positive Antworten kamen. 

Tendenziell ist der Anteil der posi ti ven Antworten 

um so höher, je größer die Dienststelle ist (kl~ine 

Dienststellen: .26, 7 %; mi ttlere und große Dienst­

stellen: 38,9 %: sehr große Dienststellen: 87,5 %). 

14) Vgl. deshalb dazu auch die Angaben über das Verhältnis dE~r, 
Laufbahngruppen in Abschnitt 2.3.2.1. 
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Personalgewinnung und Personalfluktuation 

Personalgewinnung 

In der Vergangenheit wurde von Insidern immer wieder 

geäußert, daß die Gewinnung von Beamten für die 

Bearbeitung von Wirtschaftsstraftaten schwieriger 

sei als bei anderen Dienststellen. Diese Einschät­

zung wird durch die Befragungsergebnisse bestätigt. 

Außerhalb Bayerns wurde die Frage nach Personalge­

winnungsschwierigkeiten von 108 Dienststellen beant­

wortet. 82 von ihnen (75,9 %) gaben an, daß es 

schwieriger ist, Beamte für die Sachbearbei tung im 

Bereich der Wirtschaftskriminalität zu gewinnen als 

für anderen Dienststellen. Einige Dienststellen 

ergänzten diese Feststelluhg durch Hinweise auf die 

(möglichen) Ursachen dafür. Dabei kam überwiegend 

zum Ausdruck, daß aus der Sicht der Sachbear­

beiter - nur wenig Interesse an der als trocken emp­

fundenen Materie und dem mit der Tätigkeit in diesem 

Bereich verbundenen persönlichen Einsatz bestehe. 

Zudem würden -aus der Sicht der Fachdienststelle -

nur wenige Beamte über die erforderlichen Vorkennt­

nisse verfügen. 

In den Bundesländern schwankt der Anteil der Antwor­

ten, die Schwierigkei ten bei der Personalgewinnung 

zum Ausdruck bringen, zwischen 50 % und 100 %. Über­

durchschnittlich hohe Werte erreichen die Antworten 

aus Berlin, Hamburg und dem Saarland (je 100,0 %), 

Baden-Württemberg (97,1 %) und Schleswig-Holstein 

(80,0 %). 

Bei einer Betrachtung der Antworten auf ,den einzel­

nen Organisationsebenen zeigen die Ebenen Bund E 

überdurchschnittliche Werte, die übrigen Ebenen 

unterdurchschnittliche Werte. 
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Hinsichtlich' der verschiedenen Zuständigkeitsbe-

reiche der Dienststellen wird erwartungsgemäß deut­

lich, daß die nicht-spezialisierten Dienststellen 

einen deutlich geringeren Anteil von Personalge­

winnungsschwierigkei ten aufweisen (72,3 % der Ant­

worten) als Dienststellen' der beiden anderen Be­

re ich e (8 3" 3 % b z w. 8 7 ,:~ %). 

Bei Betrachtung der Dienststellengröße fällt nur die 
' , 

Gruppe der sehr großen Dienststellen (mehr als 

20 Beamte) aus dem Rahmen. Während alle anderen 

Größengruppen im etwa durchschnittliche Werte auf­

weisen, erreicht derjenige der sehr großen Dienst­

stellen mit 85, 7 % eine deutlich' überdurchschni tt­

llche Höhe. 

Insgesamt läßt sich somit feststellen~ daßinsbeson­

dere sehr große Dienststellen, auf hoher Organisa­

tionsebene und mit einem Wirtschaftskriminalität und 

andere Vermögensdelikte umfassenden'Zuständigkeits-
bereich über Personalgewinnungsschwierigkeiten 
berichtet haben. 

Auswahlkriterien 

Angaben über die Auswahl von Bewerbern für den 

Dienst im Bereich Wirtschaftskriminalität machten 

außerhalb Bayerns, 106 Dienststellen. 20 yon ihnen 

(18,9 %) gaben an, daß keine Auswahlmöglichkeit be­

steht. Diese Antworten kamen aus 5 Bundesländern 

(Baden-Württemberg, Berlin, Hessen, Niedersachsen , r 

Rheinland-Pfalz) und nur von den Organisationsebenen 

C bis F. Die Dienststellengrößen sind darunter in 

etwa gleichermaßen vertreten. Der Zuständigkeitstyp 

Wirtschaftskrimin~lität und andere Vermögensdelikte 

ist stark überrepräsentiert, der Typ ausschließlich 

W~rtschaftskriminalität deutlich unterrepräsentiert. 
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Die Auswahlmöglichkeit geeignet erscheinender Bewer­

ber ist demnach nur in den genannten Bundesländern 

eingeschränkt und gilt dort vor allem für die Wirt-

schaftskriminalität und andere Vermögensdelikte 

bearbei tenden Dienststellen der unteren und mi tt­

leren Organisationsebenen. 

Die von den übrigen Dienststellen angegebenen Aus­

wahlkriterien verteilen sich wie folgt. 

Tab. 32: Auswahlkriterien bei der Personalgewinnung 

Auswahlkriterien Zahl der Nennungen 
absolut in % von in % von 

N = 163 N = 86 , 

kaufmänische Vorbildung 65 39,9 % 75,6 % 

Interesse am Sachgebiet; 
persönliches Engagement, 
auch zur (privaten) Fort-
bildung 47 28,8 % 54,7 % 

allgemeine Befähigung, Ver-
anlagung, Persönlichkeits-
merkmale 40 24,5 % 46,5 % 

gute Lehrgangsergebnisse/ 
Beurteilungsnoten 4 2,5 % 4,7 % 

.Abschluß eines Spezial-
lehrgaI)gs "Wirtschafts-
kriminali tät" 3 1,8 % 3,5 % 

Zugehörigkeit zum ge-
hobenen Dienst 2 1 ,2 % 2,3 % 

Sprachkenntnisse 2 1,2 % 2,3 % 

Summe der Nennungen*) 163 100,0 % -

*) Mehrfachnennungen zulässig 

Die kaufmännische Vorbildung steht also einde~tig im 

Vordergrund. Auf dieses' Kri terium entfallen 39,9 % 

aller Angaben, es wurde von 75,6 % aller antworten­

den Dienststellen genannt. Aber auch die Erwartung 

eines besonderen Interesses am. Fachgebiet und eines 
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(überdurchschnittlichen) persönlichen 

sind bedeutsam (28,8 % der Antworten; 

antwortenden Dienststellen). Der hohe 

Engagements 

54,7 % der 

Stellenwert 

dieses Kriteriums entspricht der bereits bei der 

Personalgewinnung häufig geäußerten Feststellung, 

daß nur wenige Beamte für die als trocken und an­

spruchsvoll geltende Materie geworben werden können. 

Ein Teil der bei dei Beant~ortung nicht näher spezi­

fizierten Erwartungen in Richtung Befähigung und 

Persönlichkei t muß sicherlich auch noch dem vorgE~-
~ 

nannten Be~eich zugeordnet werden. Nicht zuletzt mag 

es aber auch ein Hinweis auf das Selbstverständnis 

der Befragten Dienststellen sein. 

Personalflukfuation 

Neben der Personalgewinnung ist die Fluktuation das 

zweite Problem bei der Aufrechterhaltung eines 

qualifizierten Mitarbeiterstaates. Letzt~re spielt 

jedoch nach den erhobenen Angaben eine deutlich 

geringere Rolle als er:3tere. Von den wiederum 

108 Antworten außerhalb Bayerns bringen ,nur 16 

(14, 7 . %) zum Ausdruck, dan in den fü:!: Wirtschafts­

kriminali tät. zuständigen Dienststellen eine gegen­

über anderen Dienststellen erhöhte Fluktuationsrate 

besteht. Sie beschränken :;ich auf die BundesländE~r 

Baden-Württemberg, Hambur(~, Hessen, Niedersachsen, 

Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz. Der Anteil 

der Negativ-Antworten (= erhöhte . Fluktua tionsrate) 

ist in Hamburg (66, 7 %) besonders hoch. Er fällt 

demgegenüber in Hessen (4,3· %) und Niedersachsen 

(8,7 %) kaum ins Gewicht. 

Unter den Organisationseb€!nen erreichen die Ebenen C 

(25,0 %), D (21,7 %) und B (18,2 %) nennenswerte 

(und zugleich überdurchschnittliche) Anteile nega­

tiver Antworten. 
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Unter den drei Zuständigkeitstypen erreichen die 

Gruppen ausschließlich Wirtschaftskriminalität sowie 

Wirtschaftskriminalität und andere Vermögensdelikte 

überdurchschnittliche Werte (22,2 % bzw. 25,0 %), 

während der Wert für die dritte Gruppe unterdurch­

schnittlich bleibt. 

Die sehr großen Dienststellen (mehr als 20 Beamte) 

erreichen, wie bereits bei der Personalgewinnung, 

auch bei der Fluktuationsiate den höchsten und 

deutlich von den übrigen Werten abgehobenen Anteil 

von Negativ-Antworten (= erhöhte Fluktuaktionsrate). 

bnter den Gründen für die Fluktuation steht die im 

Vergleich zu anderen kriminalpolizeilichen Sachge­

bieten und zu den gestell ten Anforderun,gen hohe Ar­

beitsbelastung im Vordergrund (8 Nennungen), gefolgt 

vorn beförderungsbedingten W~chsel (6 Nennungen). 

Tab. 33: Ursachen der Personalfluktuation 

Ursachen der Zahl der Nennungen 
Personenfluktuation absolut in % von N = 16 

überdurchschnittliche Anforde-
rungen, hohe Arbeitsbelastung 8 50,0 % 

beförderungsbedingte Wechsel 6 37,5 % 
geringes Ansehen des Fach-
gebiets 3 18,8 % 
notwendige Spezialkenntnisse 2 12,5 % 

übrige Ursachen 3 18,8 % 

Summe der Nennungen*) 22 -

*) Mehrfachnennungen zulässig 
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kriminalpolizeiliehe Aus- und 

Die Bearbeitung von Wirtschaftsstrafverfahren erfor­

dert erh6hte Sachkunde in wirtschaftlicher Hinsicht, 

insbesondere Kenntnisse kaufmännischer und buchhal­

terischer Art. Neben einer gewissen Vertrautheit mit 

der kaufmännischen Buchführung zählen dazu Kenntnis­

se auf zivilrechtlichem Gebiet, insbesondere des 

Handels- und Gesellschaftsrechts. Sachbearbeiter, 

die füt Ermittlungen in Wirtschaftsstrafsachen 

eingesetzt werden, 

eine kaufmännische 

sollen deshalb vorzugsweise über 

VorbiJ.dung (kaufmännische Lehre 

u. ä.) verfügen. Hinzukommen muß eine kriminalpoli­

zeiliehe Spezialausbildun9 für das Gebiet der Wirt­

schaftskriminali tät. Die durch die Vorbildung I die 

allgemeine kriminalpolize iliche Ausbildung und die 

kriminalpolizei liehe Spezialausbildung erworbene 

Qualifikation soll te durch geeignete Fortbildungs­

maßnahmen auf ,einem aktuellen Stand gehalten und 

soweit n6tig ergänzt werden. Die Befragung ergibt zu 

diesem Komplex folgendes Bild. 

Vorbildung der Beamten 

Die Frage nach der Vorbildung der Bediensteten 

(Dienststellenleiter und lcriminalpolizeiliche Sach~ 

bearbeiter) haben 114 Dienststellen beantwortet. Im 

Vordergr"unq der Angaben steht die kaufmännische 

Lehre. Nennenswerten Umfang zeigen daneben noch die 

Handwerksberufe sowie spezielle kaufmännisch ausge-' 

richtete Ausbildungsgänge wie Buchhalter, Steuer­

fachgehilfe, Betriebswirt'VWA und wirtschaftsorien­

tierte Fachhochschulstudiengänge. Einige Dienst­

stellenleiter weisen auch einschlägige Hoch~chulab-

schlüsse (Betriebswirtschaftslehre, Volkswirt-

schaftslehre) auf. 
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Die Gesamtübersicht über die Angaben zur Vorbildung 

der in den Dienststellen tätigen Beamten ist in 

Tabelle 34 enthalten. Sie legt nahe, daß mindestens 

ein großer Teil dieser Beamten über eine ihrer 

jetzigen Tätigkeit förderliche Vorbildung verfügen. 

Damit kann.auch dte krimin~lpolizeiliche Spezialaus­

bildung an grundlegende Vorkenntnisse anknüpfen. 

Tab. 34: Vorbildung der Beamten 

Art der Vorbildung Anzahl der Beamten 

absolut in % der Nennungen 

Kaufmännische Lehre 424 41 ,5 % 

Handwerksberuf 232 22,7 % 

andere kaufmännisch ausge-
richtete Ausbildung 111 10,9 % 
davon: Buchhalter, Steuer-

. fachgehilfe 34 3,3 % 
Betriebswirt VWA 35 3,4 % 
Fachhochschul-
studium 42 4,1 % 

Abitur 254 24,9 % 

Summe der Nennungen 1021 100,0 % 

Speziallehrgang "Wirtschaftskriminalität" 

Sei t einigen Jahren wird die Spezialausbildung für 

Beamte, die Wirtschaftsstraftaten bearbeiten, in 

Form von Speziallehrgängen durchgeführt. Das Konzept 

für die Durchführung dieser Lehrgänge wurde zwischen 

Bund und Ländern vereinhei tlicht. Spezial lehrgänge 

dieser Art werden gegenwärtig von acht Bundesländern 

und dem Bundeskriminalamt veranstaltet. Bremen, das 

Saarland und SChleswig-Holstein führen keine eigenen 

Lehrgänge durch, sondern entsenden ihre auszubilden-
, 

. den Beamten zu den Veranstal tungen anderer Bundes-

länder und des Bundeskriminalamtes. 
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Bislang haben nach den erhobenen Angaben außerhalb 
15) . ~03 . I h Bayerns lnsgesamt ~ Beamten elnen so c en 

Speziallehrgang "Wirtschaftskriminalität" absol-

vierte Sie verteilen sich auf die einzelnen Bundes­

länder wie aus Tabelle 35 ersichtlich. 

Tab. 35: Zahl der spezialausgebildeten Beamten nach 

Bundesländern 

Land BW BR HB HH HE NI NW RP SL SH BKA 

Zahl der 
Beamten 153 27 4 37 133 102 66 32 5 30 14 

Die Rahmenrichtlinien für die Durchführung des 

Speziallehrgangs "Wirt,schaftskriminali tät" sE~hen 

vor, daß die Teilnehmer zwischen den einzelnen 

Unterrichts abschnitten Praktika auch bei außerpoli­

zeilichen Einrichtungen absolvieren sollen. Die 

Frage, ob die Teilnahme an einem Speziallehrgang 

"Wirtschaftskriminalität" auch ein Praktiktlm bei 

einschlägigen außerpolizeilichen Institutionen ein­

schließt, wurde von 106 Dienststellen {außerhalb 

Bayerns) beantwortet. Nur 35 (33,0 %) bejahten sie. 

Nach Bundesländern differenziert ergibt sich folgen­

des Bild. 

Tab. 36: Praktikum bei außerpolizeilichen Institu~ 

tionen 

Praktikum L a nd 

BW BR HB HH HE NI NW RP SL SH BKA 

findet statt 9 - 1 2 - 5 4 8 1 5 -

findet nicht 
statt 26 2 - 1 22 17 1 1 - - 1 

15) Es ist aber außerdem zu berücksichtigen, daß aus Nord­
rhein-Westfalen nur Angaben übE!r die Beamten in den fünf 
Schwerpunktdienststellen eingeflossen sind. Nordrhein­
Westfalen führt aber selbst Speziallehrgänge durch, die 
nicht für Beamte dieser Dienststellen reserviert sind. 
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Während die Frage nach dem Praktikum von zwei Bun­

desländern (Berlin und Hessen) und vom Bundeskrimi­

nalamt durchgängig verneint wurde und in zwei Län­

dern (Saarland und Schleswig- Hols tein) durchgäng ig 

bejaht wurde, sind die Antworten aus den übrigen 

Ländern uneinhei tlich. Das .läßt den Schluß zu, daß 

eine Praktikumsteilnahme dort nicht landeswei t 

organisiert bzw. zwingend vorgeschrieben ist, aber 

von ei~zelnen Dienststellen vorgenommen wird. 

34 Dienststellen machten Angaben über die Dauer des 

Praktikums außerhalb der' Pol~zei. Sie schwankt 

zwischen einer Woche und einem halben Jahr. Aus dem 

Rahmen fäll t dabei die schlesw,ig-holsteinische 

Regelung, die eine halbjährige Tätigkeitaußerhalb 

der Polizei vorsieht. Die meisten übrigen Angaben 

liegen im Bereich zwischen ein und drei Monaten. 

Drei Dienststellen gaben an, daß die Dauer des 

Praktikums jeweils im Einzelfall geregelt werde. Er­

gänzend ist darauf hinzuweisen, daß das Stadt- und 

Polizei amt Bremen zwar keine Teilnehmer zu Spezial­

Iehrgängen entsendet, aber sieben Beamte zu prak­

tischen Betriebswirten hat ausbilden lassen. Diese 

haben auch ein zweimonatiges Praktikum absolviert. 

Insgesamt gesehen kann die 

Regelung als Musterbeispiel 

schleswig-holsteinische 

dienen. Auf die darin 

enthal tenen Stationen wird weiter unten in diesem 

Abschnitt noch eingegangen. 

Auf die Frage, welche Institutionen in das Praktikum 

einbezogen werden, haben 31 Dienststellen geantwor­

tet. Sie machten insgesamt 100 Angaben, die sich auf 

die ,Insti tutionen wie folgt verteilen. 
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Tab. 37: In das Praktikum einbezogene Institutionen 

Institutionen 

KreditirJSti tute 

Finanzbehörden 

Industrie- und Handelskammern 

Amtsgerichte 

Versicherungen, Sozial­
versicherungsträger 

Staatsanwaltschaften 

Arbeitsverwaltung 

Ausländerbehörde 

sonstige Unternehmen 

sonstige Behörden und 
Gerichte 

. Zahl der Nennungen 

absolut 

26 

15 

12 

12 

7 

4 

2 

1 

14 

7 

in % von N = 31 

83,9 % 
48,4 % 
38,7 % 
38,7 % 

22,6 % 
12,9 % 
6,5 % 
3,2 % 

45,2 % 

22,6 % 

Die Praktika der verschiedenen Dienststellen umfas­

sen bis zu sieben der vorgenannten Gruppen von. In­

stitutionen, am häufigsten sind allerdings zwei 

(13 Nennungen) oder drei (8 Nennungen) Stationen 

festzustellen. 

Von den Dienststellen, die ein Praktikum organi­

sieren, gaben 28 auch eine Bewertung darüber ab. 

26 bewerteten diese Einrichtung positiv, nur zwei 

Stimmen waren negativ. Doch bezog sich deren nega­

tive B~wertung nicht auf das Praktikum als solches, 

sondern auf dessen derzeitige Handhabung: zu kurze 

Dauer, davon zu lange Zeit bE!i der Justiz bzw. in 

polizeilichen Rechenzentren. 

Von den 97 Dienststellen (einschließlich Bayerns), 

die die Frage nach der gegenwärtigen Praktikums­

durchführung v,ernein ten, befürlyorteten 70 ( 72 ,2 %) 

die zukünftige Einführung einer solchen außerpoli­

zeil~chen Tätigkeit als festen Bestandteil des 

Speziallehrgangs :'Wirtschaftskl'iminali tät", nur vier 

(4,1 %) lehnten sie ausdrücklich ab. 
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Abschließend soll im Hinblick auf Zeitdauer und be­

teiligte Insti tut ionen eines sinnvollen Praktikums 

der Plan, der im Land Schleswig-Holstein verbindlich 

gilt, wiedergegeben werden. Die einzelnen Stationen 

sind wie folgt festgelegt: 

- Finanzbehörden 

- Betriebsprüfung (8 Wochen) 

- Steuerfahndung (4 Wochen) 

- Privatwirtschaft 

- Handelsbetrieb (4 Wochen) 

- Kreditinstitut (4 Wochen) 

- Justiz 

- Grundbuchamt, Registergericht, 

Konkursgericht (1 Woche) 

- Schwerpunktstaatsanwalt­

schaft (2 Wochen) 

- Sonstige 

12< Wochen 

8 Wochen 

3 Wochen 

3 Wochen 

- Industrie- und Handelskammer (1 Woche) 

- Konkursverwalter (2 Wochen) 

Spezialausbildung der Beamten 

Von den zum Untersuchungs zeitpunkt bei den befragten 

Dienststellen eingesetzten Beamten hatten insgesamt 

494 einen Speziallehrgang "Wirtschaftskrimihali tät 11 

absolviert. Sie verteilten sich auf die Bundesländer 

wie folgt (Angaben .aus Bayern erfolgten nicht). 

Tab. 38: Zahl der spezialausgebildeten Beamten bei 

den befragten Dienststellen nach Bundes­

ländern 

i 
Land BW BR HB HH HE NI NW RP I SL SH BKA 

Zahl der 
Beamten 121 26 3 28 107 84 57 28 4 25 11 
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Bei 67 von 104 antwortenden Dienststellen (64,4 %) 
hat mindestens einer der Dienststellenlei ter oder 

-vertreter einen Spezia llehrgang absolviert. In 

,Schleswig-Holstein gilt das für alle Dienststellen, 

in Baden-Württemberg ( 71 ,4 %) , Rheinland-Pfalz 

(66,7 ,%) , Niedersachsen (60,9 %) , Nordrhein-West-

falen (60,0 %) und Hessen (52,2 %) für die Mehrheit 

der Dienststellen. 

Zum Lehrgangsabschluß der Sachbearbeiter machten 

109 Dienststellen Angaben (ohne Bayern). Die Ergeb­

nisse einschließlich der Differenzierung nach Bun­

desländern und Organisat ionsebenen 'sind in Tal;:>el­

le 39 wiedergegeben. Insgesamt liegt demnach der 

Anteil der Dienststellen, bei denen mehr als die 

Hälfte der Sachbearbeiter einen Spezial lehrgang 

"Wirtschaftskriminalität" absolviert hat, bei 

40,3 %. Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein und 

Niedersachsen erreichen höhere Werte 16 ), Rheinland­

Pfalz und Hessen in etwa durchschnittliche Werte. 

Unterdurchschni ttlich bleiben die Dienststellen' in 

Baden-Württemberg17 ). Hinsichtlich der Organisa­

tionsebenen weisen die Ebenen Bund C hohe Werte für 

Anteile über 50,0 % auf, gefolgt von der Ebene A, 

die allerdings für Anteile über 75,0 % die höchsten 

Werte aufweist. Zentrale Dienststellen (auf Landes­

oder überörtlicher Ebene) weisen also einen übe!r­

durchschni ttlich hohen Anteil von spezialausgebil-
'18) 

deten Sachbearbeitern auf . 

16) Für Nordrhein-Westfalen macht sieh dabei sicherlich bemerk­
bar, daß nur die Schwerpunktdienststellen geantwortet 
haben. 

17) Die Werte für Länder mi t nur ein oder zwei Dienststellen 
sind hier nur beschränkt für Vergleiche geeignet. 

18) Auch hier gilt wieder, daß der Wert für Ebene,F wegen der 
geringen Besetzung für Vergleichszwecke wenig geeignet ist. 
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Tab.39: Anteil der spezialausgebildeten Sachbearbeiter 

Anteil der über über über 
spezial aus- 25,0 % 50,0 % 75,0 % 
gebildeten bis bis bis bis 
Sachbearb. 0,0 % 25,0 % 50,0 % 75,0 % 99,9 % 100,0 % 

insgesamt 7 13 45 23 7 14 
6,4 % .11,9% 41,3 % 21,1 % 6,4 % 12,8 % 

i •. --
BW 5 7 16 6 - 1 

14,3 % 20,0 % 45,7 % 17,1 % 2,9 % 

BR 1 - - 1 - -
50,0 % 50,0 % 

HB - 1 - 1 - -
50,0 % 50,0 % 

L HH - 3 - I - - - I I 100,0 % 

a HE - 2 12 4 1 4 
8,7 % 52,2 % 17,4 % 4,3 % 17,4 % 

n 
NI - 2 8 6 1 6 

d 
8,7 % 34,8 % 26,1 % 4,3 % 26,1 % 

NW - - - 2 3 -
40,0 % 60,0 % 

RP 1 - 4 2 - 2 
11 , 1 % 44,4 % 22,2 % 22,2 % 

SL - - 1 - - -
100,0 % 

SH - - 1 1 2 1 
20,0 % 20,0 % 40,0 % 20,0 % 

BKA - 1 - - - -
100,0 % 

0 A - . 1 4 1 . 2 2 
r 10,0 % 40,0 % 10,0 % 20,0 % 20,0 % 
g 
a B 2 2 3 2 2 -n 18,2 % 18,2 % 27,3 % 18,2 % 18,2 % 
i 

I S C 1 - 4 4 2 1 
a 8,3 % 33,3 %. 33,3 % 16,7 % 8,3 % 
t 
i D 1 7 10 4 1 1 
0 4,2 % 29,2 % 
n 

41,7 % 16,7 % 4,2 % 4,2 % 

s E 3 5 24 11 7 -
e 6,0 % 10,0 % 48,0 % 22,0 % 14,0% 
b 
e F 1 - - 1 - -n 50,0 % 50,0 % 
e 
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Nur sechs Dienststellen (5,6 % der 108 Antworteri) 

konnten die Frage bejahen, ob der Abschluß eines 

Spezial lehrgangs "Wirtschaftskriminali tät 11 beamtE~n­

bzw. besoldungsrech tlich e Konsequenzen (Beförde­

rungsmöglichkei t, Funktions.stelle) für die betrof­

fenen Beamten habe. Dabei handel t es sich um das 

Kriminalpolizeiamt und drei der vi~r Kriminaldtrek­

tionen in Schleswig-Holstein sowie die Landeskrimi­

nalämter in Baden-Württemberg und Niedersachsen. 

Fluktuation spezialausgebildeter Beamter 

Bei wei tem nicht alle durch einen Speziallehrgang 

"Wirtschaftskriminali tät 11 ausgebildeten Beamten 

bleiben dauerhaft in diesem Bereich der Sachbearbei­

tung tätig. Der Gesamtzah.l von 494 zum Zeitpunkt der 

Befragung in den Dienststellen eingesetzten Beamten 

mit absolviertem Speziallehrgang steht eine Zahl ~on 

109 Beamten, die Einen solchen Lehrgang besucht 

haben, aber nicht mehr im Bereich der Bearbei tung 

von Wirtschaftsstrafverfahren tätig sind, gegenüber 

(Zahlenangaben ohne Bayel:-n). Die durchschni ttlic:he 

Abgangsrate (Zahl der nicht mehr im Bereich der 

Wirtschaftsstrafverfahren tätigen Beamten zur Ge­

samtzahl der spezialausg(~bildeten Beamten) beträgt 

damit 18,1 %. Mehr als jeder sechste spezialausge­

bildete Beamte ist also nicht mehr in diesem spe­

ziellen AQfgabengebiet, für das er -ausgebildet 

wurde, tätig. In den einzelnen Bundesländern zeigt 

diese Abgangsrate ein sehr unterschiedliches Bild, 

wie Tabelle 40 ausweist. 

Die Bundesländer Berlin, Rheinland-Pfalz, Nord­

rhein-Westfalen und Schleswig-Holstein verzeichnen 

unterduchschnittliche Abgangsraten, Niedersachsen 

liegt in etwa beim Durchschnittswert. Alle übrigen 

Bundesländer und das Bundeskriminalamt erreichen 

überdurchschnittliche Abgangsraten. 
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Tab. 40: Fluktuation spezialausgebildeter Beamter 

Land 'Zahl der ausgeschie- Ab:Jangsrate 
denen Beamten 

BR 1 3,4 % 

RP 4 12,5 % 

NW 9 13,6 % 

SH 5 16,7 % 

NI 18 17,6 % 

HE 26 19,5 % I 
SL 1 20,0 % , 

I 

BW 32 20,9 % 

BKA 3 21,4 % 

HH 9 24,3 % ~ 1 

HB 1" 25,0 % I 
I 
I 

Die Zahlen für Nordrhein-Westfalen sind allerdings 

zu relativieren, da nur die fünf Schwerpunktdienst-

stellen eingeflossen sind, die Abgangsraten in 

Bremen und .im Saarland ebenso, da dort durch das 

Ausscheiden jeweils eines Beamten bereits hohe Werte 

erreich t wer.den. 

Bei der Suche nach Einflußfaktor~n der Fluktuation 

muß sicherlich zunächst auf die berei ts erwähnten 

~angelnden bzw. fehlenden beamten-/besoldungsrecht­

lichen Konsequenzen des Lehrgangsabschlusses hinge­

wiesen werden. Der betroffene Beamte muß Beförde-. 

rungschancen eventuell außerhalb seines bisherigen 

Aufgabengebietes suchen. Weiterhin kann aber auch 

die Feststellung hilfreich sein, daß die Abgangsrate 

unter den verschiedenen Zuständigkeitibereichen von 

Dienststellen deutliche Unterschiede aufweist. Je 

'stärker die Dienststelle auf die Bearbei tung von 

Wirtschaftsstrafverfahren spezialisiert ist, umso 

höher liegt die Abgangsrate. 
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Tab. 41: Fluktuation spezialausgebildeter Beamter 

nach Zuständigkeitsbereichen der Dienst­

stellen 

Zuständigkeitsbereich der Dienststellen Abgan;rsrate 

ausschließlich Wirtschaftskriminalität 24,2 % 

Wirtschaftskriminalität, andere Ver-
mägensdelikte 21 ,3 % 

Wirtschaftskriminalität, andere Ver-
mägensdelikte und weitere Straftaten 15,2 % 

Andererseits ist es aber nicht so, daß Bundesländer 

mi t einem hohen Anteil von wenig spezialisiertE:!n 

Dienststellen die geringst.en Abgangsraten aufweisen 

würden. 

Fortbildungsmaßnahmen 

Die Zahl der Dienststellen, die die Frage nach der 

Durchführung von Fortbildungsmaßnahmen beantworte­

ten, ist nur sehr gering. Von den 110 Dienststellen 

außerhalb Bayerns konnten nur 50 (45,5 %) AngabEm 

dazu machen. Ihre insgesamt 62 Angaben über FortbiJL­

dungsmaßnahm.en wurden in vier Gruppen zusammenge­

faßt. 



- 83 -

Tab. 42: Fortbildungsmaßnahmen 

Art der Fortbildungsmaßnahme 

dienstbegleitender Unterricht, 
interne Schulung , 

fachorientierte Teilnahme an 
Arbeitstagungen, Sonder lehr­
gängen und Schulungs maßnahmen 
innerhalb der Polizei 

Teilnahme an Lehrgängen und 
Arbeitstagungen mit Qder 
bei anderen Behörden und 
Körperschaften 

Teilnahme an speziellen Fort­
bildungslehrgängen für 
Sachbearbeiter von Wirt­
schaftsstrafverfahren 

Zahl der Dienststellen 

absolut in % von N = 50 

11 22,0 % 

29 58,0 % 

5 10,0 % 

17 34,0 % 

Angaben, in denen auf spezielle Fortbildungsmaß­

nahmen für Sachbearbei ter von Wirtschaftsstrafver­

fahren hingewiesen wurde, kamen nur aus Baden­

Württemberg, Hessen, dem Saarland und S~hleswig-Hol­

stein. In Hamburg und beim Landeskriminalamt Nieder­

sachsen werden aber auch Schulungen über aktuelle 

Themen aus dem Bereich der Wirtschaftskriminali tät 

und ihrer Bekämpfung abgehal ten. Sie sind nach dem 

in den Angaben vermittelten Eindruck den zuvor ge­

nannten vergleichbar. 

Weitestgehend bleibt die Fortbildung jedoch der 

(pri va ten) Eigenini tia tive der Beamten über lassen. 

Darauf wurde in zahlreichen Fragebogen hingewiesen. 

Es drängt sich der Eindruck auf, als würde vieler­

orts die einmalig erfolgende Spezialausbildung als 

ausreichend angesehen. Gerade diese Investi tion in 

das Humankapital wird sich erfahrungsgemäß aber nur 

dann langfristig auszahlen I wenn der Wissensstand 

ständig auf dem neuesten Stand gehalten wird, sonst 

wird es zum toten Kapital. 
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Ermittlungstätigkeit 

Zahl. der Ermi ttlungsverfahren 

Der Versuch, genaue Zahlen über die im Jahre 1983 

bei den befragten Dienststellen bearbei teten Ver­

fahren zu gewinnen, konn1:e nicht in befriedigendem 

Umf ang realisiert werden., Zahlreiche Dienststellen 

konnten keine Angaben darüber machen. Andere konnten 

keine nur auf Wirtschaftsstraftaten bezogenen Zahlen 

liefern. Eine dritte Gruppe konnte ledigiich Schät­

zungen abgeben. Eine vierte Gruppe verwies lediglich 

auf die Angaben zur PolizE~ilichen Kriminalstatistik . 

Der· verbleibende Teil exakter Zahlenangaben erwies 

sich als zu gering, um Aussagen machen zu können. 

Insgesamt ist also festzuhalten, daß eine Erhebung 

der erwünschten Zahlen im Nachhinein nicht. möglich 

ist oder mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden 

ist. Dies sollte bei zukünftigen Untersuchungen 

berücksichtigt werden. An dieser Stelle führt es 

dazu, daß keine Zahlen übE~r die im Jahre 1983 bear-

beiteten 

können. 

Ermittlungsverfahren 

Belastung mit anderen Aufgaben 

mitgeteilt werden 

Die Dienststellen, die Wirtschaftsstraftaten bear­

beiten, haben oft auch noch andere Aufgaben zu 

erfüllen. 107 Dienststellen (72,8 %) gaben an, daß 

sie durch solche anderen Aufgaben in nennenswertem 

Umfang belastet sind. In den Bundesländern Bayern, 

Bremen, Hessen, Saarland und Schleswig-Holstein 

sowie beim Bundeskrimina.lamt wurde das tiberduch­

schnittlich häufig angeführt. Die Antworten aus 

Baden-Württemberg ent:sprechen dem Gesamtdurch-

schni tt. Die Dienststellen aus den übrigen Bundes­

ländern verwiesen nur un terdurchschni ttlich häufig 

auf solche Belastu~gen. 
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Hinsichtlich der Organisations ebenen zeigte sich 

eine durchgehende Tendenz,' daß die Belastung mit 

anderen Aufgaben um so häufiger genannt wurde, je 

niedriger die Organisationsebene der antwortenden 

Dienststellen ist. Auch hinsichtlich des Zuständig­

keitsumfangs bietet sich ein ähnliches Bild: Je 

wei ter der sachliche Zuständigkei tsbereich, um so 

häufiger wird die Belastung durch andere Aufgaben 

genannt. Schließlich zeigte sich auch bei einem 

Vergleich mit der Strukturvariablen Dienststellen­

gr~ße, daß die Häufigkeit der Belastung ~urch andere 

Aufgaben mit wachsender Dienststellengröße abnimmt. 

Insgesamt ist also in der Tendenz festzustellen, daß 

die Wahrscheinlichkei t der Belastung durch and~re 

Aufgaben als die Bearbeitung von Wirtschaftsstraf­

taten um so geringer ist, je höher die Integrations­

ebene ist, je größer die Dienststelle ist und je 

stärker deren Spezialisierung auf Wirtschaftskrimi­

nalität ist. 

Von den 107 Dienststellen, die nach eigenen Angaben 

in nennenswertem Umfang durch andere Aufgaben, als 

die Bearbei tung von Wirtschaftsstraftaten belastet 

sind, gaben 105 (98,1 %) die Art dieser Aufgaben an. 

Die insgesamt 173 Angaben (M~hrfachnennungen zuläs­

sig) wurden in 6 Gruppen zusammengefaßt und vertei­

len sich auf diese Gruppen wie in Tabelle 43 darge~ 

stellt. 
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Tab. 43: Belastung durch andere Aufgaben 

Art der anderen Aufgaben Zahl der Nengungen*) 

absolut in % von N ,; 105 

Bearbeitung anderer Straftaten, 
die zum Zliständigkeitsbereich 
der Dienststelle zählen 81 77,1 % 
Sondereinsätze, Aufklärungs-
,und Personenschutzmaßnahmen 46 43,8 % 

Bereitschafts-/Dauerdienst 36 34,3 % 

vorübergehende Abordnung von 
Beamten zu anderen Dienst-
stellen 6 5,7 % 

Zentralstelienaufgaben 3 2,9 % 

Lehrgangsbesuch (nicht Wirt-
schaftskriminalität) 1 1,0 % 

*) Mehrfachnennungen zulässig 

Die Wahrnehmung von Zentralstelienaufgaben be-

schränkt sich auf Dienststellen der Organisations­

ebene A. Hinsichtlich der Organisationsebenen zeigt 

sich ansonsten, daß bei Dienststellen der Ebenen B 

und C die Bearbeitung anderer Straftaten nur sehr 

unterdurchschni ttlich häufig genannt wird, während 

Sondereinsätze und ähnliches sowie' Bereitschafts­

dienste überdurchschnittlich häuf ig angegeben wer­

den. Vorübergehende Abordnungen von Beamten spielen 

nur bei Dienststellen der Ebenen Bund D eine Rolle. 

A~f der Ebene F spielt praktisch nur Qie Bearbeitung 

anderer Straftaten, die zum Zuständigkeits~ereich 

der Dienststelle gehören, eine wesentliche Rolle. 

Hinsichtlich der Größenklassen der Dienststellen 

ist folgendes festzustellen. Bei kleinen Dienst­

stellen ist die vorübergehende ~bordnung von Beamten 

über-, die Belastung durch Sonderein~ätze u. ä. 

stark unterrepräsentiert. Bei mittleren Dienst-

stellen ist die Belastung durch Sondereiqsätze 
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stark überrepräsentiert. Die großen Dienststellen 

gaben überdurchschnittlich häufig Sondereinsätze 

u. ä. sowie Bereitschaftsdienste an. Dagegen wird 

die Belastung durch die Zuständigkei t für Delikte 

außerhalb der Wirtschaftskriminalität nur sehr 

stark unterdurchschnittlich häufig angeführt. Die 

sehr großen Dienststellen schließlich weisen sogar 

alle auf diese letztgenannte Belastung hin. Eindeu­

tige Zusammenhänge zwischen Dienststellengröße und 

der Art der Belastung durch andere Aufgaben - der­

ge,stal t, daß sich bestimmte Arten mi t der Dienst­

stellengröße gleichgerichtet oder ihr entgegenge­

setzt verändern - lassen sich also nicht feststel­

len. 

Initiierung von Ermittlungsverfahren 

Zur Frage der Verfahrensini tiierung haben 138 der 

befragten Dienststellen (93, 9 %) Angaben gemacht. 

Durchschi ttlich gehen demnach die kriminalpolizei­

lichen Ermittlungen bei Wirtschaftsdelikten 

I 

zu 24,3 % auf Anzeigen (einschließlich anonymer 

Hinweise)' bei Polizeidienststellen, 

zu 66,6 % auf Ermittlungsersuchen der Staatsanwalt­

, schaften und 

zu 9,1 % auf eigene Erkenntnisse 

dienststellen 

der Polizei-

.. k 19 ) b h zuruc . Es e~te en aber Unterschiede für diese 

Struktur in den einzelnen Bundesländern, auf den 

verschiedenen Organisationsebenen und bei den ver­

schiedenen Zuständigkeitsbereichen. 

19) Dabei handelt es sich um ungewichtete ari thmetische Mit tel­
werte. Eine Gewichtung konnte nicht vorgenommen werden, da 
sich die Angaben über die Zahl der bearbei teten Ermi tt­
lungsverfahren überwiegend als nicht auswer'tungsfähig 
erwiesen. Vgl. dazu die Ausführungen in Abschnitt 2.4.1. 
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In Bremen werden Ermittlungsersuchen der Staatsan­

waltschaft überdurchschnittlich häufig, Anzeigen 

bei POlizeidienststellen unterdurchschnittlich 

häufig genannt. Hamburg weist einen auffallend 

hohen Wert für die Verfahrensini tiierung aufgrund 

eigener Erkenntnisse auf. In Hessen erreicht die 

Angabe Anzeige bei Polizeidienststellen überdurch­

schnittliche, Ermittlungsßrsuchen der Staatsanwalt­

schaft dagegen unterdurchschn:L ttliche Werte. Genau 

umgekehrt sehen die Antworten aus Niedersachsen 

aus. Bei den Antworten aus Nordrhein-Westfalen 

macht sich bemerkbar, daß nur die Schwerpunkt­

dienststellen geantwortet haben; sie weisen einen 

stark' überdurchschni t tlich hohen Wert für die Er-

mi ttlungsersuchen der Staatsanwal tschaften 

Rheinland-Pfalz liegen die Anzeigen bei 

dienststellen unterdurchschnittlich, die 

auf. In 

Polizei­

Ermitt-

lungen aufgrund von eigenen E:rkenntnissen dagegen 

überdurchschni ttlich. Das gleiche .Bild bietet sich 

im Saarland~ Schleswig-Holstein schließlich weist 

nur unterdurchschnittliche Werte für Ermittlungser­

suchen der St~atsanwaltschaften auf~ während Er­

mi ttlungen aufgrund eigener Erkenntnisse überdurch­

schnittlich häufig genannt werden. 

Je höher die Organisationebene, desto geringer ist 

der Anteil der auf Anzeigen bei Polizeidienststel­

len zurückgehenden Verfahren. Der Anteil der auf 

staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsersuchen be­

ruhenden Ermittlungen ist nur auf der Ebene A ge­

genüber dem Durchschnitt auffallend erhöht. Bei den 

Ermi ttlungen aufgrund eigener Erk·enntnisse weisen 

die drei oberen Organisationsebenen A, Bund C 

überdurchschni ttliche Werte, die drei übrigen un­

terdurchschnittliche Werte auf. Tendenziell, so 

läßt sich feststellen, steigen die Anteile von 

Ermittlungen aufgrund von Ersuchen der Staatsah-
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waltschaften und eigenen Erkenntnissen mit der Höhe 

der Organisationsebene, während sich die Verfah­

rensini tiierung aufgrund von Anzeigen bei Polizei­

dienststellen umgekehrt verhält. 

Die Zusammenhänge zwischen Verfahrensinitiierung 

und Zuständigkeitsbereichen sind ähnlich. Je ge­

ringer die Spezialisierung der Dienststelle, desto 

höher der Anteil von Verfahren, die auf Anzeigen 

bei Polizeidienststellen zurückgehen. 

Ermittlungsdauer und deren Einflußfaktoren 

Durchschnittliche Dauer der Ermittlungsverfahren 

Die Erhebung von Angaben über die durchschnittliche 

Dauer der kriminalpolizeilichen Ermittlungen in 

Wirtschaftsstrafverfahren erwies siGh als äußerst 

schwierig. Denn viele Dienststellen brachten zum 

Ausdruck, daß die Dauer der einzelnen Verfahren 

sehr stark streue. 87 Dienststellen machten dennoch 

auswertungsfähige Angaben über den Durchschnitts­

wert. Mangels vergleichbarer Angaben über die Zahl 
20) 

der bearbeiteten Verfahren, konnten dieses Zahlen 

nicht gewichtet werden. Die nachfolgenden Aussagen 

über die durchschni ttliche Dauer' der Ermi ttlungen 

sind daher mi t aller gebotenen Vorsicht zu inter­

pretieren. 

Der (ungewichtete) Durchschnitt der Zahlenangaben 

liegt bei 30 Wochen, d. h. 7 Monaten, der mittlere 

Wert und der häufigste Wert (als .wei tere aussage­

kräftige statistische Mittelwerte) liegen beide bei 

26 Wochen, d. h. 6 Monaten. 

20) Vgl. dazu die Ausführungen in Abschnitt 2.4.1. 
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Ein Vergleich der jeweils durchschnittlichen Er­

mittlungsdauer auf den verschiedenen Organisations­

ebenen und bei den verschiedenen Zuständigkeitsbe...: 

reichen zeigt unter Berücksichtigung aller 

drei Mittelwerte - daß die Ermittlungsdauer tenden­

ziell mi t der Höhe der Organisationsebene und mi t 

der Konzentration der Zuständigkeit zunimmt. Das 

kann ein Indiz dafür sein, daß besonders umfang­

reiche Ermi ttlungsverfahren vor allem von hochspe­

zialisierten Dienststellen auf hoher Organis~tions­

ebene bearbeitet werden. 

Tab. 44: Ermittlungsdauer und Organisationsebene 

ODganis at ions ebene A B C D E F 

Zahl der antwortenden 
Dienststellen 9 7 6 18 42 5 

(ungewichtetes) arith-
metisches Mittel 49,9 43,6 35,6 21,9 27,2 33,8 

Median (mittlerer 
Wert) 52 34 26 26 22 24 

Modus (häufigster 
Wert) - 52 26' 26 - - -

Tab. 45: Ermittlungsdauer und Zuständigkeitsbereich 

Zuständigkeitsbereich ausschließlich Wirtschafts- sonstige 
Wirtschafts-- kriminal. , 
kriminalität andere Ver-

mögensdei. 

Zahl der antwortenden 
Dienststellen 14 6 67 

(ungewichtetes) arith-
metisches Mittel 44,1 29 26 

Median 29 26 26 

Modus 26 - 26 
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Einflußfaktoren 

Zu den die Dauer der Ermi ttlungen beeinflussenden 

Faktoren haben 142 Dienststellen Angaben gemacht. 

Im Vordergrund steht mit deutlichem Abstand vor 

allen anderen Einflußfaktoren die Diskrepanz 

zwischen dem Umf ang der Verf ahren (82 Nennungen) 

und der vorhandenen Personalkapazi tä t (69 Nennun­

gen ). Da 36 Dienststellen beide Faktoren angaben, 

haben mithin insgesamt 115 Dienststellen mindestens 

einen der beiden Faktoren angeführt. 

Schon der nächst häufigere Elnflußfaktor, die Be­

lastung mi t anderen Aufgaben, wurde von nur noch 

36 Diens tstellen (25,4 %) aus 7 Bundes ländern ge­

nannt. 
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Tab. 46: Einflußfaktoren auf die Ermittlungsdauer 

Einflußfaktor Zahl der Nennungen*) 

absolut in % von N = 142 

Umfang der auszuwertenden 
Unterlagen und zu ermitteln-
den Sachverhalte, Zahl der 
Zeugen und Geschädigten 82 57,7 % 

vorhandene Personalkapa-
zität 69 48,6 % 

Belastung mit anderen Auf-
\ 

gaben 36 25,4 % 

Ermittlungsersuchen an 
auswärtige Polizeidienst-
stellen 21 14,8 % 

Notwendigkeit der Ein-
schaltung von Verwal-
tungsbehörden 19 13,4 % 
Kompliziertheit und/oder 
Neuartigkeit der Sach-
verhalte 16 11,3 % 

mangelnde Mitarbeit der 
Geschädigten 10 7,0 % 

Abwarten von Gutachten/ 
Priliberichten 10 7,0 % 

strafprozessuale Maß-
nahmen (Aktenversand , 
Aktemeinsicht) 10 7,0 % 

Inanspruchnahme von Aus-
sageverweigerungsrechten 9 6,3 % 
Auslandsbezug 9 6,3 % 

Mangel an BuchprÜfern 8 5,6 % 

Mangel an spezialausge- \ 

bildeten Sachbearbei-
tern 7 4,9 % 

Vorbereitung/Durchführung 
von Durchsuchungen 7 4,9 % 

Beweisprobleme 7 4,9 % 

Nicht-Erreichbarkeit von 
Verfahrensbeteiligten 5 3,5 % 

Nichteingrenzung des Ver-
fahrensstoffs durch die 
Staatsanwaltschaft 5 3,5 %, 

sonstige Faktoren 21 -

*) Mehrfachnennungen zulässig 
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Einzelne Ermittlungsmaßnahmen 

Bildung von Ermittlungsteams 

Bedingt durch den Umfang des Verfahrensstoffs und 

die spezifischen Anforderungen der zu bearbeitenden 

Materie erfordern die Ermittlungen in Wirtschafts­

strafsachen oft den Einsatz von Ermi ttlungsteams. 

Dabei ist sowohl an Teams aus Vollzugsbeamten . zu 

denken als aucn an Teams aus Ermi ttlern und Buch­

prüfern. Die Frage, ob Ermi ttlungsteams eingesetzt 

werden, wurde von a~len 146 relevanten Dienststel­

len beantwortet (lediglich das LKA Bremen konnte 

mangels eigener 

Antwort geben). 

Sachbearbeitungskompetenz keine 

86 Dienststellen (58,9 %) verneinten die Frage. Von 

den 60 bejahenden Dienststellen merkten 21 (14,4 %) 

an I das die Bildung von Teams aber die Ausnahme 

bilde, auf Einzelfälle beschränkt bleibe. 

Wenn 

oder 

in 

mit 

einigen Fällen 

dem Hinweis 

verneinender Beantwortung 

auf' den Ausnahmecharakter 

darauf hingewiesen wurde, daß die vorhandene Perso­

nalkapazität die Teambildung nicht erlaube, so 

handel t es sich entweder um sehr kleine Dienst­

stellen bzw. Sachgebiete, oder es wurde schlicht 

übersehen, daß auch einem Team mehrere Fälle 

gleichzeitig übertragen werden können. Denn wenn 

die Teambildung tatsächlich Vorteile bietet, ist 

sie nicht nur fallbezogen anzuwenden, sondern als 

eine interne Organisationsform der Dienststelle zu 

betrachten. Dann müßten die dami t verbundenen Ef­

fekte dazu führen, daß ein Team insgesamt mehr Ver­

fahrensstoff (oder den gleichen in kür zerer Zei t ) 

bewältigen kann als die gleiche Anzahl isoliert 

vorgehender Sachbearbeiter. Aufschlüsse darüber 

liefern auch die weiter unten wiedergegebenen Vor­

teile der Teambildung aus der Sicht der Befragten. 
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Überdurchschnittlich viele negative Antworten zur 

Teambildung kamen aus Bayern und Niedersachsen, 

also den großen Flächenstaaten mit vielen kleineren 

Dienststellen. Etwa im Durchschnitt liegen die 

Länder Baden-Württemberg, Hessen und Rheinland­

Pfalz. Für alle übrigen Länder ist eine überdurch­

sehn i t tliche Quote positiver lmtworten f estzustel­

len. 

Hinsichtlich der Organisations ebenen zeigt sich 

eine durchgehende Tendenz dahin,' daß die Teambil­

dung mit aufsteigender Organisationsebene zunimmt 

(Ebene F: 0,0 %; E: 26,4 %; D:: 46,9 %; C: 58,3 %; 

B: 72,7 %; A: 100,0 %). Auch ist die Bejahung der 

Teampildung um so stärker, je enger die Zuständig­

keit der antwottenden Dienststelle ist (ausschließ­

lich Wirtschaftskriminalität: 71, 4 %; Wirtschafts­

kriminali tät und andere Vermö<;:Jensdelikte: 58,3 %; 

sonstige: 33,6 %). 

Schließlich zeigte sich der ent.sprechende Trend auch 

bei der Dienststellengröße. Die Teambildungsmög­

lichkei t wird bejaht von 87,5 % der -sehr großen 

Dienststellen, 73,9 % der großen, 45,5 % der mitt­

leren und 25,6 % der kleinen Dienststellen. 

Die Möglichkeit der Teambildung wird somit ent­

scheidend bestimmt von Organisationsebene , Spezia­

lisierungsgrad und Größe der Dienststelle. 

Es wurde auch darauf hingewiesen, daß sich die 

Teambildung vor allem für diE' erste Ermi ttlungs­

phase eignet, um relativ schnE~ll zu einer soliden 

und brei ten Ermittlungsbasis zu gelangen, die an­

schließend ggf. auch von einem einzelnen Sachbear­

beiter weiter bearbeitet werden kann. 
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Über die mi t der Teambildung verbundenen Vorteile 

machten insgesamt 50 Dienststellen Angaben. Die 

Verwirklichung von drei Vorteilen steht dabei deutlich 

im Vordergrund: 

- Beschleunigung der Verfahrensbearbeitung, 

- Konzentration und Intensivierung der Verfahrens­

bearbeitung, 

- Kontinuität der Verfanrensbearbeitung. 

Tab. 47: Vorteile der Teambildung 

Vorteile der Teambildung Zahl der Nennungen*) 

absolut in % von N = 50 

Verfahrensbeschleunigung 34 68,0 & 

StraffungjIntensivierung 
der Ermittlungen 22 44,0 % 

Kontinui tät der Sach-
bearbeitung 18 36,0 % 
Arbeitsteilung 
möglich 8 16,0 % 

Motivation verbessert 3 6,0 % 

Erfahrungsaustausch 2 4,0 % 
bessere Aufklärungs-
möglichkeiten 2 4,0 % 

Zeugenfunktion 2 4,0 % 

*) Mehrfachnennungen zulässig 

Fragebogen-Vernehmung 

In vielen Wirtschaftsstrafverfahren sind die als 

Zeugen zu vernehmenden Geschädigten über große 

Landstriche oder das ganze Bundesgebiet verteil t. 

Das ~ilt beispielsweise für verschiedene Formen des 

Anlegetbetrugs. In diesem Bereich wird deshalb häu­

fig das Instrument der Vernehmung per Fragebogen 

eingesetzt. Zw'ei Varianten sind zu unterscheiden: 

die unmittelbare Zusendung von Vernehmungsfrage­

bögen an die Geschädigten und die Übersendung von 
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Fragebogen an die örtlich zust,3.ndige Dienststelle 

zur Durchführung einer Vernehmung mittels des Fra­

gebogens. Sowohl die Frageboqen-Vernehmung als 

solche wie auch die beiden Varianten sind umstrit­

ten. Einersei ts wird die Eignung einer Vernehmung 

des Geschädigte~ per Fragebogen bezweifelt, an­

derersei ts wird die Übersendung von ~ragebogen an 

andere Polizeidienststellen als zusätzliche Bela-. 

stung der letzteren angesehen. 

146 Dienststellen (alle Befragten mit Ausnahme des 

LKA Bremen) haben zu dieser Frage Stellung bezogen. 

Nur eine Minderheit von 17 Dienststellen. (11 ,6 %) 
, 

verneint grundsätzlich die Eignung von Fragebogen-

Vernehmungen, wobei die Länder Berlin und Nord­

rhein-Westfalen überdurChschnitt lich stark vertre­

ten sind. Umgekehrt kamen aus den Ländern Bayern ~ 

Hamburg~ Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig­

Holstein keine oder nu~ ~inzelne Ablehnungen. 

Von.den 129 Dienststellen, die die Fragebogen-Ver­

nehmung für ein geeignetes oder durch zumindest 

gegenwärtig unvermeidliches Instrument halten, be­

vorzugte der größere Teil (61; 47,3 %) die Übersen-· 

dung an die örtlich zuständige Polizeidienststelle, 

weil diese Variante als ergiebiger und verläßlicher 

angesehen wird. In 40 Antworten (31,0 %) wurde der 

Versendung unmittelbar an die Geschädigten der Vor­

zug gegeben. 28 Dienststellen (21,7 %) konnten. 

entweder keine Präfe~enz äußern oder gaben an, daß 

die Wahl zwischen den beiden Varianten in jedem 

Einzelfall gesondert vorgenommen werde. 

Während die Antwortstruktur der meisten Bundeslän-

der diese allgemeine 

Übersendung an die 

Bevorzugung der Fragebogen­

örtliche Polizeidienststelle 

entsprach, kamen aus Bayern und Hamburg mehr bzw. 

ausschließlich Antworten, die den Vorzug der un-
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mittelbaren schriftlichen Befragung der Geschädigten 

zum Ausdruck brachten. 

Die grundsätzliche Ablehnung der Frage~ogen-Ver­

nehmung ist auf den Organisationsebenen D, E und F 

niedriger als auf den Ebenen A, Bund C. Dienst­

stellen der Ebenen A und F bevorzugen überdurch­

schnittlich häufig die Variante des Fragebogens­

versandts an die Geschädigten. 

Hinsichtlich der Zuständigkeitsbereiche der Dienst­

stellen ist festzustellen, daß die grundsätzliche 

Ablehung der Fragebogen-Vernehmung mi t dem Spezia­

lisierungsgrad zunimmt und daß ausschließlich auf 

Wirtschaftskriminalität spezialisierte Dienststellen 

die Versendung der Fragebogen an die Geschädigten 

überdurchschnittlich häufig bevorzugen. 

Insgesamt gesehen stellt sich die Versendung von 

Fragebogen zu Vernehmungszwecken als eine Notwendig­

kei t I mindestens als ein von vielen Dienststellen 

empfundenes notwendiges Übel mangels besserer Alter­

nativen dar. Die grundsätzliche Ablehnung ist bei 

spezialisierten Dienststellen auf höherer Organisa­

tionsebene stärker als bei anderen. Während der 

Vernehmung per Fragebogen durch auswärtige Polizei­

dienststeIlen grundsätzlich der Vorzug gegeben wird, 

präferieren insbesondere Dienststellen der höchsten 

Organisa tionsebene und solche mi t hohem Speziali­

sierungsgrad den Versand unmittelbar an die .Geschä­

digten. 

Ermittlungsbegleitender 

Systeme 

Einsatz 

Der fortschreitende Einsatz der 

computer oder Personal-Computer 

die 

dezentraler 

sogenannten 

bringt auch 

Überlegung 

EDV-

Büro­

für 

mit Kriminalpolizeidienststellen 

sich, ob deren Einsatz in spezifischen Bereichen 
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wie der Bearbeitung von Wirtschaftsdelikten nicht 

sinnvoll sein kann. Grund dafür ist Vor allem .die 

Verwendung kaufmännisch-buchhal terischer Rechenpro­

gramme als Arbeitserleichterung für die kriminal­

~olizeilichen Sachbearbeiter. 

Auf die Frage, ob der Einsatz von kaufmännisch 

orientierten Bürocomputern gegenüber den vorhan­

denen polizeilichen EDV-,systemen vorzugswürdig er.:.. 

schei~e, konnten die meisten Dienststellen mangels 

Erfahrung bzw. mangels ej.gener Beurteilungsmöglich­

keit keine Antwort geben. Die 39 Antworten stammen 

aus allen Bundesländern, vor. allem von Diepststel­

len der Organisationsebenen A, B, C und D. Große 

und sehr große Dienststellen sind unter den antwor­

tenden stark überrepräsentiert. 

Die Antwortenden beurtei len die Einsatzmöglichkeit 

kaufmännisch orientierter Bürocomputersysteme zur 

Ermittlungsunterstützung überwiegend positiv 

(34; 87 I 2 % der Antworten). Bei einer Differenzie­

rung der ~ntworten nach Strukturmerkmalen der 

Diensstellen (Bundesland, Organisationsebene, Zu­

ständigkei tsbereich) zeic;ren sich keine nennenswer­

ten Unterschiede. 

Ermittlungsschwerpunkte 

Im Vordergrund der von den befragten Dienststellen 

bearbeiteten Erscheinungsformen von Wirtschaftskri­

minalität stehen sehr deutlich die Inso~venzdelikte 

mit 95 Nennungen. Sie wurden von 69,9 % aller diese 

Frage beantwortenden Dienststellen (136) angeführt 

und machten allein bereits 24, 1 % aller Nennungen 

zu dieser Frage aus; Noch deutlicher wird diese 

überwiegende Bedeutung der Insolvenzdelikte, wenn 

man die Verstöße gegen das G~bH-Gesetz hinzuzählt. 
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Denn in der Mehrzahl der Fälle wurde § 84 GmbH­

Gesetz ausdrücklich angeführt, und man kann vermu­

ten, daß auch in den übrigen Fällen Insolvenzstraf­

taten nach § 84 GmbH-Gesetz gemeint waren. Unter­

stellt man dies, S9 sind es insgesamt 117 Nennungen, 

die auf Insolvenzdelikte entf allen. 101 Dienststel­

len (= 74,3 % aller Antwortenden) haben mindestens 

einen der beiden. vorgenannten Bereiche angegeben. 

Weitere bedeutsame Gruppen von Erscheinungsformen 

sind solche des Kreditbetrugs (Waren- und Leistungs­

kredi tbetrug = 27, Geldkredi tbetrug = 19 I zusammen 

46 Nennungen), der Straf taten im Zusammenhang mi t 

der illegalen Beschäf tigung (RVO-Straf taten = 23, 

AÜG-Verstöße = 21, zusammen 44 Nennungen) und des 

Anlagebetrugs (Warenterminbetrug = 14, Anlegerbetrug 

ohne Spezifikation = 13, zusammen 27 Nennungen). Die 

überlegene Bedeutung der Insolvenzdelikte wird auch. 

daran deutlich, daß für diesen Bereich alleine 

insgesamt genauso viele Nennungen erfolgten, wie für 

die zuvor genannten drei weiteren Gruppen von Er­

scheinungsformen zusammen. 

Die Angaben zu allen bisher auf geführten Erschei­

nungsformen machen 59,4 % aller Nennungen' (234 von 

394) aus. Die restliche Angaben verteilen sich auf 

eine Vielzahl weiterer Erscheinungsformen, von denen 

keine wei tere ins Gewicht fäll t. Die Gruppe 11 allge­

meiner Betrug" mit 28 Nennungen ist selbst eine 

Sammelgrupp~. Erwähnenswert sind·allenfalls noch di~ 

Untreue mit 21 Nennungen (15,4 % dei Dienststellen) 

sowie der Scheckbetrug und die Urheberrechts ver let-

zungen, insbesondere 

mi t je 14 Nennungen 

Dienststellen). 

die sogenann te Videopir a ter ie 

(je 10,3 % der antwortenden 
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Tab. 48: Ermittlungsschwerpunkt.e 

Straftaten/Deliktsbereiche Zahl der Nermungen*) 

absolut in % von N = 136 

Konkurs-/lnsolvenzdelikte 95 69,9 % 
allgemeiner Betrug 28 20,6 % 
Waren- und Leistungs- ' 
kreditbetrug 27 19,9 % 
Straftaten nach RVO 23 16,9 % 
Verstöße gegen GmbHG 22 16,2 % 
Straftaten nach dem 
AÜG,u. ä. 21 15,4 % , 

Untreue 21 15,4 % 
Geldkredi tbetrug 19 14,0 % 
Scheckbetrug 14 10,3 % 
Urheberrechtsverletzungen, 
insb. Videopiraterie 14 10,3 % 
Warenterminbetrug 14 10,3 % 
Anlagebetrug 13 9,6 % 
Subventionsbetrug 9 6,6 % 
UWG-Verstöße 9 6,6 %' 
Urkundenfälschung 7 5,1 % 
Waren- und Leistungs-
betrug 7 5,1 % 
sonstige 51 -

*) Mehrfachnennungen Zulässig 

Bei einer Differenzierung nach Bundesländern fällt 

folgendes auf. Die Insolvenzk~iminalität wird in 

Hessen deutlich seltener benannt als in allen an­

deren Bundesländern·. Der Kreditbetrug im weiteren 

Sinne wurde in Nordrhein-Westfalen 'überdurch-

schni ttlich, in Rheinland-Pfalz unterdurchschni tt­

lich häufig genannt. Die illegale Beschäftigung 

wurde vor allem von Hessen, Nordrhein-Westfalen und 

den Stadtstaaten angeführt. Anlegerbetrug und Un­

freue weisen in den Bundesländern ein sehr unter­

schiedliches Bild auf. 
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Tab. 49: Ermittlungsschwerpunkte nach Burrdesl~ndern 

E r m i t t I u n g s s c h w e r p unk t e *) 

LanQ. Insolvenz- Kredi tbetrug illegale Anleger- Untreue 
kriminal. i. w. S. Beschäft. betrug 

, 
BW 81 ,3 % 31 ,3 % , 21,9 % 18,8 % 25,0 % 

BY 83,3 % 25,0 % 22,2 % 11 , 1 % 11 , 1 % 

BR 50,0 % 50,0 % 50,0 % - -

HB 100,0 % - 50,0 % 50,0 % -

HH 33,3 % - 33,3 % )3,3 % -

HE 42,9 % 33,3 % 42,9 % 19,0 % 4,8 % 

NI 70,0 % 
<, 

35,0 % 30,0 % 10,0 % 15,0 % 

NW 80,0 % 40/0 % 40,0 % 40,0 % 20,0 % 

RP 100,0 % 12,5 % 12,5 % - 25,0 % 

SL 100,0 % - 100,0 % 100,0 % 100,0 % 

SH 100,0 % 20,0 % 20,0 % 20,0 % 20,0 % 

() 74,1 % 28,9 % 28,9 % 17,0 % 15,6 % 

*) Angaben in Prozent der antwortenden Dienststel­
len der einzelnen Bundesl~nd~r. Die Prozent­
werte für Berlin, Bremen, Hamburg und das Saar­
land sind deshalb immer mit der Maßgabe zu 
interpretieren, daß nur wenige bzw. einzelne 
Diensts~ellen geantwortet haben. 

Hinsichtlich der Ermittlungsschwerpunkte auf den 

verschiedenen Organisationsebenen gilt folgendes. 

Die Insolvenzkriminalit~t wird auf der Ebene A 

erwartungsgem~ß unterdurchschnittlich h~ufig ge­

nannt. Dagegen wurde sie auf den Ebenen Bund C ,von 

allen und ~uf der Ebene D von allen bis auf 

eine Dienststelle genannt. Eher überraschend ist die , 

H~uf igkei t von nur 75,4 % der Dienststellen auf der 

Ebehe E. 
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Der Schwerpunkt der Bearbei tung von illegaler Be­

schäftigung liegt auf den Ebenen D. und E, es be­

stehen also auf der unteren Integrationsebene keine 

Unterschiede zwischen großstädtischen und ande'ren 

Dienststellen .' 

Anlegerbetrug, Untreue und Subventionsbetrug sind 

in erster Linie eine Sache zentraler Dienststellen 

(Ebenen A, Bund C). Urheberrechtsverletzungen 

werden von den Dienststellen in Großstädten (Ebenen 

C und D) überdurchschnittlich häufig angegeb~n. 

Beim allgemeinen Betrug ist die unerwartet geringe 

Häufigkei t auf den unteren Organisationsebenen 

bemerkenswert. 

Tab. 50: Ermittlungsschwerpunkte 

tionsebenen 

nach Organisa-

Ermittlungs- Organisationsebenen . 
schwerpunkte A B C D E F 

Insolvenzkri-
minalität 54,5% 100,0 % 100,0 % 96,7% 75,4 % 87,5 % 

Kredi tbetrug 
i. w. S. 36,4 % 18,2 % 18,2 % 20,0 % 35,4 % 25,0 % 

illegale 
Beschäf tigung 27,3 % 18,2 % 18,2 % 33,3 % 32,3 % 12,5 % 

Anlegerbetrug 
3: 1 % i. w. S. 81,8 % 36,4 % 9,1 % 20,0 % 12,5 % 

Untreue 18,2 % 36,4 % 27,3 % 10,0 % 12,3 % 12,5 % 

Subventions-
betrug 27,3 % 9,1 % 18,2 % 3,3 % 3,1 % -
Urheber-
rechtsver-
letzungen 9,1 % 9,1 % 18,2 % 23,3 % 4,6 & -
allgemeiner 
Betrug - 27,3 % 27,3 % 13,3 % 26,2 % 12,5 % 

Scheckbe-
trug 18,2 % - - 10,0 % 10,8 % 37,5 % 
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Ermittlungsschwierigkeiten 

Wenn die Ermittlungen in Wirtschaftsstrafverfahren 

besondere Erschwernisse für die betroffenen Dienst­

stellen und deren Sachbearbeiter mit sich bringen, 

so kann das ganz generell zwei Ursachen haben: 

- den Umfang der zu bearbei tenden Materie (Mengen­

oder Kapazitätsproblem) , 

- die Schwierigkeit der zu bearbeitenden Sachfragen 

und der zu treffenden Fests teilungen (Komplexi­

täts- oder Kompetenzproblem) . 

Als Abschluß der Fragen zur Ermittlungsführung 

wurden die Dienststellen deshalb um eine generelle 

Würdigung der in ihrem Bereich auftretenden Er­

schwernisse gebeten. 146 Dienststellen (alle Be­

fragten mit Ausnahme des LKA Bremen) antworteten. 

113 von ihnen (77,4 %) stellten das Mengen- oder 

Kapazi tätsproblem in den Vordergrund, 23 (15,8 %). 

hiel ten beide Probleme für gleichwertig bzw. für 

von Verfahren zu Verfahren unterschiedlich bedeut~ 

sam, nur 10 (6,8 %) sahen die größere Tragwei te. im 

Komplexitätsproblem. 

Diese Einschätzung deckt sich mit dem Bild, das die 

Einf lußf ak toren der Ermi t tl urigsdauer bieten 21 ). Im 

Vordergrund stehen die Kapazi tätsprobleme (Verfah­

rensumfang, Personalkapazität) . Demgegenüber sind 

die quali tativen oder Kompetenzprobleme (Spezial­

ausbildung, Notwendigkeit der Einschaltung v9n Gut­

achtern u. ä.) nur von zweitrangiger Bedeutung. 

Das darf nun nicht dahingehend interpretiert wer­

den I daß für die Bearbei tung von Wirtschaftsstraf­

verfahren keine erhöhten Anforderungen an die Sach-

21) Vgl. oben Abschnitt 2.4."4.2. 
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bearbei ter bestehen. Es zeigt nur, daß das Mißver­

häl tnis von Personalkapazität und zU bewältigendem 

Ermi ttlungsumf ang derzeitig von den betroff enen 

Dienststellen als das weitaus drängendste e~pfunden 

wird. 

Bei dieser Einschätzung 2:eigen sich keine. nennens­

werten Unterschiede zwischen den Bundesländern . 

. Unter den Organisationsebenen liegt nur die E'bene B 

merk lieh unter dem Durchschnittswert vielleicht 

ein Hinweis darauf, daß diese zentralen Dienststel­

len unterhalb der LKA-Ebene weniger (Personal-) Ka­

pazitätsprobleme haben als andere Dieriststeilen. 

Hinsichtlich der Zuständigkeitsbereiche zeigen 

hochspezialisierte Dienststellen erwartungsgemäß die 

höchste Antworthäufigkeit zum Mengenproblem und die 

deutlich niedrigste zum Komplexitätsproblem. 

Auff allend bei den .Dienststellengrößengruppen ist, 

daß das Mengenproblem bei den großen Dienststellen 

am deutlichsten in den Vordergrund gestellt wird, 

bei den mittleren am wenigsten. Das ist ein Hinweis 

darauf, daß Personalkapaz i tät und Ermittlungsumf ang 

nur gemeinsam betrachtet \lferden können. 

Unterstützung der Ermittlungen durch Buchprüfer und 

Wirtschaftsprüfdienste 

Der Einsatz von Buchhaltern, Buchprüfern und/oder 

'Sachverständigen für das kaufmännische Rechnunc;;rs­

wesen bei der Kriminalpolize~ gilt seit langem als 

notwendige Ergänzung der kriminalpolizeilichen 

Sachbearbeitung im Bereich der Wirtschaftskriminali­

tät 22 ). Bereits seit den sechziger Jahren wurden 

22) Vgl. dazu Rauch, pieter: Wirtschaf tskr iminalistische Buch­
und Betriebsprüfung, in: Poerting, Peter (Hg.): Wirt­
schaftskriminalität, Teil 1, BKI\-Schriftenreihe, Band :;2, 
Wiesbaden i983, S. 203 - 222; Teufel, Manf.red: Insolvenz­
kriminalität, Schriftenreihe Wirtschaftskriminalität, 
Band 1, Lübeck 1981, S~ 120 - 125. 
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deshalb bei der Kr iminalpolizei und später auch bei 

den Schwerpunktstaatsanwaltschaften entsprechende 

Fachkräfte eingestellt 23 ). Trotz~ positiver Erfah­

rungen ist der Ausbau dieser Buchprüfungs- oder auch 

Wirtschaftsprüfdienste bei der Kriminalpolizei nicht 

wesentlich weiter fortgesetzt worden. 

Ausstattung mit Prüfern ,bzw. Prüfdiensten 

Von den befragten Dienststellen verfügen 18 über 

Fachkräfte für die kaufmännische Buchführung 

allerdings wurde die Frage in Bayern nur vom Landes­

kriminalamt beantwortet. Keine solchen Fachkräfte 

f inden sich im Saarland und in Schleswig-Holstein. 

In Nordrhein-Westfalen werden nur Buchhalter be­

schäf tigt. 

Buchprüfer, Buchhalter oder Wirtschaftsprüfdienste 

gibt es nur auf den Organisationsebenen A, B, C 

und D, die meisten (14; 77,8 %) sind bei den Zen­

tralstellen auf Landesebene (A) oder der Regie­

rungspräsidentenebene (B) angesiedelt. 

Bei den derzeit praktizierten Organisationsformen 

lassen sich 3 Modelle unterscheiden: 

die (totale) Integration der Buchprüfer in die 

sachbearbeitende Dienststelle 

- die Existenz eines Sachgebietes Buchprüfung , das 

zusammen mit einem Ermittlungssachgebiet und evtl. 

weiteren Sachgebieten einem gemeinsamen Leiter 

unterstellt ist 

23) Teufel weist Vorläufer bereits für. die drei'ßiger Jahre 
nach; Teufel, a.a.O. (Fn 22), S. 121. 



- 106 -

die (völlige.) Verselbständi9un9 einer Dienststel­

.le Wirtschaftsprüfdienst, die auf hierarchisch 

gleicher Ebene neben der EJ::-mi ttlungsdienststelle 

für W~rtschaftskriminalität angesiedelt ist. 

Die meisten Buchprüfdienste bei der Kriminalpoli­

zei, nämlich 12, sind nach dem ersten Modell orga­

nisiert. Das 9ilt in erster Linie für alle (6) 

Dienststellen, die nur über ein oder zwei Buchhal­

ter /Buchprüfer verfügen. Die Zahl dieser Mi tarbei­

ter ist aber augenscheinlich nicht das entscheiden­

de Kriterium für die Wahl d,=r Organisationsf<:>rm. 

Denn auch Dienststellen mit bis zu' 9 Buchprüfern 

verf~hren nach der ersten Variante, während einzel­

ne Sachgebiete oder DienststE~llen für Buchprüfung 

nur 3 oder 5 Mitarbeiter aufweisen. 4 Dienststellen 

sind nach dem zweiten Modell organisiert, 2 nach 

dem dritten. Sie sind ausschließlich bei Landeskri­

minalämtern bzw. landeszentralen Behörden zu fin­

den. 

Tab~ 51: Organisationsform der BU9hprüfung' 

Organisations form Dienststellen 

Integration der Buch- BW: alle 5 LPD und PD Heilbronn 
. prüfer in die sachbe- HB: BrEmen und Bremerhaven 
arbeitende Ermittlungs- .' NW: LKl\ und f>P B6chum 
dienststelle RP: LKP. 

PKA 
, 

Sachgebiet Buchprüfung BW: LKP, 
unter gleicher Leitung Berlin 
wie Ermittlungsdienst- Hamburgr 
stelle NS: LKP, 

eigenständige Dienst- BY: LKl\ 
stelle Buchprüfung HE: LKA. 
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Die jeweils bestehende organisatorische Ansiedlung 

der Buchprüfer bzw. Wirtschaftsprüfdienste wurde 

durchweg positiv beurteilt. In einem Fall mit inte­

grierter Lösung wurde allerdings auf die Problema­

tik der ~rstattung von Gutachten vor Gericht hinge­

wiesen. 

Personalstärke 

Die 18 Dienststellen verfügen über 82 Mi tarbei ter 

im Bereich Buchprüfung, und zwar 

14 Sachverständige bei 5 Dienststellen 

.18 Buchprüfer bei 7 Dienststellen 

38 Sachbearbeiter für Buchprüfung bei 8 Dienst­

stellen 

12 Buchhalter bei 7 Dienststellen. 

Die meisten dieser Bediensteten sind in den Ländern 

Baden-Württemberg (36, das sind 43,9 % aller Fach­

kräfte) und H~ssen (15; 18,3 %) tätig. Sachverstän­

dige gibt es nur in 5 Bundesländern, je einen in 

Bremen I Rheinland-pf al z und Berlin, 4 beim Baye­

rischen Laodeskriminalamt sowie 7 beim Hessischen 

Landeskriminalamt. 

Über Buchprüfer verfügen Dienststellen aus 5 Bun-

.desländern und vom Bundeskriminalamt, einer in 

Rheinland-pf alz, je 2 in Berlin, Bremen und Ham­

burg, 4 beim Bundeskriminalamt sowie 7 in Hessen. 

In Baden-Württemberg und Niedersachsen wird nicht 

zwischen Sachverständigen und Buchprüfern unter­

schieden. Sie sind zu einer einhei tlichen Gruppe 

zusammengefaßt, den Sachbearbeitern für Buchprü­

fung - so die Bezeichnung in Baden-Württemberg. In 

Baden-Württemberg gibt es 35, in Niedersachsen 3. 
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Buchhal ter werden in 5 Bundesländern und beim Bun­

deskriminalamt beschäftigt, je einer in Baden~ 

Württemberg, Bayern und Hessen, 2 beim Bundeskrimi­

nalamt, 3. in Nordrhein-Westfalen und 4 in Hamburq: 

Tab. 52: Personal Buchprüfung 

Personal L a nd 

BW BY*) HB BR HH HE NI NW RP B KA 

Gutachter - 4 1 1 - 7 - - 1 

Buchprufer - - 2 2 2 7 .- - 1 4 
.. 

Sachbearbeiter 
für Buchprufung 35 - - - - - 3 - -
Buchhalter 1 1 - '- 4 1 - 3 - 2 

Summe 36 5 3 3 6 15 3 3 2 6 

bei ... , 
Dienststellen 7 1 2 1 1 1 1 2 1 

Tätigkeitsschwerpunkte 

Der überwiegende Teil der eingesetzten Buchfüh­

rungsfachkräte wird im Rahmen d~ ermittlungsbeglei­

tenden bzw. -unterstützenden Prüfung eingesetzt. 

Bei 13 der 18 Dienststellen liegt der Schwerpunkt 

auf diesen Aufgaben. Nur in 3 Fällen liegt das 

Schwergewicht mehr auf der Erstattung von Gutach­

ten. 

Es sind keine ~indeutigen Zusammenhänge zwischen 

überwiegender Funktion und Organisationsform fest­

stellbar , in jeweils etwa 2/3 der. Fälle sind die 

Buchprüfer in die Dienststelle integriert - unab­

hängig davon, ob der Schwerpunkt in ermi ttlungs­

unterstützenden Prüfungen oder in der Gutacht.ener­

stattung li,egt. 
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Zur Frage, in welchen Deliktsbereichen die Buchprü­

fer vorwiegend eingesetzt werden, machten 

11 Dienststellen auswertungsfähige Angaben. Danach 

stehen Konkursdelikte im Vordergrund der Buchprü­

fungen (10 Nennungen), gefolgt von Untreuehand­

lungen (6 Nennungen). Kaufmännisch orientierte 

Betrugsformen wurde dreimal genannt, daneben Betrug, 

Subventionsbetrug sowie Anlage- und Beteiligungsbe­

trug je einmal. 

Verbesserungsm~glichkeiten 

Der überwiegende Teil des Dienststellen mi t Buch­

prüfern bzw. \ Wirtschaftsprüfdiensten hält die vor­

handene Zahl der Mitarbeiter nicht für ausreichend 

( 1 2 Nennungen). Nur 4 Dienststellen verfügen über 

eine als hinreichend empfundene Mitarbeiterzahl. 

Die Zahl der derzeit beschäftigten Buchprüfer bzw. 

die gegebene Gr~ße des Wirtschaftsprüfdienstes 

weisen keine spezifischen Unterschiede hinsichtlich 

der Ausreichendhei t oder Nich tausreichendhei t der 

Mitarbeiter auf. Auch 

schiede lassen sich nicht 

landesspezifische 

feststellen. Das 

Unter­

schei-

tert bereits an der geringen Anzahl der Antworten 

(aus den meisten Bundesländern nur eine). Es läßt 

sich nur konstatieren, daß die Antworten aus 

Bremen, Hamburg , Hessen, Niedersachsen , Nordrhein­

Westfalen und vom Bundeskriminalamt negativ ausge­

fallen sind, während die aus Berlin und Rheinland­

Pfalz pO?i tiv lauteten und die aus Baden-Württem­

berg unterschiedlich ausfielen. 

Schlüsselzahlen für das Verhältnis von Buchprüfern 

zu kriminalpolizei lichen Sachbearbei tern sind le­

diglich aus der Fachliteratur bekannt. Teufel be­

richtet, daß in Baden-Württemberg ein Verhältnis 

von 1 : 4 als anstrebenswert gil t 24 ) . 

24) Teufel, a.a.O. (FN 22), S. 121. 
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Diese Relation wird von allen Landespolizeidirek-

tionen in Baden-Württemberg überschritten, vom 

Landeskriminalamt Baden-Württemberg nicht granz 

erreicht. Außerhalb Baden-Wüttermbergs wird sie von 

den Dienststellen in Bremen I Bremerhaven, Hamburg 

und vom Landeskriminalamt Rheinland-Pfalzerrei.cht 

oder überschritten. Deutlich überschritten wird sie 

vom Bayerischen und vom Hessischen Landeskriminal­

amt, doch werden die dort tätigen Mitarbeiter auch 

für andere Dienststellen des jeweiligen Bundeslan­

des tätig. Bei den übri~en Dienststellen mit Buch­

haI tungsf achkräften wird selbst eine Relation von 

1 : 5 nicht erreicht. 

Zu erinnern ist hier auch noch einmal an die oben 

bereits wiedergegebene Forderung nach mehr Buchprü­
. 25)' 

fern im kriminalpolizeilichen Berelch . 

Pr.üfenswerterscheint in diesem Zusammenhang die 

Frage, inwieweit die Kriminalpolizeidienststellen 

auf die Einstellung eiqener Buchprüfer verzichten 

können, sofern bei den zuständigen 

punkt-)Staat~anwaltschaften Wirtschaftsreferenten 

und Buchprüfer oder BuchhaI ter beschäftigt werden 

- so der Grundsatz in Nordrhein-Westfalen. 

Hinsichtlich der derzeitigen Situation der Prüf­

diens.te im kriminalpolizeilichen Bereich wurde an 

anderer Stelle jüngst auch bemängelt, daß keine 

f ach- und aufgabenspezifischen Aus- und Fortbil-
26) 

dungsmaßnahmen angeboten werden . 

25) Vgl. Abschnitt 2.3.2.4. 

26) Vgl. dazu "Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität - Wi.rt­
schaftsprüfdienste im Polizeibereich" , Protokoll der Ar­
bei tstagung beim Bundeskriminalamt in Wiesbaden vom 
27. - 28.11.84, S. 4, 8. 
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Kriminalpolizeilicher 

Wirtschaftsdelikten 

Nachrichtenaustausch bei 

Der Kriminalpolizeiliehe Nachrichtenaustausch bei 

Wirtschaftsdelikten wird seit 1963 getrennt vom 

allgemeinen polizeilichen Meldedienst geführt, um 

den besonderen Erfordernissen dieses Deliktsbereichs 

auch bei der polizeilichen Informationssammlung und 

Kommunikation Rechnung tragen zu kGnnen. Gegenstand 

und Verfahrensweise dieses NaGhrichtenaustauschs 

sind in den Richtlinien über den Kriminalpolizei­

lichen Nachrichtenaustausch bei Wirtschaftsdelik­

ten 27 ) geregelt. Darin werden aber nicht nur Melde­

pflichten und Meldewege festgelegt, sondern auch der 

Rahmen der dazu notwendigen Auswertungstätigkeit der , ~~ 

kriminalpolizeilichen Zentralstelien fixiert. Des­

halb werden in diesem Kapitel Nachr ich tenaus tausch 

und Auswertung zusammen abgehandelt. 
" 

Gegenstand des Nachrichtenaustauschs 

Begriffsabgrenzung 

Wie bereits bei der Organisation und der Zuständig­

keitsabgrenzung28 ) spielt auch bei der Kommunikation 

die klare begriffliche Abgrenzung des Objektbereichs 

eine wesentli~he Rolle. Auf die Frage, ob die in den 

Richtlinien über den Kriminalpolizeilichen Nachrich-

tenaustausch bei Wirtschaftsdelikten verwendete 

Abgrenzung von Wirtschaf tskriminali tät als hinrei­

chend klar und präzise angesehen wird, gingen 

104 Antworten ein (aus Bayern nur vom Landeskrimi­

nalamt). Nur 12 dieser Antworten (11,5 %) waren 

negativ. 

27) Die zum Unter suchungszei tpunk t gel tende Fassung wurde am 
15./16.10.1980 verabschiedet. Kurz vor Drucklegung zu dem 
vorligenden Bericht wurde am 4.9.1985 eine Neufassung 
beschlossen. 

28) Vgl. Abschnitt 2.2.2.1. 
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Während aus Berlin, HClmburg und dem Saarland nur 

Zustimmung erfolgte, kamen aus Bremen, Schleswig­

Holstein und vom Bundeskriminalamt nur kritische 

oder annähernd gleich viel kritische wie zustim­

mende Antworten. In allen übrigen Bundesländern war 

die Zustimmung zur geltenden Definition deutlich 

überwiegend. 

Der Anteil der kritischen Stimmen ist um so höher, 

je höher die Organisationsebene der antwortenden 

Dienststelle ist (A: 30,0 %; B: 18,2 %; C: 16,7 %; 

D: 9,5 %; E: 6,1 %; F: 0,0 %). 

Der Anteil der nega ti ven Urteile ist bei kleinen 

und bei sehr großen Di enststellen hoch, bei mi tt-' 

leren und großen Dienststellen niedrig. 

Vergleich mit der Abgrenzung im organisatorischen 

Bereich 

Vergleicht man diese Zahlen mi~ den oben wiederge­

gebenen Angaben über die bei der Abgrenzung des Zu­

ständigkeitsbereichs verwendete Definition29 ', so 

zeigen sich deutliche Diskrepanzen. Die Akzeptanz 

des Richtlinienbegriffß im Bereich der Kriminal­

polizeilichen Nachrichtenaustauschs bei Wirt­

schaftsdelikten ist deutlich stärker als bei der 

organisatorischen Seite. Das läßt nur den Schluß, 

zu, daß die in den Richtlinien verwendete Abgren­

zung zwar für Zwecke der Komm\lnikation als hin­

reichend angesehen wird, aber für präszisere Ab­

grenzungen organisatorischer Art nicht. Und sicher­

lich ist es praktisch auch so, daß man mit \ einem 

unscharfen Begriff im kommunikativen Bereich eher 

zurechtkommen kann. Für organisatorische Zwecke 

hingegen besteht das Bedürfnis, Zuständigkeiten 

29) Vgl. Abschnitt 2.2.2.1. 
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sehr präzise abzugrenzen. Jede Dienststelle einer 

Kriminalpolizeibehörde \ muß genaue Vorgaben darüber 

haben, welche Straftaten sie zu bearbeiten hat und 

welche nicht, um unnötige Kompetenzprobleme mit 

anderen Dienststellen zu vermeiden und eine sachge­

rechte Bearbeitung siche~zustellen. Demgegenüber 

gilt für Kommuniktionszwecke, daß viele Dienststel­

len neben Wirtschaftskriminalität auch verwandte 

Straftaten, insbesondere aus dem Betrugsbereich, 
\ 

bearbeiten. Bei der Frage, welche Delikte im Rahmen 

des Kriminalpolizeilichen Nachrichtenaustauschs bei 

Wirtschaftsdelikten zu melden sind, kommt es dann 

nicht so $ehr auf eine vollkommen trennscharfe 

Abgrenzung an. Im Zweifel können auch Fälle aus dem 

Grenzbereich gemeldet werden. 

Änderungsvorschläge 

Für die Dienststellen, die die Frage nach der Klar­

heit und Präzision des Richtlinien-Begri~fs negativ 

beantworteten, läßt sich feststellen, daß die von 

Ihnen angeführten Änderungswünsche die oben ange­

stellten Vermutungen bestätigen. Dort legte die 

Antwortstruktur nahe, daß der Bedarf nach einer 

klaren und einfachen Begriffsumschreibung besteht. 

Das bringen die zu der hier betrachteten Frage zu 

Papier gebrachten Vorschläge nun konkret zum Aus­

druck. 
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Tab. 53: Abgrenzung der Wirtschaftskriminalität in 

den RichtliniE'n über den Kriminalpolizei­

lichen Nachrichtenaustausch bei Wirt­

schaftsdelikten 

Änderungsvorschläge 

Keine Änderung vornehmen 

Katalog von Erscheinungsformen 

Fortschreibung um neue Er­
scheinungsformen 

§ 74c GVG präzisieren, 
Ziff. 2 streichen 

EDV-gerechte Vordruck­
meldung 

Schadenshöhe als Abgrenzungs­
kriterium 

gründliche kriminologische 
Untersuchungen dazu durch­
führen 

allgemein: straffere und 
präzisere Definition 

Summe 

Meldewege und Meldeverhalten . 

Zahl der Nennungen 

absolut 

16 

3 

2 

1 . 

1 

4 

29 

in % von N = 29 

55,2 % 

10,3 % 

6,9 % 

3,4 % 

3,4 % 

3,4 % 

3,4 % 

13,8 % 

100,0 % 

Prinzipiell stehen den Dienststellen mehrere ~lege 

offen, um Wirtschaftsstraftaten im Rahmen des Kri­

minalpolizeilichen Nach:dchtehaustauschs bei Wi.rt­

schaftsdelikten zu melden. in Frage kommen: 

- Sofortmeldungen 

- Erkenntnisanfragen 

- die Verbindung beider vorgenannten Meldeformen 

- Vordruckmeldung KPWi/J<P 98/KP 100 (die Bezeich-

nung ist in den einz.elnen Bundesländern unter­

schiedlich) 

- Vordruckmeldung KP 13/14 (allgemeiner Kriminal­

polizeili.cher Meldedienst) 
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Diedte~ erstgenannten Formen kommen im Anfangssta­

dium von Ermittlungen in Frage, die beiden letztge­

nar:mten· "nach Abschluß der Ermi ttJungen. Für Wirt­

schaftsstraftaten ist nach den Bestimmungen der 

Richtlinien über den Kriminalpolizeilichen Nach­

richtenaustausch bei Wirtschaftsdelikten die spe-

. zielle Vordruckmeldung (KP Wi/KP 98/KP 100) zu ver­

wenden und nicht die des allgemeine~ Kriminalpoli­

zeilichen Meldedienstes. 

Die Fragen zu Meldewegen und zum Meldeverhalten be­

antworteten insgesamt 106 Dienststellen, aus Bayern 

nur das Landeskriminalamt. 76 von ihnen machten 

quantitative Angaben 

diglich qualitative 

Meldungen). 

Tab 54: Meldewege 

Art der Meldung 

nur Sofortmeldung 

nur Erkenntnisanfrage 

Sofortmeldung und Er-
kenntnis anfrage 

nur KP Wi/KP 98/KP 100 

nur KP 13, KP 14 

KP Wi/KP 98/KP 100 und 
KP 13, KP 14 

(Zahl der Meldungen), 30 le­

Angaben (Art der erstatteten 

Zahl der Nennungen 

absolut in % von N = 106 

7 6,6 % 

32 30,2 % 

51 48,1 % 

39 36,8 % 

15 14,2 % 

7 6,6 % 

Die Kommunikationsmöglichkeiten der Erkenntnisan­

frage und/oder der Sofortmeldung werden demnach von 

der überwiegenden Zahl der antwortenden Dienststel-

len genutzt (84,9 %). Demgegenüber machen nur 

57 ,6 % dieser Diens ts teIlen auch Vordruckmeldungen 

nach Abschluß der Ermi ttlungen. Das bedeutet, daß 

längst nicht in allen Fällen, die zu Erkenntnisan-
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fragen und/oder Sofortmeldungen geführt haben, auch 

weitere Meldungen erfolgen. 

Was die Zahl der Meldungen angeht, so wurden von 

den antwortenden 76 Dienststellen vielf.ach nur 

Schätzungen angegeben. Deshalb sollen hier für die 

jeweilige Gesamtzahl der einzelnen Meldearten auch 

nur gerundete Werte wiedergegeben werden. Die 

Größenordnungen werden damit verdeutlicht. Für die 

Dienststellen unterhalb der Organisationsebene A 

ergeben sich folgende Zahlen: 

Sofortmeldungen ca. 1 .000 

Erkenntnisanfragen ca. 4.000 

KP Wi ca. 1 .000 

KP 13/14 ca. 300 

Bei diesen Zahlen ist auch das Land Bayern über die 

Angaben des Bayerischen Landeskriminalamts berück-

sichtigt, Zahlenangaben für Berlin und Hamburg 

gingen nicht ein. 

Vergleicht man die vorgenannten Zahlen mit den 

Angaben der Landeszentralstelien über das Meldeauf­

kommen , so fäll tauf, daß sich die Größenordnung 

der Erkenntnisanfragen deutlich verschiebt: 

Sofortmeldungen ca. 1 .000 

Erkenntnisanfragen ca. 5.500 

KP Wi ca. 800 

KP 13/14 ca. 100 

Denn in 3 Bundesländern weichen die Angaben der 

Zentralstelien . deutlich von denen der örtlichen 

Dienststellen ab. Während in Hessen die Summe der 

Angaben der örtlichen Dienststellen die des 

Hessischen Lande~kriminalamts übersteigt, liegen in 

Baden-Württemberg und Niedersachsen die Angaben der 

Landeskriminalämter erheblich über denen der ört­

lichen Dienststellen. 
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Die Frage, ob in jedem Ermi ttlungsverfahren eine 

Meldung auf einem der zuvor beschriebenen Wege 

erfolgt, haben insgesamt 108 Dienststellen beant­

wortet (ohne Bayern). Eine deu tl iche Mehrhei t von 

nahezu 2/3 (65,7 %) hat sie verneint. Nur aus zwei 

Bundesländern (Schleswig~Holstein und Saarland) 

kamen überdurchschnittlich viele positive Antworten 

(= Meldung in jedem Fall). 

Im Rahmen der Vorbereitung dieser Untersuchung wie 

auch im Rahmen des regelmäßigen Erfahrungsaus­

tauschs der Kriminalpolizeidienststellen zur Be­

kämpfung der Wirtschaftskriminalität wurde ver-

schiedenlieh geäußert, daß im Rahmen von Erkennt­

nisa~fragen und Sofortmeldungen immer wieder der 

Adressatenkreis (" an alle LKÄ ") zu brei tangelegt 

werde. Diese Ansicht wurde bei der Befragung vor 

allem aus den Ländern Bayern, Bremen, Hamburg, 

Niedersachsen und Rheinland-Pfalz bekräfti9t. In 

einigen Antworten wur,de zum Ausdruck gebracht, 

dies keine generell festzustellendes Phänomen 

daß jedoch Einzelfälle immer wieder aufträten. 

Auswertung in den ZentralstelIen 

daß 

sei, 

2.6.3.1 Organisation und Personal 

Die Auswertung des Kriminalpolizeilichen Nachrich­

tenaustauschs bei Wirtschaftsdelikten in den Zen­

tralstellen der Länder weist organisatorisch ge­

sehen zwei Grundmodelle auf: 

- Auswertung in der Dienststelle, die auch Ermitt­

lungen in Wirtschaftsstrafsachen führt 

• - Auswertung in einer Organisationseinheit, die nur 

für Kommunikationsdienste zuständig ist. 
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Die Auswertung des Kriminalpolizeilichen Nachrich­

tenaustauschs bei Wirtschaftsdelikten ist in den 

meisten Bundesländern und beim Bundeskriminalamt 

nach der ersten Variante orga nisiert. Lediglich in 

Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland­

Pfalz sind Ermittlung und Auswertung bei den jewei­

ligen Landeskriminalämtern organisatorisch ge­

trennt. Das Landeskriminalamt Bremen ist ebenfalls 

dieser Gruppe zuzurechnen, da dort nur Auswertung, 

aber keine Ermi ttlungen durchgeführt werden. Die 

Trennung von Auswertung und Ermittlung wird in 

Rheinland-Pfalz für sinnvoll gehalten, in Nieder­

sachsen nicht. 

Die Zahl der eingesetzten Mitarbeiter liegt für die· 

Dienststellen der zwei ten Variante bei 1 (Bremen, 

Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz) oder 2 (Nie­

dersachsen). 

Für die erste Variante ist weiter zu unterscheiden 

zwischen 2 Unterformen: 

- Auswertung durch die Ermittlungsbeamten 

- Auswertung durch spezielle Auswertungssachbear-

beiter 

In Baden-Wlirttemb~rg, Berlin, Hamburg und dem Saar­

land erfolgt die Auswertung ausschließlich durch 

die Ermi ttlungslungsbeamten, in Schleswig-Hol·stein 

steht außerdem ein Sachbearbeiter für Auswertung 

zur Verfügung. B-ei ·den übrigen Zentralstelien 

nehmen 1 (Hessen) , 2 (Baden-Württemberg) oder 

16 (aundeskriminalamt) Auswerter diese Aufgaben 

wahr. Insgesamt sind. demnach bei den 12 Zentral­

st.ellen 25 Mi tarbei ter speziell für Auswertung im' 

Bereich des Kriminalpolizeil.lchen Nachrichtenaus­

tauschs bei Wirtschaftsdelikten eingesetzt. 
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Auswertungsmodalitäten 

Grundsätzlich ist die Informationssammlung und 

-auswertung im Rahmen des Krimirialpolizeilichen 

Nachrichtenaustauschs bei Wirtschaftsdelikten so­

wohl mi t tels herkömmlicher Karteien als auch mi t­

tels spez ieller Sys terne der EDV durchführbar. Zum 

Untersuchungszei tpunkt hatten erst 2 Landeskrimi­

nalämter mi t einer EDV-gestützten Speicherung und 

Auswertung der KPNAIH-Informationen begonnen, und 

zwar das Bayerische Landeskriminalamt und das 

Hessische Landeskriminalamt. Beide arbeiten dabei 

mi t. SPUDOK-Systemen, die einen Zugriff auf jedes 

gespeicherte Datum a1s Suchbegriff ermöglichen. 

Einzelabfragen, listenmäßige Ausdrucke und zeit­

raumbezogene Auswertungen (beispielsweise Jahresbe­

richte) sind möglich. 

Nach den ersten Erfahrungen der beiden Bundesländer 

läßt sich mittels EDV-Einsatz ein aktueller Daten­

bestand mit relativ geringem Personaleinsatz und 

eine schnelle, wenig personalintensive Übermittlung 

an die anfragenden Dienststellen verwirklichen. 

Teilweise ist es möglich, die Anfragen über die 

Datenleitungen des INPOL-Netzes zu überspielen. Die 

elektronische Speicherung der Daten in einem System 

mit mannigfaltigen Zugriffsmöglichkeiten gestattet 

zudem Auswertungen, die bei herkömmlicher Kartei­

führung bislang nicht oder nur mi tunvertretbarem 

Personalaufwand durchführbar sind. Dazu zählt auch 

das frühzeitige Erkennen sich abzeichnender Trends 

in der Entwicklung der Wirtschaftskriminalität und 

ihrer Erscheinungsformen. 

Zwei weitere Landeskriminalämter (Niedersachsen und 

Schleswig-Holstein) gaben an, daß zum Zeitpunkt der 

Befragung Planungen bzw. erste Überlegungen zur 

Umstellung der Zentralstelienfunktionen innerhalb 
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des Kriminalpolizeilichen Nachrich~enaustauschs bei 

Wirtschaftsdelikten 'auf EDV-Basis angelaufen sein. 

Beide führen jedoch, wie die meisten übrigen Lan-

- deskriminalämter und das eundeskriminalamt, ihre 

Informa tionssamm lungen in Form von Handkarteien . In 

Berlin wurde zum UntersuchungHzeitpunkt keine Kar­

tei geführt. 

,In den meisten Ländern mit manueller Datenverarbei­

tung (5 von 8) wird eine KaJ:-tei von Firmen- und 

Personennamen geführt (Niedersachsen, Nordrhein­

Schleswig-Westfalen, 

Holstein). 

'Rheinland-pf alz ,. 

In Hamburg und 

Saarland, 

beim Bundeskriminalamt 

werden zusätzlich Fall-/Straftatensammlungen ge-

führt, in Baden-Württemberg auch nach Branchen 

aufgeschlüsselt. In Bremen werden lediglich die 

Meldungen als solche erfaßt. 

Nach den Angaben der antwortenden Dienststellen 

sind Abfragen nach den folgenden Suchkri terien in 

den jeweiligen Sammlungen möglich. 

Tab. 55: Suchkriterien bei manueller Datenverarbei­

tung 

Suchkriterien L a nd 

ßrV HB HH NI NW RP JSL SH BKA 

Personalien + + + -I- + + + + + 
Personenbe-
schreirurg + 
Firma + + + -I- + + + +' + 
Tatzeit + 
Tatmittel + 
modus operandi + + , 

Branche .. + 
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Im Mittelpunkt m6glicher Auswertungen bei manueller 

Datenverarbeitung stehen also nach wie vor die 

"klassischen" Daten, Personenname und Firmenname . 

Auf dieser Basis sind grundsätzlichere Analysen zur 

Wirtschaft~kriminalität nur schwer durchführbar. 

Auswertungsschwerpunkte 

Nicht alle Deliktsbereiche erweisen sich für Aus­

wertungen im Rahmen des kriminalpolizeilichen Nach-

richtenaustauschs bei Wirtschaftsdelikten als 

gleich ergiebig. Auf die entsprechende Frage wurden 

von den Zentralstelien Hinweise auf 6 besonders er-

giebig~ Deliktsbereiche gegeben. Außerdem wurde 

allgemein auf das Erkennen von aufkommenden Er­

scheinungsformen und die Aktivität überregional 

tätiger Wirtschaftsdelinquenten mi ttels des Krimi­

nalpolizeilichen Nachrichtenaustauschs bei Wirt­

schaftsdelikten hingewiesen~ 

Tab. 56: Auswertungsrelevante Deliktsbereiche 

Deliktsbereiche Zahl der Nennungen 

Anlegerbetrug allgemein 4 

Warenterminbetrug 3 

illegale Beschäftigung 2 

St oßbe trug 1 

Waren- und Kreditbetrug 1 

"Ausschlachten" von Firmen 1 

Im Mittelpunkt stehen demnach primär Delikte des 

Anlegerbetrugs. 

An erster Stelle der durch. die Auswertungsergeb­

nisse ausge16sten Maßnahm~n stehen die Information 

der 6rtlichen Dienststellen und die Einleitung bzw. 

Koordination von Ermittlungsverfah~en. 
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Tab. 57: Folgemaßnahmen der Auswertungstätigk~it 

Maßnahmen 

Information örtlicher Dienststellen 

Koordination/Einleitung von 
Ermittlungen 

Information anderer Behörden 

Einleitung gezielter Über­
prüfungen 

Information anderer ZentralstelIen 

Information grenznaher ausländischer 
Dienststellen 

Hinweise/Warnungen an Institutionen 
der Wirtschaft 

Vorbeugung 

Ermittlungsbeschleunigung 

Zahl der Nennungen 

5 

5 

3 

2 

1 

1 

1 

1 

1 

Erwartungen der örtlichen Dienststellen 

Befragt, welche Erwartungen sie an die Zentralstel-, 
len bezüglich des Kriminalpolizeilichen Nachrich-

tenaustauschs bei Wirtschaftsdelikten haben, gaben 

51 Dienststellen folgende Antworten. 
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Tab. 58: Erwartungen an die Zentralstellen 

Erwartungen an die Zentralstellen Zahl der Nennungen 

Zufriedenheit mit der gegenwärtigen 
Praxis 4 

Aufzeigen neuer Erscheinungsformen 7 

Aufzeigen von Tat-/Täterzusammerhängen 6 

gezielte Steuerung von Ermittlungen 4 

verbesserter Auslandsnachrichten-
austausch 3 

Regionalisierung des Nachrichtenaus-
tauschs 3 

bundesweite Informationen und Über-
sichten 

besserer Erfahrungsaustausch 

schnellere Bearbeitung der Meldungen 

Informationsaustausch mit Staats­
anwaltschaften 

Eindämmung der Fernschreibflut 

Erfassung des Schadens 

Übernahme von Großverfahren durch 
Zentralstellen 

aktuellere Informationen 

2 

2 

2 

2 

2 

1 

1 

1 

Die überwiegende Mehrzahl der geäußerten Erwar­

tungen sind also auf eine Auswei tung und/oder Be­

schleunigung des Informationsangebots für die 

örtlichen Dienststellen gerichtet. 

Zusammenarbeit mit polizeiex~ernen Behörden und In­

stitutionen 

Zusammenarbeit mit der Justiz 

Staatsanwaltschaften 

Ebenso wie die Kriminalpolizei haben auch die 

Staatsanwaltschaften in der Vergangenheit speziali­

sierte Organisationseinhei ten für die Bearbei tung 

von Wirtschaftsstrafsacheq geschaffen. Insbesondere 
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nach Ein;führung des § 74c GVG (Bildung von Wirt­

schaftsstrafkammern ) wurden b(~i den Sta,atsanwal t­

schaften bei den Landgerichten mit Sitz einer Wirt­

schaftsstrafkammer sogenannte Schwerpunktstaatsan­

waltschaften eingerichtet. Dieses Konzept wurde in 

den meisten Bundesländern verwirklicht. In Hessen 

sind je nach Größe der Staatsanwaltschaft einzelne 

Staatsanwälte als Schwerpunktöezernenten für Wirt­

schaftsstrafsachen eingesetzt. 

Der Anteil der befragten Dienststellen, die aus­

schließlich mit, einer Schwerpunktstaatsanwaltschaft 

(für Wirtschaftsstraftaten) zusammenarbeiten, be­

trägt 17,8 %, der Anteil derjenigen, für die das 

überwiegend zutrifft, 39,0 %. Die Mehrheit der 

befragten Dienststellen (56,8 %) arbeitet demnach 

ausschließlich oder überwiegend mit Schwerpunkt­

staatsanwaltschaften zusammen. In einzelnen Bundes-

ländern (Berlin, Nordrhein-WI~stfalen, 

Pfalz, Saarland und Schleswig-Holsteirr) 

auf alle antwortenden Dienststellen zu 

Rheinland­

trifft das 

ebenso' wie 

für das Bundeskriminalamt,. Demgegenüber gilt das in 

'Niedersachsen und Baden-Württ emberg (43,5 %' bzw. 

28,6 %) jeweils' nur für ,eine Minderhei t der Dienst­

stell.en. 

Dienststellen der oberen zentralen, Organisations­

ebenen weisen überdurchschnittlich hohe Anteile auf 

(A: 100,0 %; B: 90,9 %; C: 100,0 %), die groß­

städtischen Dienststellen liegen etwa im Durch­

schnitt (D: 59,4 %), während Dienststellen der 

übrigen Ebenen unterdurchschnittliche Werte zeigen 

(E: 38,8 %; F: 37,5 %). 

Je größer der Spezialisierungsgrad der Kriminal­

polizeidienststellen, desto größer ist auch der 

Grad der ausschließlichen oder überwiegenden Zu-

sammenarbeit mit Schwerpunktstaatsanwaltschaften 
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(ausschließlich Wirtschaftskriminalität: 95,2 %; 

Wirtschaftskriminalität und andere Vermögensde-

likte: 66,7 %; sonstige: 48,7 %). 

Auch hinsichtlich der Dienststellengröße zeigen 

sich Unterschiede. Denn je personalstärker die 

Dienststelle ist, umso stärker ist auch die Zusam­

menarbeit mit SChwerpunktstaatsanwaltschaften 

(kleine und mi ttlere Dienststellen: 43,0 %; große 

Dienststellen: 82,6 %; sehr große Dienststellen: 

87,5 %). 

Sowei t die Dienststellen nicht ausschließlich mi t 

Schwerpunktstaatsanwaltschaften zusammenarbeiten, 

wurden sie gefragt, welche ihrer Zuständigkeiten 

über die der SChwerpunktstaatsanwaltschaft hinaus­

gehen. Die Antworten von 48 Dienststellen zeigen 

folgendes Bild. 

Tab. 59: Zuständigkeitsunterschiede zwischen Fach­

dienststellen der Krlminalpolizei und der 

Staatsanwaltschaft 

Abweichende Zuständigkeiten der Zahl der Nennungen 
Kriminalpolizeidienststellen*) absolut in % von N = 48 

Allgemeiner Betrug 28 58,3 % 

Umweltkriminalität 11 22,9 % 

Untreue 11 22,9 % 

Urkundenfälschung 10 20,8 % 

Eidesdelikte 9 18,8 % 

Falschgeld 9 18,8 % 

Straftaten nach RVO 9 18!8 % 

Korruptionsdelikte 7 14,6 % 

Urheberrechtsverletzungen 7 14,6 % 

Glücksspiel 6 12,5 % 

Amtsdelikte (soweit nicht 
Korruption) 5 10,4 % 

Straftaten auf dem Gebiet des 
Datenschutzes 5 10,4 % 

*) soweit mehr als 5 Nennungen erfolgten 
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Es handelt sich al~o überwiegend um Zuständigkeiten 

bzw. Deliktsbereiche auße:rhalb des Kernbereichs dl~r 

Wirtschaftskriminalität. 

Kommunikationsbeziehungen zwischen Kriminalpolizei 

und Staatsanwaltschaft 

Zur Frage der Erteilung von Ermittlungsaufträgen 

durch die Staatsanwaltschaft machten 137 Dienst­

stellen Angaben. Es galt festzustellen, ob diese 

Aufträge in der Regel an die Behörde bzw. Dienst­

stelle oder unmittelbar an e.inzelne Sachbearbei ter 

gerichtet werden und ob diese Verfahrensweise den 

Vorstellungeri der Befragten entspricht. Erwartungs­

gemäß äußerten alle Antwortenden, daß Ermittlungs­

ersuchen der Staatsanwaltschaft nur an die Dienst­

stelle zu richten seien. 136 der 137 Antworten 

bestätigten dies zugleich als herrschende Praxis 

der jeweiligen Staatsanwaltschaft. 

Die an den Ermittlungen in Wirtschaftsstrafsachl~n 

beteiligten Kriminalpolizeidienststellen sind auch 

an dem Ausgang dieser Verfahren (Anklage I Einstel­

lung; Urteil) interessiert. Ein überwiegender Teil 

der antwortenden Dienststellen (102 von 143; 

71 ,3 %) gab an, daß eine solche Information er­

folgt. Das gilt aber nicht für alle Bundesländc~r 

gleichmäßig. Während aus Baden-Württemberg, Hamburg 

und vom Bundeskr.iminalamt überhaupt keine negativcen 

Antworten kamen und aus Bayern und Schleswig­

Holstein nur unterdurchschnittlich viele, weisen 

alle übrigen Bundesländer deutlich bis sehr stark 

überdurchschnittlich viele negative Antworten 'auf. 

Aus mehreren Bundesländern wurde auf Rücklaufzettel 

bzw. Strafnachrichtenblätter der Justiz hingewi1e-

sen. Diese Praxis würde überall angewendet 

wahrscheinlich zur erwünschten Information führen. 
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Zumindest sind alle Länder, aus denen diese Hin­

weise kommen, unter denen mit überwiegend oder aus­

schließlich positiven Antworten zur Information 

über den Verfahrensausgang zu finden. 

Wichtig ist in diesen Zusammenhang vielleicht auch 

der selbstkritische Hinweis einer Dienststelle, das 

zwar eine Information durch die Justiz erfolge, 

diese jedoch unmittelbar in die Kriminalakten­

Sammlung eingehe! 

Bedenkenswert erscheint auch der Hinweis einer 

weiteren Dienststelle, daß es angesichts der 

Länge der Verfahren - nötig wäre, zwischenzeltliche 

Informationen über den Verfahrensstand zu erhal­

ten. 

Dazu könnte auch ein regelmäßiger Informations- und 

Erfahrungsaustausch zwischen örtlichen Kriminal-

polizeidienststellen und Staatsanwaltschaften 

dienen. Auf die Frage, ob ein solcher stattfindet, 
, ' 

haben 144 Dienststellen geantwortet, der überwie­

gende Teil (84; 58,3 %) negativ. Das gilt besonders 

für die Länder Berlin, Niedersachsen, Rheinland­

Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein, wo ein 

solcher Austausch anscheinend nur im Ausnahmefall 

stattfindet. Umgekehrt kamen aus den Ländern 

Baden-Württemberg, Hamburg und Nordrhein-Westfalen 

sowie vom Bundeskriminalamt überwiegend positive 

Antworten. 

Die generelle Würdigung des Klimas zwischen, Staats­

anwaltschaft und Kriminalpolizei fällt sehr positiv 

aus. Von 107 antwortenden Dienststellen (aus Bayern 

nur das Bayerische Landeskriminalamt) gaben 77 

( 72, ° %) die Bewertung sehr gut (13; 12,2 %) oder 

gllt (64; 59,8 %) ab. 22 Urteile (20,6 %)lauteten 
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zufriedenstellend oder ähnlich. Nur in 7 Fällen 

(6,5 %) war die Beurteilung eher negativer Natur. 

Von einer Dienststelle wurde zum Ausdruck gebracht, 

daß die Bewertung abhängig davon sei, um welchen 

Staatsanwalt es sich im E.inzelfall handele. 

Überdurchschni ttlich viele sehr gute und gute Be­

wertungen k~men aus Baden-Württemberg (88,2 %), 

Nordrhein-Westfalen (80,0 %) und Rheinland-Pfalz 

(77,8 %). Außerdem waren die jeweils einzigen Ur­

teile aus dem Saarland und vom Bundeskriminalamt 

gut. Deutlich unterdurch::;chni ttlich viele solchE:!r 

posi ti ven Bewertungen kam~:!n dagegen aus Hamburg und 

Schleswig-Holstein. 

ErmittlungSersuchen und E.ingrenzung des Verfahrens­

stoffs 

Der (erstmalige) Ermittlungsauftrag der Staats an­

wal tschaft wird der Kriminalpolizei in zwei grundsät:~­

lich verschiedenen Formen vorgelegt. Entweder wird 

um die Vornahme der notwendigen Ermittlungen in dem 

Verfahren ersucht (allgemeiner Ermittlungsauftrag), 

oder es wird nur um Vornahme bestimmter, im ~inzel­

nen vorgegebener Ermittlungshandlungen ersucht 

(~pezifischer Ermittlungsauftrag). Bei den Befrag­

ten (137 Antworten = 93,2 %) überwiegt der Anteil 

der allgemeinen Ermittlungsaufträge mit durch-

schnittlich 61,4 %. Differenziert in einzelne Grup­

pen ergibt sich folgendes Bild. 
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Tab. 60: Art der Ermi ttlungsaufträge der Staatsan­

waltschaften 

Anteil der Zahl der Dienststellen 

allgemeinen Er- spezlfizierten absolut in % von N = 1 37 
mittlungsauf- Ermittlungs auf-
trä;Je trä;Je 

bis unter 20 % 80 % und mehr 12 8,8 % 

20 % bis unter 60 % bis unter 
40 % 80 % 19 13,9 % 

40 % bis unter 40 % blS unter 
60 % 60 % 18 13,1 % 

60 % bis unter 20 % bis unter 
80 % 40 % 36 26,3 % 

80 % bis unter bis unter 20 % 
46 33,8 % 100 % 

100 % - 6 4,4 % 

Der Durchschnittsanteil allgemeiner Ermittlungser­

suchen liegt in den Ländern Baden-Wtirt~emberg, 

Niedersachsen und Schleswig-Holsteln tiber dem Ge­

samtdurchschnitt, in den tibrigen knapp (Bremen, 

Hessen, Nordrhein-Westf alen) oder deutlich (Bayern, 

Berlin, Hamburg, Rheinland-Pfalz) darunter (keine 

Angabe aus dem Saarland; BKA: 100 % allgemeine 

Ermittlungsersuchen). 

Ftir die einzelnen Organisationsebenen ergibt sich 

folgendes Bild. 

Tab. 61: Art der Ermi ttlungsaufträge nach Organisa­

tionsebenen 

durchschnittlicher Org a n i s a t i o n s eb e n e n 
Anteil der 

A B C D E F 

allgemeinen Er-
mittlungsaufträ;Je 78,7% 61 ,1% 45,5% 57,8% 64,'8% 44,4% 

spezifizierten Er-
mittlungsaufträ;Je 21,3% 39,8% 54,5% 42,2% 35,2% 55,6% 
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Ein eindeutiger Trend hinsichtlich der Organ isa­

tionsebenen ist mithin nicht feststellbar. 

Auf die Frage, ob sich hinsich~:lich dieser beiden 

Formen von Ersuchen Unterschiede zwischen allge­

meinen Dezernaten der Staatsanwal tschaften und 

Schwerpunkts taa ts anwal tschaften zeigen, an tworteten 

123 Dienststellen; 79 davon (64,2 %) sehen solche 

Unterschiede. Der Anteil derer, die Unterschiede 

ausmachen, ist in Bayern, Berlin, Bremen, Nord­

rhein-Westfalen und dem Saarland besonders hoch, in 

Schleswig-Holstein besonders ni~jrig. 

68, Dienststellen machten Angaben über die Art der 

beobachteten Unterschiede. 63 davon (92,6 %) brach­

ten zum Ausdruck, daß die Schwerpunktstaatsanwal t­

schaften in aller Regel spezlfiziertere Ermitt­

lungsersuchen übersenden. Das wird vor allem auf 

die höhere fachliche Kompetenz der Schwerpunktde­

zernenten (gegenüber den allgemeinen Dezernenten) 

zurückgeführt. Oft sind bereits rechtliche Erläute­

rungen und ermittlungstaktische Hinweise enthalt~n, 

die auch in vielen Fällen in Zusammenarbeit mit den 

Kriminalpolizeidienststellen abgesprochen wurden. 

Dementsprechend ist der Kontakt zum Dezernenten und 

die Teilnahme der Staatsanwäl te an strafprozes­

sualen Maßnahmen stärker als bei allgemeinen Dezer­

nenten. 

Insgesamt wird die Zusammenarbe.L t mi t Schwerpunkt­

staatsanwäl ten von den Befragten vorwiegend posi tiv 

im Hinblick auf die Ermittlungsführung (Eingrenzung 

_des Verfahrensstoffs, Vorgabe von Zielen und recht­

lichen Hinweisen, Ermi ttlungsbeschleunigung) gewür­

digt ~ Nur eine Dienststelle berieh tete abweichend von 

den übrigen, daß allgemeine Staatsanwälte mehr 

spezifizierte Ersuchen stellen als Schwerpunkt­

staatsanwälte. 
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Insbesondere in umf angreichen Verf ahren ist. es im 

In teresse einer gez leI ten und beschleunlgten Er-

mittlungsführung notwendig, den Verfahrensstoff 

möglichst frühzeitig zu strukturieren und zu straf­

fen. für die Mehrzahl der Dienststellen (107 von 

145 Antworten; 73,8 %) trifft das zu. Allerdings 

liegt dieser Wert in Baden-Württemberg leicht 

( 71 ,4 %) und in Bayern deutlich (59,5 %) un ter dem 

Durchschnitt. Umgekehrt ist diese Konzentration in 

?en Ländern Berlin, Nordrhein-Westfalen und Saar-
, 

land sowie belm Bundeskriminalamt die Regel. Der 

An teil der Dienststellen, bei denen eine solche 

Konzentratlon erfolgt, nimmt mit der Höhe der Orga-

nisationsebene tendenziell zu ( A: 100,0 %; 
B, C: je ca 90 %; D, E, F: 75,0 % oder weniger). 

Bei den Dienststellen, 

des Verfahrensstoffs 

differenziert werden, 

bei denen eine Konzentration 

erfolgt (107), kann wei ter 

ob die Staatsanwaltschaft 

entsprechende Vorgaben macht oder ob diese in Ab-

sprache zwischen Krimiqalpolizeidienststelle und 

Staatsanwaltschaft vorgenommen werden. Die Mehrzahl 

der Dienststellen gibt gemeinsame Absprachen an 

(64; 59,8 %). Bei 31 Befragten (29,0 %) 1st es von 

Verfahren zu Verfahren unterschiedlich. Nur eine 

Minderhei t (12; 11,2 %) berichtet von Vorg aben der. 

Staatsanwal tschaft. Der An teil der Dienststellen, 

die gemeinsam mi t der Staatsanwaltschaft 

fahrensstoff eingrenzen, ist um so höher, 

die Organisationsebene ist (A: über 

den Ver-

je höher 

80 %; 

B: knapp 2/3; C: 50 %; D, E: je ca. 40 0/0; F: gut 

10 %). Der entsprechende Anteil der Dienststellen 

ist in Baden-Württemberg, Hessen und Nordrhein­

Westfalen überdurchschnittlich, in Bayern und 

Rheinland-Pfalz nur unterdurchschnittlich hoch. 



2.7.1.4 

- 132 -

Weitere Einzelfragen der Zusammenarbeit 

Zur Frage der Teilnahme des zuständigen Staatsan­

walts an Durchsuchungen und deren Notwendigkeit aus 

kriminalpoiizeilicher Sicht machten 146 Dienst­

stellen Angaben. Nur 7· Dienststellen (4,8 %) be­

richteten über eine l:-egelmäßige Teilnahme des 

Staatsanwalts. Immerhin 34 (23,3 %) halten aber eine 

regelmäßige Teilnahme für erforderlich. Der darin 

zum Ausdruck kommende Wunsch nach häuf igerer Teil­

nahme des Staatsanwalts an Durchsuchungen kommt vor 

allem von Dienststellen aus den Ländern Baden­

Württemberg, Bayern und Hessen und dabei vor allem 

von Dienststellen der Organisationsebenen D und E 

(untere Integrationsebene). 

Bei der U~terrichtung der Presse über (insbesondere 

spektakuläre) Fälle der Wirtschaf tskriminali tät ist 
" in der Vergangenheit häufig die Rolle der Staatsan-

waltschaften bei den Ermj.ttlungen in den Vordergrund 

gestell t worden. Deshalb galt eine der Fragen auch 

der Handhabung der Pressearbeit und dabei evtl. 

auftretenden Problemen. 109 Dienststellen haben 

darauf geantwortet. Danelch erf olgt· in den meisten 

Fällen (49; 45,0 %) eine Unterrichtung der Presse 

nach Absprache, zwischen beiden Ermittlungsbehörden. 

41 Dienststellen (37,6 %) gaben an, daß die Staats­

anwaltschaft die Pressearbeit besorge. Nur eine 

gerlnge Zahl von Kriminalpolizeidienststellen unter­

richteten selbst die Presse (19; 17,4 %). 

Lediglich fünf Dienststellen benannten konkrete 

Mäng'el bei der Pressearbei t. Dabei wurde von drei 

Dienststellen bemängelt, daß die Staatsanwaltschaft 

zu zurückhaltend bei der Weitergabe von Informatio­

nen an die Presse sei. Je eine Dienststelle kriti-
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sierte, daß die Unterrichtung der Presse ohne Rück­

sprache mit der Polizei erfolge bzw. daß die Rolle 

der Polizei bei den Ermittlungen in der Presseinfor­

mation (der Staatsanwaltschaft) unterschlagen werde. 

Zusammenarbeit mit anderen. Beh~rden 

Über die Zusammenarbeit mit anderen Beh~rden (als 

den Justiz- und Poliieibeh~rden) machten 101 Dienst­

stellen außerhalb Bayerns Angaben. Vorgesehen war, 

daß die Antworten Angaben über 

_ die Art der Beh~rden, mit denen zusammengearbeitet 

wird, 

- den Zweck dieser Zusammenarbeit, 

- die Beurteilung der bisherigen Zusammenarbeit, , 
\ 

die Ebene der Kontaktpflege sowie 

- Verbesserungsvorschläge 

enthal ten sollen. Gr~ßtenteils gingen jedoch recht 

pauschale Antworten ein. Das ist wahrscheinlich vor 

allem darauf zurückzuführen, daß zu diesem Komplex 

off ene Fragestellungen (ohne Antwortvorgaben ) ver­

wendet wurden. 

19 der 101 Antworten (18,8 %) en thiel ten lediglich 

globale Angaben derart, daß die Zusammenarbeit mit 

allen relevanten Beh~rden sehr gut (1 Nennung), gut 

(9 Nennungen), zufriedenstellend bzw. problemlos 

(6 Nennungen) oder v~llig unzureichend (3 Nennungen) 

sei. 

Von den übrigen 82 antwortenden Dienststellen wurden 

einzelne kooperierende Beh~rden benannt und diese 

Kontakte bewertet. Im Vordergrund stehen dabei die 

Steuerfahndungsstellen mit 57 Nennungen (69,5 % der 

Antwortenden) und Dienststellen der Arbei tsverwal­

tung mit 53 Nennungen (64 i 6 %). Über die Zusammenar-

J 
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bei t mit diesen beiden Gruppen von Behörden werden 

(nahezu) überwiegend positive, d. h. gute bis sehr 

gute Beurteilungen abgegeben (57,9 % bzw. 45,3 %). 

Gleichzei tig ist aber der AntE'il der Negativurteile 

(keine Zusammenarbeit möglich ,gegen des Steuer- bzw. 

des Sozialgeheimnisse~) höher als bei jeder anderen 

Gruppe (28,1 % bzw. 37, 7 %). Viele Diens tstellen 

wiesen in diesem Zusammenhang explizit darauf hin, 

daß die Zusammenarbeit mit "Finanzbehörden in infor­

matorischer Hinsicht stets eine Einbahnstraße (von 

der Kr iminalpo lizei zu den Finanzbehörden) sei. 

Werden die Kontakte zu Verwal tungsbehörden der. Län-

der und Kommunen überwiegend positiv beurteilt 

(82,5 % der Antworten zufrieclenstellend oder bes-

ser) , so beziehen sich die negativen Urteile 

(17,5 %) ausschließlich auf Gewerbeaufsichtsämter 

(mangelnde Unterstützung strafrechtlicher Verfahren, 

fehlende Bereitschaf t zu Gewerbeuntersagungen) und 

Sozialämter(extensive Berufung auf das Sozialge­

heimnis ) • 
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Tab. 62: Zusammenarbeit mit anderen Behörden 

Behörde Zahl der Nennungen Bewertung der Zusammenarbeit abs. 
abs. in % von N=82 und in % der jeweiligen Nennungen 

seh r gut bef rie- ausr. nicht 
gut d ig end aus r. 

Steuerfahndungs- 4 29 6 2 16 
stellen 57 69,5 % 7,0% 50,h 10,5% 3,5% 28,1% 

Dien s ts te 11 en 
der Arbeits- 3 21 5 4 20 
verwaltung 53 64,6 % 5,7% 39,6% 9,4% 7,5% 37,7% 

Verwaltungs-
behörden der 
Länd er und 2 28 3 - 7 
der Kommunen 40 48,8 % 5,0% 70,0% 7,5% 17,5% 

Gerichte .3 16 7 - 1 
37 45,1 % 8,1% 43,2% 18,9% 2,7% 

Zoll- 1 10 2 - 1 
fahnd ung 14 17,0 % 7,1% 71,4% 14,3% 7,1% 

Deutsche 1 6 - - 2 
Bund espost 9 11,0 % 11,1% 66,6% 22,2% 

Bundesauf-
sichtsamt 
für das Kre- - 2 1 1 -
ditwesen 4 4,9 % 50,0% 25,0% 25,0% 

Bund esk a r- - 2 1 - -
tellamt 3 3,7 % 66,7% 33,3% 

Bundesauf-
sichtsamt 
fü r das Ver-
sicherungs- - 1 1 - -
wesen 2 2,4 % 50,0% . 50,0% 

Bund esamt für 
gewerbliche - 1 1 - -
Wirtschaft 2 2,4 % 50,0% 50,0% 
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Zum 'Zweck der Zusammenarbeit wurden nur wenige 

Hinweise gegeben. Auf eine zahlenmäßige Wiedergabe 

wird deshalb verzichtet. Es sollen nur die erkenn­

bar gewordenen Tendenzen dargestellt werde~. 

Kontakte· zu Steuerfahndungsstellen, Dienststellen 

der Arbei tsverwal tung und zur Zollf ahndung dienen 

in erster Linie der ZusammE'narbei t bei Ermi tt-

-lungen. In der Regel ist damit auch eine Informa­

tion der anderen Behörden über polizeiliche Ermitt­

lungsergebnisse verbunden, der jedoch nur in. Aus­

nahmefällen ein umgekehrter Informationsfluß gegen­

übersteht. 

Die Kontak te zu Verwal tungsbehörden der Länder und 

der Kommunen sowie zu Gerichten dienen nahezu aus­

schließlich der polizeilichen Erkenntnisgewinnung. 

Über die Ebene· der Kontak tpf lege (insti tu tioneller 

Natur, persönlicher Natur) wurden keine behörden-

spezifischen Angaben gemacht, sondern lediglich 

globale. Eine eindeutige Tend,enz wird dabei nicht 

erkennbar. Denn 32 Antworten (31,7 %) zur Kategorie 

"Kontakte sind eher institutioneller Art" stehen 

36 Nennungen (35,6 %) zpr Kategor ie "Kontak te sind 

eher persönlicher Natur" gegenüber. 31 Dienststel­

len (30,7 %) berichteten, daß dies abhängig vom 

Einzelfall sei 

2 ,0 %). 

{keine Angabe: 2 Dienststellen, 

Zahlreiche Dienststellen unterstrichen explizit, 

daß nur persönlichen Kontakten Bedeutung zukomme 

oder daß persönliche Kontak te wegen der besseren 

Ergebnisse der Zusammenarbeit vorzugswürdig seien. 
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Zu veibes~erungsmBglichkeiten der Zusammenarbeit 

mi t anderen BehBrden machten 46 Dienststellen ins­

gesamt 68 Vorschläge. Im Vordergrund stehen ein­

deutig die Wünsche nach dem Abbau von Hemmnissen 

des Informationsflusses. Vielfach geht es dabei 

nicht so sehr um die Änderung bestehender Rechts­

normen als vielmehr um deren Anwendung. Nach den 

Erfahrungen der Befragten werden Unsicherheiten 

über den Umfang der Datenschutzvorschriften und 

spezieller Amtsgehe~mnisse (§ 30 AO, Steuergeheim­

nis; § 35 SGB I, Sozialgeheimnis ) of t durch eine 

extensive Auslegung kompensiert. Es ist deshalb ein 

Anliegen vieler Dienststellen, daß die geltenden 

Vorschriften den Betroffenen klarer als bisher 

bekanntgemacht werden. 
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Tab. 63: Verbesserungsmöglichkeiten der Zusammenar­

beit mit anderen Behörden 

Verbesserungsvorschläge Zahl der Nennungen 

absolut in % von N = 46 

Klare Abgrenzungen bei der Um-
setzung des Datenschutzrechts 17 37,0 % 
Änderung desSteuergeheim-
nisses (§ 30 AO), die Infor-

,mationsfluß zwischen Krimi-
nalpolizei und Finanzbehörden 
ermöglicht 13 28,3 % 
Ausbau der Kontakte zu an-
deren Behörden auf persön-

'21 ,7 % licher Ebene 10 

Legitime Informationsbe-
dürfnisse der Ermittlungs-
behörden erfüllen, Grenzen 
der erwünschten Informa-
tionsweitergabe unterein- \ 

ander eindeutig klären 6 13,0 % 
§ 35 SGB ändern 6 13,0 % 
Interesse der Behörden 
an Strafv~rfolgung stei-
gern, schnellere Information 
bei Verdacht von Straftaten, 
ggf. gesetzliche Verpflich-
tung 5 10,9 % 
regelmäßige gemeinsame Be-
sprechungen mit Vertretern 
anderer Behörden 4 5,7 % 

Kontakte auf Behördenleiter-
ebene , um Zusammenarbei tauf 
Sachbearbeiterebene zu er-
leichtern 2 4,3 % 

wechselseitige Hospitatio-
nen im Rahmen von Aus- und 
Fortbildungsmaßnahmen 2 4,3 %. 

sonstige 2 -

Summe 67 -
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Zusammenarbeit mit außerbeh~rdlichen Einrichtungen 

Die Bearbeitung von Wirtschaftsstraftaten bringt 

immer wieder auch den Kontakt mit Selbstverwal­

tungsorganen, Selbstschutzeinrichtungen und Verbän­

den der Wirtschaft mit sich. Der Stellenwert sol­

cher Kontakte wird sehr unterschiedlich bewertet. 

In der vorliegenden Untersuchung wurde deshalb für 

zehn Gruppen solcher Institutionen vier Fragen 

nachgegangen: 

_ Stellenwert des Kontakts aus der Sicht der Poli-

zei 

- Häufigkeit der Kontaktaufnahme 

- Zweck der Zusammenarbeit 

- Ebene der Kontaktpflege 

Ein erstes Indiz für den Stellenwert und die Häu­

figkei t der Kontakte zu den verschiedenen Gruppen 

von Institutionen ist bereits die Zahl der Antwor­

ten zu den einzelnen Gruppen. Denn einige Dienst­

stellen konnten über einzelne Gruppen von außerbe­

h~rdlichen Institutionen keine Angaben machen 

mangels einschlägiger Kontakte bzw. Erfahrungen 

in der Zusammenarbeit. Die meisten Angaben erfolg­

ten zu den Gruppen Kreditinstitute, Sozialversi­

cherungsträger und Industrie- und Handelskammern. 

Mit Abstand folgen die Schufa-Gesellschaften und 

Handwerksorganisationen. Mit einem nochmaligen 

Abstand folgen dann die übrigen Institutionen. 

Zur Beurteilung des Stellenwerts standen den 

Dienststellen 3 vorgegebene Al ternativen zur Ver­

fügung: unverichtbar - wichtig weniger wich tig. 

In Schaubild 1 sind die entsprechenden Bewertungen 

für alle Institutionengruppen wiedergegeben. Sehr 

einhellig ist der hohe bis sehr hohe Stellenwert, 

der den Kontakten zu Kredi tinsti tuten und Sozial­

versicherungsträgern beigemessen wird. Noch deut-
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lich abgehoben von den übrigen, aber ebenso deut­

lich(vor allem hinsichtlich des Attributs "unver­

zichtbar 11) unter den vorgenannten Gruppen liegen 

die lndustrie- und Handelskammern und die Schufa­

Organisation. Die übrigen Gruppen weisen' nur noch 

geringe Unterschiede auf, die zudem unterschiedlich 

sind, je nachdem ob man die ~ ategorie "unverzicht­

bar" betrachtet oder die Kateqorien "unverzichtbar.1 

und "wichtig" gemeinsam. 

Schaubild 1 

wIchti!! 

uftll .... "leh'lmr 

Angaben i.n Prozent der Antworten 

Ein ganz ähnliches Bild bietet die Auswertung der 

Angaben zur Häufigkeit der Zusammenarbeit mit die­

sen Instittitionen. Vorgegeben waren die Antwortal­

ternativen ständig - häufig - selten (Schaubild 2). 

Kreditinstitute und Sozialversicherungsträge liegen 

deutlich abgehoben vor Industrie- und Handelskam-

mern sowie Schufa-Gesellschaften, die wiederum 

deutlich vor allen übrigen Gruppen liegen. Die 
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letzteren weisen eine gegenüber der Beurteilung des 

Stellenwerts geringfügig veränderte Reihenfolge 

auf, wobei die Rangfolgen für "ständig" wie für 

"ständig" und "häufig" gemeinsam identisch sind. 

Vergleicht man die Angaben zu Stellenwert und Häu­

figkeit des Kontakts, indem man die Angaben jeweils 

in 2 Gruppen trennt (ständig und häufig seI ten; 

unverzichtbar und wichtig weniger wi~htig), so 

fällt auf, daß die Häufigkeitsangaben sehr viel 

stärker abfallen als die Bewertung der Wichtigkeit 

(Schaubild 3). Es liegt die Vermutung nahe, daß die 

antwortenden Dienststellen die Bewertung "weniger 

_ wichtig" bei weitem vorsichtiger eingesetzt haben, 

als die Häufigkei tsangabe "selten". Wenn das tat­

sächlich so ist, wäre die Häufigkeitsangabe al~ das 

klarere Kriterium für die Bewertung der Zusammenar­

beit mit den außerbehördlichen Institutionen zu 

werten. 
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70,S 

55,0 

52,2 
.W ......... 

48,2 wich'" 

45,0 114,5 Wichtigkeit 
4t,O dei Kontekts 

~\ 
·un ....... leh' .. r 

....... wleht18 
'< 

"-25,6 \ 

... I~ 

........ . ...... ,. - ..flluflgkell 
11,1 ._. .- 10,8 10,5 dei Kontakts 

8,8 .,----: 9,7 
7,2 

'=~"Uf" 
Angaben In Prozent der Antworten 

Im Mittelpunkt der Zwecke der Zusammenarbeit steht 

eindeutig die Unterstützung der Kriminalpolizei-

dienststellen bei 

durch 

deren Ermittlungen, und zwar 

Informations-/Erkenntnismitteilungen an die Poli­

zei, 

Mithilfe bei der Beweissicherung, 

Stellen von Strafanträgen, 

sachverständige 

nahmen 

bzw. gutachterliche Stellung-

Demgegenüber fallen Zwecke, die auf einen wechsel­

sei tigen Informationsf luß zwiEichen Kriminalpolizei­

dienststellen und außerbeh~rdlichen Institutionen 

oder auf Informationsflüsse von der Kriminalpolizei 

zu diesen Institutionen hinauslaufen, kaum ins 

Gewicht. 
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;V Jl 
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0 # 

89 103 98 87 92 72 78 72 71 63 Inf ormations-

72 ,4% 85,1%. 87,5% 85,3% 92,0% 81,8% 90,7'/0 84,7% 83,5% 76,8% 
und Erkennt-
nisgewinnung, 
Auskünfte 

2 2 3 2 1 2 - 3 2 3 Inf orma tions-

1,6% 1,7% 2,7% ?,O% 1,0% 2,3% 3,5% 2,4% 3,7% 
austausch 

- 1 - - - - - 2 - - Warnungen 

0,8% 2,4% 

38 7 9 11 3 7 3 6 5 11 Zusammenarbeit 

30,9% 5,8% 8,0% 10,8% 3,0% 8,0% 3,5% 7,1% 5,9% 13,4% 
in einzelnen 
Deliktsberei-
chen 

1 3 2 1 3 2 2 2 3 1 allgemeine Kon-

0,8% 2,5% 1,8% 1,0% 3,0% 2,3% 2,3% 2,4% 3,5% 3,7% 
taktpflege 

1 - 9 4 - - - 3 4 3 Erstellung von 

8,0% 3,9% 3,5% 4,7% 3,7% 
Gutachten 

13 25 8 8 8 8 8 8 8 8 Beweissicherunc;; 

19,6% 20,7% 7,1% 7,8% 8,0% 9,1% 9,3% 9,4% 9,4% 9,8% 

- 2 2 2 - 9 1 1 3 4 Präventiv-

1,7% 1,8% 2,0% 10,2% 1,2% 1,2% 3,5% 11 ,0% 
maßnahmen 

1 2 3 1 1 1 1 1 1 1 Aus- und Fort-

0,8% 1,7% 2,7% 1,0% 1,0% 1,1% 1,2% 1,2% 1,2% 1,2% 
bildung der 
Sachbearbeiter 

123 121 112 102 100 88 86 8,5 85 82 Zahl der ant-
wortenden 
Dienststellen 

*) Angaben absolut und in Prozent der. jeweiligen Antworten; 
Mehrfachnehnungert zulässig. 

4: 

der Zu­
arbeit*) 
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Hinsichtlich der Ebene, auf der die Zusammenarbeit 

stattfindet, zeigt sich für alle Gruppen von In­

sti tutionen , daß die Sachbearbei terebene überwiE~gt. 

Es ist aber weiterhin festzustellen, daß der Anteil 

der Kontakte, die auf E:achbearbei terebene gepf legt 

werden, bei den Institutionen besonders hoch ist, 

die nach den vorstehenden Angaben als besonders 

wichtig für die Kriminalpolizei bezeichnet \verden 

müssen. Bei ihnen ist auch der Anteil der Kontakte 

auf Behördenebene deutlich niedriger als bei den 

übrigen. 

100 92 69 70 78 78 70 76 

Tab. 65: 

Ebene der Zu­
sammenarbeit*) 

Sachbearbeiter 

92,6% 92,5% 78,1% 77,5% 58,0% 66,0% 74,3'7<. 75,0% 68,6% 76,0% 

38 52 37 26 43 30 28 28 27 25 

28,1% 38,8% 28,9"10 21,8% 36,1% 28,3% 26,7'7<,26,9% 26,5% 25,0% 

Dienststellen­
leiter 

11 3 18 16 20 17 13 11 19 15 Behörde 

8,1% 2.,2% 1 4, 1 % 1 3, 4% 1 6 ,8%' 1 6,0% 12,4'7<. 1 0 , 6% 1 8,6% 1 5 ,0% 

135 134 128 119 119 106 195 104 102 100 Zahl der Ant­
worten 

*) Angaben absolut und in Prozeht der Antworten; Mehrfach­

nennungen zUlässig. 
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Zusammenarbeit mit dem Ausland 

Wirtschaftsstraftaten, insbesondere bedeutsame, 

weisen häufig Auslandsbezüge auf. In nicht wenigen 

Fällen handeln die Beschuldigten vom Ausland aus 

oder halten sich nach der Tatbegehung dort auf. 

Dementsprechend kommt der Zusammenarbeit mit aus­

ländischen Behörden auf dem Gebiet der Strafverfol­

gung große Bedeutung zu. Dazu zählen neben der 

(förmlichen) internationalen Rechtshilfe auch poli­

zeiliche Zusammenarbeitsformen über Staatsgrenzen 

hinweg, insbesondere informatorischer Art. 

Internationale Rechtshilfe 

Von den befragten Dienststellen machten 55 (37!4 %) 
genaue Angaben über die von ihnen in Zusammenarbeit 

rhi t der Justiz ini tiierten Rechtshilf eersuchen an 

das Ausland. Von die.sen Dienststellen wurden im 

Untersuchungszeitraum (Jahr 1983) insgesamt 398 Er­

suchen gestellt. In 24 Fällen (6,0 %) trafen sie 

auf die Ablehnung der (deutschen) Justizbehörden , 

davon in je 7 Fällen aus rechtlichen oder aus f i­

nanziellen Gründen: 

Überdurchschnittlich 

Dienststellen 

viele 

- der Organisationsebene A 

Anträge wurden von 

- der beiden engeren Zuständigkeitsbereiche (aus-

schließlich Wirtschaftskriminalität, Wirtschafts­

kriminalität und andere Vermögensdelikte) 

- aus Bayern, Bremen, Berlin, Hessen, Rheinland­

Pfalz und vom Bundeskriminalamt 

gestell t. 
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Unter den ersuchten Staaten, zu denen 58 Befraqte 

Angaben machten, stehen die europäischen Nachbar­

staaten und die USA im Vordergrund. Die Schweiz 

wird ~ man m~chte sagen: erwartungsgemäß - mit Ab­

stand am häufigsten in Re~htshilfeangelegenheiten 

wegen Wirtschaftsstraftaten angegangen. Zwei von 

d.rei Befragten, die diese Frage beant~orteten, 

führten die Schweiz an. 

Tab. 66: Internationale 

Staaten 

Rechtshilfe: Betroffene 

Staat I Zahl der Nennungen 

absolut in % von N = 5B 

Schweiz 39 67,2 % 
Großbritannien , 22 37,9 %, 

Frankreich . 19 32,8 % 
Niederlande 18 31,0 % 
Österreich 18 31,0 % 
USA 15 25,9 % I 

Italien 12 20,7 % 

Spanien 12 20,7 % 
Luxemburg 7 12,1 % 
Liechtenstein 6 10,3 % 
Belgien 5 .8,6 % 
Kanada. 5 8,6 % 
Schweden 3 5,2 % 
Panama 2 3,4 % 
Paraguay 2 3,4 % 
alle übrigen Staaten 10 -

, 
.Eine pauschale Beurtei lung der Ergebnisse der 

Rechtshilfeersuchen an das Ausland gaben 55 Dienst­

stellen ab. 39 von ihnen (70,9 %) bezeichneten die 

Ergebnisse im allgemeinen als befriedigend oder 

besser. Posi ti ve UrteilE! kamen vor allem. aus den 

-~ 
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Bundesländern Berlin, Hess~n, Rheinland-PfalZ und 

Schleswig-Holstein sowie vom Bundeskriminalamt . 

Eine überwiegend negative Beurteilung ergab sich in 

Bremen ~nd Hamburg. Dienststellen der Orggnisa­

t·ionsebenen A, Bund C gaben überdurchschnittlich 

häufig positive Urteile ab. 

Bemängelt wurde von vielen Dienststellen, darunter 

auch solchen, die das Ergebnis der Rechtshilfeer­

suchen insgesamt. als zufriederistellend oder besser 
\ 

bezeichnete n, daß' die Bearbei tung solcher Ersuchen 

häufig zu lange dauere. 

Kriminalpolizeilicher 

Auslandsdienstreisen 

Informationsaustausch und 

Auch außerhalb des förmlichen Rechtshilfeverkehrs 

arbeiten die Kriminalpolizeibehörden mit auslän­

dischen Behörden I insbesondere über die Nationalen 

Zentralbüros der IKPO-Interpol zusammen. 63 Dienst­

stellen (42,9 %) machten dazu Angaben. Sie ver­

wiesen auf insgesamt 657 Auslandskontakte. Bezogen 

auf die Zahl der jeweils antwortenden Dienststellen 

weisen die Länder Hamburg, Saarland; Rheinland­

Pfalz, Bayern und Hessen - in dieser Reihenfolge -

eine überdurchschni ttlich hohe Zahl von Auslands,... 

kontakten auf, wobei Hamburg einen deutlichen Ab­

stand vor den übrigen hat. Dienststellen der Orga­

nisationsebenen A, D undC erreichen (in dieser 

Reihenfolge) eine überdurchschni ttliche Haufigkei t 

bei Auslandskontakten. 

In einigen wenigen Fällen führen die Ermi ttlungen 

wegen Wirtschaftsstraftaten mi tAuslandsbezug auch 

zu Dienstreisen der Ermittlungssachbearbeiter in 

das Ausland .. 29 Dienststellen (19,7 % ,der Befrag-

ten) berichteten über 

reisen. Bezogen auf 

waren die Angaben 

irisgesamt 68 Auslandsdienst­

die Zahl der Dienststellen 

vom Bundeskriminalamt, aus 
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Bayern, Hessen und Rheinland-Pfalz (in dieser 

Dienststellen Reihenfolge) überdurchschnittlich. 

der Organisations ebene A weisen eine überdurch~ 

schnittliche Auslandsreisetätigkeit auf. 

Vorbeugungsmaßnahmen, Vorfeldermittlungen, 

tive Ermittlungen 

opera-

Möglichkeit und Wirksamkeit präventiver Maßnahmen 

Zur. Frage, ob den Beamten der Dienststellen Zeit 

für präventive Tä tigkei ten bleibt, gingen 108 Ant­

worten (ohne Bayern) ein, 93 davon' (86, 1 %) waren 

negativ. Nur 

berichteten 

15 Diensts teIlen aus 6 Bundesländern 

Vorbeugungsmaß-über durchgeführte 

nahmen. Ausschließlich negative Antworten kamen aus 

Berlin, Nordrhein-Westfalen, dem Saarland, Schles­

wig-Holsteinund vom Bundeskriminalamt. Die wenigen 

posi ti ven Angaben stamm,en aus Hessen und Nieder-

sachsen (je 8,7 % 
Baden-Württemberg 

(33,3 %) sowie aus 

der antwortenden Dienststellen), 

(17,6 %) und Rheinland-Pfalz 

Hamburg (1 von 3 Dienststellen) 

und Bremen (1 von 2 Dienststellen). Prozentangaben 

für die beiden letztere!1 wären wegen der geringen 

Gesamtzahl von DienststeLlen nicht vergleichbar. 

Der Anteil der posi ti ven Antworten verteilt sich 

auf die Organisation wie folgt. 

Tab. 67: Mögli~hkeit vo~beugender Maßnahmen nach 

Organisationsebl~nen 

Möglichkeit vor- o r g a n i s a t i o n s ebe n e n 
beugender Maßnahmen A B C D E F 

nein 8 10 10 22 41 2 
80,0% 90,9% 83,3% 91 , -;0/0 91,8% 1 00 ,O~:b 

ja 2 1 2 2 8 -
20,0% 9,1% 16,7% 8,3% 8,2% 
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Auf den Ebenen A und C ist demnach noch am ehesten 

die Möglichkeit, Zeit auch für präventi ve Aufgaben 

zu erübrigen, gegeben. 

Hinsichtlich der Zuständigkeitsbereiche zeigt sich, 

daß der Anteil positiver Antworten um so höher 

liegt, je stärker die Dienststellen auf Wirt­

schaftskriminalität spezialisiert sind (ausschließ­

lich Wirtschaftskriminali tä t: 23,5 %; Wirtschafts­

kriminali tä t und andere Vermögensdelik te: 12,5 %; 

sons tige:! 12,0 %). Der Antei 1 der posi ti ven Angaben 

ist bei den sehr großen Dienststellen deutlich 

höher als bei den übrigen, darunter bei den großen 

Dienststellen a~ffallend gering {kleine Dienststel­

len: 13,3 %; mittlere Dienststellen:.l5,2 %; große 

Dienststellen: 4,6 %; sehr große Dienststellen: 

37,5%}. 

.Unter den 

Tätigkeiten 

ten, sind 

15 Dienststellen, die über präventive 

einzelner ihrer Beamter Angaben mach-' 

in Übereinstimmung mit dem zuvor 

wiedergegebenen -

- die Organisationsebenen A und C über-, die Ebenen 

D und F unterrepräsentiert, 

- Dienststellen des Zuständigkeitsbereichs " aus -

schließlich Wirtschaftskriminalität" überreprä­

über Wirt-sentiert, Dienststellen 

schaftskriminalität und 

mit einer 

andere Vermögensdelikte 

hinausgehenden Zuständigkeit unterrepräsentiert, 

sehr große Dienststellen stark überrepräsentiert, 

große Dienststellen stark unterrepräsentiert. 

Die von diesen 15 Dienststellen genannten' Präven-

tionsaktivitäten wurden 

faßt. Die insgesamt 27 

Bild. 

in 7 Gruppen zusammenge­

Angaben zeigen folgendes 
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Tab~ 68: Durchgeführte Präventionsmaßnahmen 

Art der Maßnahme Zahl der Nennungen 

" absolut in % von N = 15 

Öffentlichkeitsarbeit, 
Presseveröffentlichungen 10 66,7 % , 

vortragstätigkeit der 
Beamten 7 46,7 % 

Beratung in Einzel-
fällen 3 20,0 % 

Aufklärung im allge-
meinen 3 20,0 % 

Information an Institu-" 
tionen der Wirtschaft 2 13 ,3 % 

Warnungen in konkreten 
Fi:illen - 1 6,7 % 

Vorfeldermittlungen bei 
Verdachtsmomenten 1 6,7 % 

Im Vordergrund stehen also Öffentlichkeitsarbei t, 

insbesondere durch Unterrichtung der (lokalen) 

Presse, und die Vortragstätigkeit der Beamten. 

Andere vorbeugend~ Maßnahmen fallen demgegenüber 

kaum ins Gewicht. 

Über die Möglichkeit, wirksame Präventionsmaßnahmen 

durchzuführen, gaben insgesamt 89 Dienststellen 

(außerhalb Bayerns) ein Urteil ab. 43 von ihnen 

(48,3 %) beurteilten diese Möglichkeit negativ. 

bifferenziert man bei dieser Beurteilung danach, 

ob die antwortenden Dienststellen über bisher durchge­

führte Präventionsmaßnahmen berichtet hatten oder 

nicht, zeigen sich Unterschiede. Dienststellen, die 

über keine eigenen bisherigen Präventionsmaßnahmen 

Angaben gemacht hatten, erreichen. zu 49,4 % nega­

tive Urteile, während Dienststellen, bei denen den 

Beamten auch bisher schon Zeit für präventive Maß­

nahmen blieb, nur zu 41,7 % negative Urteile auf­

weisen. Insgesamt gesehen werden also Präventions-
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möglichkei ten im Bereich der Wirtschaftskriminali­

tät etwas häufiger posi ti v als negativ beurteil t, 

wobei fehlende Zeit bzw. Personalkapazität als ein 

entscheidender Hinderungsfaktor anzusehen ist. 

Vorfeldermittlungen 

Neben der Vorbeugung im engeren Sinne. können auch 

Ermittlungen im Vorfeld krimineller Handlungen dazu 

beitragen, bevorstehende (weitere) Straftaten zu 

erkennen und evtl. zu verhindern. Dazu zählen 

einerseits gezielte Vorfeldermittlungen - wie z. B. 

die Überprüfung dubios/unseriös erscheinender An­

zeigen -, andererseits die Beobachtung der Entwick­

lung in spezifischen Kriminalitätsbereichen, die 

von akuter Bedeutung sind - z. B. Anlageformen und 

Angebote auf dem sog. grauen Kapitalmarkt. 

Die Frage zur Durchführung gezielter Vorfeldermitt­

lungen haben 106 Dienststellen (ohne Bayern) beant­

wortet. 28 Antworten (26,4 %) waren negativ. 

35 Dienststellen (33,0 %) machten Angaben über 

regelmäßige, 43 (40,6 %) über gelegentliche Aktivi­

täten dieser Art. 

Lediglich aus Berlin kamen ausschließlich negative 

Antworten. Hohe Anteile negativer Antworten er­

reichten Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein. 

Äusschließlich oder wei t überwiegend posi ti ve Ant­

worten lieferten die Dienststellen aus Hamburg, 

Hessen, Niedersachsen , Nordrhein-Westf alen und dem 

Saarland. In der Mehrzahl der Bundesländer werden 

demnach, zumindest gelegentlich, Vorfeldermitt­

lungen bei Verdacht von Wirtschaftsstraftaten 

durchgeführt. 
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Auffallend ist, daß Dienststellen der Organisa­

tionsebenen A und E stark überrepräsentiert sind 

unter den Dienststellen, die solche Vorfeldermitt­

lungen durchführen, während die Ebenen B, C und D 

deutlich überdurchschnittlich viele negative An­

gaben dazu aufweisen. 

Unter den verschiedenen Zuständigke'itsbereichen 

zeigen sich keine wesentlichen Unterschiede hin­

sichtlich der negativen Antworten. Es ist aber 

festzustellen, daß Angaben über regelmäßige Vor­

feldermittlurigen bei Dienst~tellen, die ausschließ­

lich Wirtschaftskriminalität ))earbeiten, überdurch­

schnittlich häufig sind. Bei den übrigen Dienst­

stellen ist demgegenüber der Anteil der Angaben 

über gelegentliche Vorfeldermittlungen überdurch­

schnittlich hoch. 

Hinsichtlich der Dienststellengröße zeigt sich 

- wie bereits bei den Organisationsebenen - ein un­

einheitliches und teilweise unerwartetes Bild. Die 

sehr großen Dienststellen weisen überraschender­

weise den höchsten Anteil negativer Antworten 

(37,.5· %) auf, die großen dagegen den geringsten 

(18,2 %). Die kleinen (25,6 %) und mittleren 

Dienststellen (30,3 %) liegen mit ihren Werten 

dazwischen. DLe Verfügbarkeit von Personal hat 

demnach allein wohl keinen entscheidenden Einfluß 

auf die Durchführung von Vorfeldermittlungen. 

Antworten auf die Frage nach gezielten Beobach­

tungen der Entwicklung in einzelnen Deliktsberei­

chen machten 1 05 DienststE~llen (ohne Bayern). 

59 von ihnen. (56,2 %) verne:.nten sie. Der Anteil 

negativer Angaben ist in den Ländern Hessen und 

Niedersachsen überdurchschni ttlich. hoch. Aus Ham­

burg, Nordrhein-Westfalen und dem Saarland kamen 

demgegenüber ausschließlich· oder wei t überwiegend 

positive Antworten. 
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Auffallend ist wiederum das Bild der Organisations­

ebenen. Während Dienststellen der Ebenen A - erwar-

tungsgemäß zu 90,0 % posi ti ve Antworten gaben, 

liegt dieser Anteil für Ebene B bei nur 36,4 %, 

während auch die Ebenen C (66,7 %) und D (56,5 %) 

hohe und zugleic~ überdurchschnittliche Anteile 

erreichen. Auf der Ebene E sind Beobachtungen der 

Deliktsentwicklung in einzelnen Bereichen nur noch 

die Ausnahme (22,9 %). 

Die Verfügbarkeit personeller Kapazitäten scheint 

ein sehr wesentliches Kri terium für die Durchfüh-

rung solcher gezielten Beobachtungen einzelner 

Deliktsbereiche zu sein. Der Anteil. posi ti ver' An­

gaben darüber nimmt nämlich mi t steigender Dienst­

stellengröße deutlich zu. Erreichen kleine und 

mittlere Dienststellen mit 25,6 % bzw. 37,5 % posi­

tiver Antworten nur unterdurchschni ttliche Werte, 

so liegen die Anteile großer (72,7 %1 und sehr 

großer Dienststellen (87,5 %) deutlich über dem 

Durchschnitt. 

Operative Ermittlungen 

Operative oder verdeckte Ermittlungen der Kriminal­

polizei werden in jüngster Zeit als geeignetes 

Mittel zur Bekämpfung schwerwiegender Straftaten in 

einzelnen Bereichen, zu denen auch die Wirtschafts­

kriminali tä t zähl t, angesehen. Auf die dami t ver­

bundene vielschichtige Problematik soll hier nicht 
"h . d 30 ) R h d . na er elngegangen wer en . Im amen leser Unter-

30) Vgl. dazu beispielsweise die Beiträge in Die Polizei, 
75. Jg. (1984), S. 321 - 334 und Rebmann, Kurt: Der Ein­
satz verdeckt ermi ttelnder Polizeibeamter im Bereich der 
Strafverfolgung, in: NJW 38. Jg. (1985), S. 1 - 6, jeweils 
mit weiteren Nachweisen sowie speziell mit Bezug zur Wirt­
schaftskriminali tä t die Bei träge in Bundeskriminalamt 
(Hg.): Wirtschaftskriminalität, BKA-Vortragsreihe, 
Band 29, Wiesbaden 1984,. S. 186 - 189 und 223 - 230. 
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suchung galt es nur festzustellen, ob diese - auch 

für einzelne Formen der Wirtschaftskriminalität für 
. 31 ) 

nützlich und notwendig gehaltene - Ermittlungs-

methode bereits praktiziert wird. Angesichts der 

zuvor angedeuteten dabei auftretenden Problematik 

war allerdings zu erwarten, daß die Antworten zu 

diesbezüglichen Fragen eher vorsichtig und zurück­

haltend erfolgen werde. 

109 Dienststellen (außerhalb Bayerns) beantworteten 

die Frage, ob einzelne Beamte der Dienststelle auch 

für operative Ermi ttlung,en eingesetzt werden. 

92 (84,4 %) verneinten dies. Von den 17 mit "ja" 

antwortenden (15,6 %) gaben 13 den zusätzlichen 

Hinweis, daß dies aber nur in Ausnahmefällen ge­

schehe. Die positiven Antworten kamen lediglich aus 

6 Bundesländern (Baden-Württemberg, Hessen und 

Niedersachsen je 4 Dienststellen, Rheinland-pf alz 

2 Dienststellen, Bremen und Saarland je 1 Dienst­

stelle) sowie vom Bundeskriminalamt. 

Hinsichtlich der Organisatio'nsebenen ist festzu­

stellen, daß die Ebene A bei den positiven Antwor­

ten überrepräsentiert ist. Unter den Zuständig­

keitsbereichen weist der Typ "Wirtschaftskriminali­

tät und andere Vermögenselikte" den höchsten Anteil 

positiver Antworten (37,5 %) auf. de:r Typ "aus­

schließlich Wirtschaftskriminal tiät" auffallender­

weise den deutlich niedJ:,igsten (11,8 %). Hinsicht­

lich der Dienststellengröße gil t, daß der Ant,eil 

posi ti ver Antworten im Hinblick auf operative Er-

31) Vgl. etwa Bundeskriminalamt (Hg. ) , a. a.O. (Fn 30), 
S. 186 - 189 und 223 - 230 sow,Le Bund deutscher Kriminal­
beamter (Hg.): Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität 
Vorschläge für eine wirksamere kriminalistische Ermi tt­
lungsarbeit, Berlin 1984, S. 19. 
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. mi ttlungen mi t der Zahl der Beamten tendenziell 

wächst (kleine Dienststellen: 15,2 %; mittlere 

Dienst~tellen: 12,1 %; große Dienststellen: 13,6 %; 
sehr große Dienststellen: 37,5 %). 

Insgesamt gesehen kann demnach die Tendenz festge­

stellt werden, daß opeiative Ermittlungen insbeson­

dere von Dienststellen der Landeskriminalämter und 

von großen und sehr großen Dienststellen mit einer 

Zuständigkeit für Wirtschaftskriminalität und 

andere Vermögensdelikte geführt werden. 

104 Dienststellen (außerhalb Bayerns) beantworteten 

die Frage, ob eigenständige Organisationseinheiten 

für operative Ermittlungen bei ihrer jeweiligen 

Behörde bestehen. Nur bei 23 Krimihalpolizeibehör­

den (in allen Bundesländern mi t Ausnahme Schles­

wig-Holsteins) bestehen solche spezifischen Dienst­

stellen. Sie sind in aller Regel deliktsübergrei­

fend tätig. Nur in einem einzigen Fall, nämlich 

beim Landeskriminalamt Baden-Württemberg, existiert 

eine ausschließlich für den Bereich der Wirt­

schaftskriminalität zuständige operativ ermittelnde 

Organisationseinheit. 

Erkenntnisdefizite und Hemmnisse bei der Bekämpfung 

der Wirtschaftskriminalität und diesbezügliche 

Änderungsvorschläge 

An zahlreichen Stellen diente die Erhebung auch 

dazu, Verbesserungs- und Änderungsvorschläge für 

erkannte Mängel zu sammeln. In einzelnen Abschnit­

ten des vorliegenden Berichts ist darauf berei ts 



32) Vgl. 

33) Vgl. 

34) Vgl. 

35) Vgl. 

36) Vgl. 

37) Vgl. 
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eingegangen worden, so vor allem hinsichtlich 

d .. d· k· 32) er Zustan 19 e1ten 

der personalstruktur 33 ) 

der Lehrgangsgestaltun~ (praktikum)34) 

des EDV-Einsatzes 35 ) 

d . h f .. fd . t ' 36 ) . er W1rtsc a tspru 1ens e SOW1e 

des Kriminalpolizeilichen Nachrichtenaustauschs bei 

Wirtschaftsdelikten37 ) .. 

In diesem abschließenden Abschnitt sind Mängel, 

Defizite und Hemmnisse genereller N~tur sowie 

diesbezügliche Änderungs- und Verbesserungs vor­

schläge zusammengestellt. Sie wurden bei der Befra­

gung in fünf Gruppen eingeteilt 

- Mängel hinsichtlich der büromäßigen Ausstattung 

- Mängel hinsichtlich der notwendig~n Fachliteratur 

- strafprozessuale Probleme 

- Erkenntnisdefizite, die sich durch vermehrte 

Forschungsarbeiten abbauen lassen 

sonstige Ansatzpunkte zur Effektivierung der Be­

kämpfung von Wirtschaftskriminalität 

Antworten aus Bayern erfolgten dazu nicht. 

Auf die Frage, wo Ansatzpunkte für Verbesserungen 

bei der Ausstattung mit den notwendigen Hilfsmit­

teln bürotechnischer l~rt gesehen werden, antworte­

ten 83 Dienststellen. 11 davon (13,6 %) bezeichne­

ten die vorhandene Ausstattung als ausreichend, 

oben Abschnitt 2.2.2.3 

oben Abschnitt 2.3.2.4 

oben Abschnitt 2.3.4.2 

,oben Abschnitt 2.4.5.3 

oben Abschnitt 2.5 .4 

oben Abschnitt 2.6.1.3 und 2.6.3.4. 
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zufriedenstellend, gut oder optimal. 4 Dienststel­

len (4,8 %) gaben an, daß dort angesichts fehlender 

Haushaltsmittel an Verbesserungs~6glichkeiten nicht 

einmal zu denken sei. Weitere 4 Dienststellen 

forderten allgemein eine großzügigere und bedarfs­

gerechte Ausstattung. Die übrigen 64 antwortenden 

Dienststellen (77,1 %) präzisierten ihre Vorstel­

lungen. Ihre Antworten enthielten insgesamt 114 An­

gaben. 

Tab. 69: Verbesserungsm6glichkeiten bei der büro­

mäßigen Ausstattung 

Verbesserungsm6glichkeiten Zahl der Nennungen 

absolut in % von N = 64 

Bürocorriputer 33 51 ,6 % 

moderne Schreibmaschinen, 
Schreibautomaten 21 32,8 % 

Diktiergeräte 19 29,7 % 

Fotokopiergeräte 12 18,8 % 

Büroräume, insbes. für 
Vernehmungen 11 17,2 % 

Taschenrechner, Tisch-
rechner 11 17,2 % 

sonstige 7 -

Im Vordergrund der Angaben stehen mi t deutlichem 

Abstand die Wünsche nach dem Einsatz von sog. 

Bürocomputern (Micro-Computern, Personal-Compu­

tern). Mehr als die Hälfte der antwortenden Dienst­

stellen sehen darin ein geeignetes bzw. notwendiges 

Hilfsmi ttel. Unter ihnen sind 19, die berei ts zur 

Frage der Vorzugswürdigkeit solcher DV-Systeme 

gegenüber den polizeilichen DV-Anlagen positiv 

geantwortet haben 38 ). 14 weitere Dienststellen, die 

38) Vgl. oben Abschnitt 2.4.5.3 
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zu dieser spezifischeren Frage keine Antwort gege­

ben hatten, sehen demnach im Einsatz dezentraler 

DV-Systeme einen wichtigen Ansatzpunkt zur Effek­

tivierung der Bekämpfung von Wirtschaftskriminali­

tät. 

Eng verwandt ist auch der zwei thäufigst genannte 

Verbesserungsvorschlag, der Einsatz moderner 

Schreibautomaten bis hin zur Textautomation , ge­

folgt von der Forderung nach Dik tiergerä ten. Auch 

die folgenden Plätze sind von Forderungen nach 

technischen' Geräten besetzt, fotokopiergeräten und 

Taschen- bzw. Tischrechnern. Gleichauf mit letzte­

rem liegt die Forderung nach mehr und -besseren 

Räumlichkei ten, insbesondere zur· Durchführung von 

Vernehmungen. 

Die Frage zur Ausstattung mit der notwendigen 

Fachliteratur wurde von 84 Dienststellen beantwor­

tet. 20 von ihnen (23,8 %) berichteten über eine 

für die Aufgabensteilung ausreichende bis zufrie­

densteilende Ausstattung. Unter diesen Antworten 

sind Dienststellen des Landes Baden-Württemberg (9) 

stark überrepräsentiert. 3 :Cienststellen (3,6 %) 

äußerten unter Hinweis auf fehlende Haushaltsmittel 

keine konkreten Vorstellungen. Die übrigen 

61 Dienststellen (72,6 %) machten insgesamt 92 An­

gaben. 
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Tab. 70: Verbesserung der Ausstattung mit Fach­

literatur 

Verbesserungsmöglichkeiten Zahl der Nennungen 

absolut in % von N = 61 

allgemein: mehr Fach-
literatur 30 49,2 % 
Gesetzestexte und 
Kommentare 29 47,5 % 
Fachzeitschriften 16 26,2 % 
ak tuelle VerÖffentlichungen, 
insb. Gesetzestexte und 
Kommentare 11 18,0 % 

Fachliteratur speziell 
über Wirtschaftskrimi-
nalität 2 3,3 % 
Anschaffungsbefugnis für 
Fachdienststellen 2 3,3 % 
sonstige 2 -

Diese Angaben der Befragten legen den Schluß nahe, 

daß die Ausstattung mit aufgabenspezifischer Fach­

literatur noch stark verbesserungsfähig ist. In 

vielen Fällen fehlen Standardwerke der Literatur 

und die wichtigsten Gesetzesvorschriften für das 

Spezialgebiet der Wirtschaftsstraftaten. Auffallend 

hoch ist auch der An.teil der Dienststellen, die 

über die Nichtverfügbarkeit aktueller Gesetzestexte 

und Kommentare klagen. 

Hinweise auf Verbesserungsfähige strafprozessuale 

Maßnahmen machten 51 Dienststellen. Insgesamt er-· 

brachten deren Antworten 82 Angaben. 
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Tab. 71: Strafprozessuale Probleme 

Strafprozessuale Probleme Zahl der Nennungen 

absolut in % von N = 51 

Ermittlungen bei Kreditinsti-
tuten (Berufurg auf argebl. 
Bankgeheimnis, Bestehen auf 
Gerichtsbeschlüssen, Nicht-
durchsetzung der Rechte aus 
§ 161a StPO durch den 
Staatsanwalt) 16 31,4 % 

Ermi ttlungen bei Steuerbe-
ratern, Wirtschaftsprü-
fern und Rechtsanwälten 
(unzulässige Ausweitung 
von Aussageverweige-
rungs- und Beschlag-
nahmefreiheitsrechten) '11 21,6 % 

fehlendes Recht zu,r 
Durchsicht von Papieren 
durch Polizeibeamte 
(§ 110 StPO) 9 17,6 % 

mangelnde/zu späte Be-
reitschaft zur Bean-
tragung von Haf tbe-
fehlen (Wiederholungs-
gefahr) 8 15,7 % 

Rechtsunsicherheit bei 
Auskünften anderer Be-
hörden (Datenschutz, 
Steuergeheimnis u. ä.) 7 13,7% 

fehlende Verpflichtung 
von Zeugen und Beschul-
digten, bei Polizei 
auszusagen 
(§ 161a StPO) 7 13,7% 

mangelhaf te bzw. zu 
schwierige Anwendung 
der Vorschriften über 
die Rückgewinnungs-
hilfe 
(§§ 111b ff. StPO) 6 11 ,8 % 

sonstige 18 -
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Bemerkenswert ist, daß gerade die Probleme bei Er-

mittlungen in Kreditinstituten im Vordergrund 

stehen. Denn ausweislieh der Angaben über die 

Zusammenarbeit mit aUßerbehördlichen Institutio-

39) . d d d Z b" K d' nen Wlr gera e er usammenar elt mlt re lt-

instituten ein sehr hoher Stellenwert eingeräumt. 

Auf die Frage nach bestehenden Erkenntnisdefiziten, 

die durch weitere Untersuchungen und Forschungspro­

jekte abzubauen sind, gingen 30 Antworten ein. Eine 

davon brachte zum Ausdruck, daß von solchen Maß­

nahmen kein Erfolg erwartet werde. Die übrigen 29 

enthielten insgesamt 47 Angaben. 

Tab. 72: Erkenn~nisdefizite 

Erkenntnisdefizite Zahl der Nennurgen*) 

absolut in % von N = 29 

Insolvenzkriminalität 5 17,2 % 

Einfluß neuer Technologien 
auf Kriminalität 5 17,2 % 
Lageberichte, Information 
über aktuelle Arbeitsweisen 5 17,2 % 

Aussagefähigkeit der Polizei-
lichen Kriminalstatistik 4 13,8 % 

Straftaten mit Auslandsbezug 4 13,8 % 

Auswirkungen der polizeilichen 
Organisation auf Ermittlungs-
effektivität 3 10,3 % 
Entwicklung aufgabenadäquater 
Arbeitsmethoden 3 10,3 % 
sonstige 18 -

*) Mehrfachnennungen zulässig. 

39) Vgl. oben Abschnitt 2.7.3. 
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Die Angaben in TabellE~ 72 machen deutlich, daß sich 

die Erwartungen der Befragten nicht auf wenige, 

häufig genannte Einzelfragen richten, sondern ein 

sehr brei tes Feld abd.ecken. Häufiger genannt als 

andere Themen wurden u. a. zwei Bereiche, die die 

Kriminalpolizei derze:L t auf unterschiedliche Weise 

berühren. Dabei handelt es sich einersei ts um die 

Insolvenzkriminalität, die die für Wirtschaftskri­

minali tät zuständigen Dienststellen derzeit stark 

belastet40 ), andererseits um den Einfluß neuer 

Technologien, von denl:m erwartet wird, daß sie die 

Dienststellen in absehbarer Zeit zunehmend in 

Anspruch nehmen werden (je 5 Nennungen). Daneben 

scheint die grundsätzliche Information über das 

aktuelle ErscheinungslJild der Wirtschaftskriminali­

tät verbesser,ungsfähig. Denn 5 Dienststellen for-

dern eine bessere Information über 

scheinungsformen und das aktuelle 

Wirtschaftskriminalit~t, weitere 4 

verbesserte Auss,agefähigkei t der 

aktuelle 

Lagebild 

halten 

Er­

der 

eine 

Polizeilichen 

Kriminalstatistik über Wirtschaftskriminalität für 

erforderlich. Von den vielen wei teren, teilweise 

nur von einzelnen Dtenststellen 'angeführten. Vor­

schlägen erscheinen viele ebenso bedenkenswert wie 

die häufiger genannten. 

Auf die Frage, wo weitere konkrete Ansatzpunkte ~ür 

eine Effektivierung der Bekämpfung von Wirtschafts­

kriminalität durch 

- Abbau von Mängeln, 

- Beschreiten neuer Wege, 

- Änderung von Rechtsvorschriften, 

- bessere Zusammenarbeit usw. 

gesehen werden, machten 78 Dienststellen insgesamt 

207 Angaben. 

40) Vgl. die Ausführungen in Abschnitt 2.4.6. 

"-,, 
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Tab. 73: Weitere Ansatzpunkte zur Effektivierung 

der Bekämpfung von Wirtschaftskriminalität 

Ansatzpunkte 

Zahl der Sachbearbeiter 

Aus- und Fortbildung 

Zusammenarbeit mit anderen 
Behörden 

neue Straf tatbestände (Aus­
schreibu'l1gsbe"':rug, Kon­
kurss tr af ta ten, .UWG, UrhRG, 
GmbHG) 

Verfahrensökonomie, Bildung 
von Ermittlungsschwerpunkten 
im einzelnen Verfahren 

Ausbau der Buchprüfungs­
dienste 

Spezialisierung, Entlastung 
von Bagatelldelikten und von 
sachfremden Aufgaben 

neue Ermittlungsmethoden 
(verdeckte Ermi ttlurlgen, 
Vorfeldermittlungen) 

Intensivierung des Krimi­
nalpolizeilichen Nach­
richtenaustauschs bei Wirt­
schaftsdelikten 

Bewertung der Sachbear­
beitertätigkeit, Beför­
derungsmäglichkeiten 

Beschleunigung der inter­
nationalen Zusammenarbeit 

materielle Ausstattung 

Abbau von Informationsdefi­
ziten zwischen kriminal­
polizei und Staatsanwalt­
schaft 

Einschränkung des Steuer­
geheimnisses 

Zentralisierung der Er­
mittlungen 

Konkretisierung des 
Datenschutzes 

sonstige 

*) Mehrfachnennungen zulässig. 

Zahl der Nennungen*) 

absolut 

33 

31 

17 

15 

13 

9 

9 

8 

6 

6 

5 

4 

4 

4 

3 

3 

29 

in % von N = 78 

42,3 % 
39,7% 

21 ,8 % 

19,2 % 

16,7 % 

11 ,6 % 

11 ,6 % 

10,3 % 

7,7 % 

7,7 % 

6,4 % 
5,1 % 

5,1 % 

5,1 % 

3,8 % 

3,8 % 
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Aspekte der quant i tati ven und qual i tativen Perso.­

nalausstattung bestimmen also das Bild. Die Perso­

nalverstärkung bei den Sachbearbeitern (33 Nen­

nungen), eine bessere Aus- und Fortbildung (31 Nen­

nungen), die Personalverstärkung bei den Buchprü­

fern (9 Nennungen) und· bei den Schreibkräften 

(8 Nennungen) sowie die Einstellung von Hilfskräf­

ten für Auswertungsarbei ten (1 Nennung) sind die 

zentralen Forderungen der befragten Dienststellen. 

Hinzu kommen die Wünsche nach einer besseren Bewer­

tung bzw. besseren BefBr"derungsmBglichkeiten 

(6 Nennungen) und einer längeren ZugehBrigkei t zur 

Fachdienststelle (1 Nennung). 

Einen zweiten Komplex:bilden diejenigen Vorschläge, 

die sich auf die Zusammenarbeit mit poli'zeiexternen. 

BehBrden und Insti tutionen be ziehen. Darauf ent­

fallen insgesamt 32 Nennungen (Verbesserung der 

Zusammen~rbeit mit anderen BehBrden: 17; Beschleu­

nigung der internationalen Zusammen.arbei t: 5; Abbau 

von Informati6nsverlusten zwischen Kriminalpolizei 

und Staatsanwaltschaft: 4; Einschränkung des 

Steuergeheimnisses: 4; Intensivierung der Zusammen­

arbei t mit Institutionen der Wirtschaft: 1; räum­

liche Nähe aller beteiligten Ermi ttlungsbehör­

den: 1). 

Etwa gleich viele Nennungen entfallen auf den 

Komplex ermittlungstaktischer Verbesserungsvor­

schläge (insgesamt 31). Dazu zählen die Konzentra­

tion der Ermittlung (13), die Forderung nach neuen 

Ermi ttlungsmethoden (8), der Wunsch nach Intensi-' 

vierung und Modernisierung des Kriminalpolizei­

lichen Nachrichtenaustauschs bei Wirtschaftsdelik­

ten (6) sowie der Ruf nach Ermittlungskonzepten, 

der polizeilichen Beobachtung für internationale 

Wirtschaftsstraftäter , der schnelleren Einlei tung 

von Sammelverfahren und der verstärkten Teambil-

dung (je 1) .. 
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Ein vierter Komplex betrifft Fragen der'behördenin­

ternen Organisation (insgesamt 12 Nennungen). In 

einer Spezialisierung verbunden mit einer Entla­

stung von sachfremden Aufgaben (9) und in der 

Zentralisierung kriminalpolizeilicher Ermittlungen 

bei Wirtschaftsdelikten (3) werden wichtige Voraus­

setzungen fUr eine Effektivierung gesehen. 
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Abschließende Würdigung der Untersuchungsergebnisse 

Ein mehr oder minder großer Teil der vorstehend 

wiedergegebenen Ergebnisse der Erhebung stell t für 

sich genommen sicherlich keine absolute Neuigkeit 

für den kr iminalpolizeilichen Prak tik er dar. Einige 

der dargestellten Fakten hat er bereits gekannt oder 

im eigenen Dienstbereich erlebt; andere hat er 

aufgrund seiner Erfahrung zumindest erwartet. So 

hatte beispielsweise die Kriminalpolizeidirektion 

Schleswig-Hostein Mitte, Kiel, dem ausgefüllten 

Fragebogen einen - berei ts für andere Zwecke ange­

fertigten - Katalog mi t Vorschlägen zu organisato­

rischen und personellen Verbesserungen bei der 

Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität beigefügt. 

Darin. f inden sich zahlreiche Forderungen, die " auf 

eben diejenigen Sachverhalte abz ielen, die Gegen­

stand des. vorliegenden Berichts sind. Ähnli~hes gilt 

für einzelne Gedanken, die in den bereits im ersten 

Kapitel zitierten Publikationen von Vorschlägen tlnd 

Forderungen aus der kriminalpolizeilichen Praxis 
.. d 41 ) N' h' b h d ' 1 ' geaußert wur en . lC t lmmer a er at le vor le-

gende Untersuchung den Stellenwert der von seiten 

der Praxis zuvor geäußerten Mängel und Defizite auch 

b '" k" 42) estatlgen onnen . 

Dami t wird der Blick auf ein Dilemma gelenk t, mi t 

dem die kr iminalpolizeiliche Forschung43 ) of t kon­

frontiert ist. Entweder bestätigen ihre Ergebnisse 

die Erkenntnisse, Erf ahrungen und Erwar tungen der 

41) Vgl. oben FN 3). 

42) Vgl. dazu insbesondere die Ergebnisse über die Laufbahn­
gruppenzugehärigkeit der Sachbearbeiter in den Abschnitten 
2. 3. 2.1 und "2. ,3. 2. 4 0 

43) D. h. die auf die Kriminalpolizei bezogene Forschung. 
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kriminalpolizeilichen Praxis. Dann wird der For­

schung nur zu leicht der Neui9keit- und Erkenntnis­

wert abgesprochen, ja ihre Berechtigung wird in 

Frage gestellt. Oder die Forschungsergebnisse wider­

sprechen der ·in der Praxis herrschenden Vorstellung 

von einem Problemkreis. Dann wird häufig die Kompe­

tenz·der Forschung angezweifelt. 

Der vorliegende Bericht wird nach Einschätzung des 

Verf assers - wie soeben bereits angedeutet wurde -

in weiten Teilen auf die erstgenannte Situation 

stoßen. Um damit verbundenen eventuellen Zweifeln an 

der Notwendigkeit der vor liegenden Untersuchung 

zuvorzukommen, soll an dieser Stelle kurz auf die 

Intentionen eingegangen werden, die mit Hilfe dieses 

Berichts verwirklicht werden konnten. 

Die eigenständige Bedeutung de r Untersuchung zeigt 

sich zunächst einmal darin, dclß oft gehörte, aber 

schon deutlich seltener häuf ig publizierte indivi­

duelle Meinungsäußerungen mit den Mitteln einer 

Totalerhebung bei (naheZu) all,:?n Betroff enen über­

prüf t worden sind. Es wurde u rltersucht, ob solche 

Feststellungen zu treff en und - sowei t ja - wo sie 

zu treff en und in welchem Maße sie zu treff en. Das 

Bild der kriminalpolizeilichen Bekämpfung von Wirt­

schaftskriminalität basiert nUrl nicht mehr allein 

auf den möglicherweise als nicht verallgemeinerungs­

fähig bezeichneten Äußerungen einzelner, sondern auf 

Feststellungen, die aus den Angaben (nahezu) aller 

Betroffenen gewonnen wurden. Zudem haben diese 

Angaben den Charakter amtlicher Stellungnahmen. Der 
I 

Argumentationswert der getroffenen Feststellungen 

hat damit ein erheblich größeres Gewicht erhalteDo 
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Hinzu kommt die Breite der erhobenen Daten. Indem es 

(weitgehend) geglückt ist, alle für die polizeiliche 

Bekämpfung von Wirtschaftskriminalität derzeit 

bedeutsamen Fragestellungen einzubeziehen, gehen die 

Ergebnisse dieser Erhebung über alle bisher vorge­

legten hinaus. 

Die Untersuchungsergebnisse sind auf grund des ge-

wählten Erhebungszeitravms zunächst einmal eine 

Momentaufnahme für das Jahr 1983. Sie besitzen 

jedoch ganz sicher auch eine darüber hinausgehende 

Bedeutung. Nicht zuletzt das ausgeprägte (und nicht 

immer unberechtigte) Beharrungsvermbgen aller bf­

fentlichen Verwaltungen hinsichtlich der Gestaltung 

ihrer Aufgabenwahrnehmung spricht dafür. So ist auch 

hier mit großer Sicherheit davon auszugehen, daß die 

erhobenen Sachverhal te zu einem wei t überwiegenden 

Teil noch heute so anzutreffen sind wie zum Unter­

suchungszeitpunkt. 

In inhal tlicher Hinsicht ist schließlich außerdem 

die Tiefe der Erhebung anzuführen. Dadurch ist 

nunmehr auch eine differenziertere. Betrachtung 

vieler einzelner Sachverhalte ermbglicht worden. Das 
~. 

gilt insbesondere für die im Mittelpunkt der Unter-

suchung stehenden Auswirkungen von Maßnahmen der 

Zentralisierung und Spezialisierung der Ermittlungen 

bei Wirtschaftsstraftaten. 

Im abschließenden Kapitel dieses Berichts sollen 

deshalb auch nicht einfach die Ergebnisse der Unter-

suchung oder deren wichtigste zusammenfassend 

wlederholt werden. Vielmehr geht es darum, den 

Einfluß der Strukturvariablen auf die erh6benen 

Einzeldaten deutlich herauszustellen. Denn daraus 

lassen sich die Rahmenbedingungen , innerhalb derer 

sich kriminalpolizeiliche Bekämpfung von Wirt-
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schaftskriminalität vollzLeht, und damit auch geeig­

nete Ansatzpunkte iu deren Effektivierung am besten 

ablesen. Sie können hier lediglich aufgez"eigt wer­

den. Die notwendigen Schlußfolgerungen ~u ziehen und 

gegebenenf alls in die Tat umzusetzen, bleibt den 

zuständigen Behörden überlassen. 

Strukturvariable der Untersuchung waren 

- die Organisationsebene 

- die Personalstärke 

- der sachliche Zuständigkeitsbereich 

- der Anteil der auf die Bearbeitung von Wirt-

schaftskriminalität entfallenen Personalkapazität. 

Die beiden ersten erlauben Rückschlüsse auf den 

Zentralisierungsgrad der Ermittlungen, die beiden 

1 . d M ß f .. "l S . l' . d 4 4 ) etzteren Sln a e ur cen pez1a 1Slerungsgra . 

In den Kreis dieser die Rahmenbedingungen setzenden 

Faktore~ mtiß aber auch die Landeszugehörigkeit 

einbezogen werden. Denn sehr oft - so zeigten die 

Einzelergebnisse ist der Einfluß landesspezi-

fischer Gegebenheiten st~rker als der der vorgenann­

ten Strukturvariablen . Das wird insbesondere daran 

deutlich, daß bei nahezu allen Variablen der Erhe­

bung deutliche Unterschiede zwischen den Bundeslän­

dern zu Tage getreten sind. 

Ganz generell sind zunächst folgende Aussagen über 

die StrukturVariablen selbst festzuhalten. 

(1) Hinsichtlich der Bundesländer läßt sich immer 

wieder eine Dreiteilung in große Flächenstaaten, 

kleine. Flächenstaaten und Stadtstaaten feststel­

len. Diese Dreiteilung weist bereits enge Bezüge 

44) Für beide Gruppen gilt ,daß die jeweils erstgenannte Vari­
able mehr formaler und qualitativer Natur ist, während die 
jeweils zweitgenannte ein qfiantitatives Maß darstellt. 
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zur Zentralisierung auf, da die Polizeibehörden 

der Stadtstaaten alle zentralistisch organisiert 

sind und die der kleinen Flächenstaaten generell 

zentralistischer als 'die der großen Flächen­

staaten. 

(2) Der Grad der Zentralisierung von Ermittlungen in 

Wirtschaftsstrafsachen, also die Bearbeitung bei 

Dienststellen auf hoher Organisationsebene und 

mit großer Personalstärke, ist noch relativ 

gering. Dienststellen der oberen Ebenen A, B 

und C machen nur 23,9 % der Befragten 

und sehr große Dienststellen (mit 

10 Beamten) nur 28,2 %. 

aus, große 

mehr als 

(3) Auch der Spezialisierungsgrad ist noch gering. 

Nur 14,4 % der Befragten sind ausschließlich auf 

Wirtschaftskriminalität spezialisiert und nur 

wei tere 8,2 % auf Wirtschaftskriminalität und 

(verwandte) Vermögensdelikte. Selbst bei zen­

tralen Dienststellen (der Ebenen A, Bund C) 

sind nicht mehr als zwischen etwa 45 und 55 % 

der Befragten ausschließlich für Wirtschaftsde­

likte zuständig. Ähnliches gilt für den auf die 

Bearbeitung von Wirtschaftskriminalität ent-

fallenen Anteil der Personalkapazi tät bei den 

befragten Dienststellen, dessen Durchschnitts­

wert bei etwa 55 % liegt. Allerding erreichen 

hier die oberen Organisationsebenen deutlich 

höhere Werte. Das bedeutet, daß Dienststellen 

dieser Ebenen zwar formal nicht stark speziali­

siert sind, aber der tatsächliche Arbeitsanfall 

quan ti tati v doch überwiegend von Wirtschafts­

straftaten bestimmt wird. Umgekehrt ist bei der 

Masse der Dienststellen auf den Ebenen D, E 

und F der durch Wirtschaftsstrafverfahren bean­

spruchte Anteil der Personalkapazität nur sehr 

gering. 
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Zentrale Dienststellen weisen demnach generell 

einen höheren Spezialisierungsgrad als andere 

auf, wenn man den quantitativen Maßstab zu­

grundelegt . 

Zusammenfassend läßt sich über den Einfluß der 

Strukturvariablen auf 

folgendes, fest~tellen. 

die übri<;ren erhobenen Daten 

Als eine Haupteinflußgröße 

auf die gegenwärtige Praxis kriminalpolizeilicher 

Bekämpfung von Wirtschaftskriminalität muß der 

Föderalismus bezeichnet werden. Denn die Landeszuge­

hörigkeit der antwortenden Dienststellen· hat bei 

nahezu allen Fragestellungen deutliche Unterschiede 

zwischen den Bundesländern erkennbar werden lassen. 

Nicht nur die jegliche kriminalpolizeiliche Tätig­

kei t bestimmenden Faktoren der .organisation und des 

Personals (mit ihren zahlreichen zuvor wiedergege­

benen Variablen) werden davon beeinf lußt, sondern 

auch einzelne Faktoren der Ermi ttlungsführung und 

des Verhältnisses zur Justiz sowie des Kriminalpoli­

zeilichen Nachrichtenaustauschs bei Wirtschaftsde­

likten . 

Ähnlich wie die Landeszugehörigkeit wirkt sich auch 

der Zentralisierungsgrad auf die Personalsituation 

sowie einzelne Faktoren der Ermittlungsführung und 

des Verhältnisses zur Justiz aus. Die Zahl der 

deutlich beeinflUßten Variablen ist jedoch geringer 

als bei der Landeszugehörigkeit. Die Untersuchungs­

ergebnisse konnten für die organisatorische Ansied­

lung - dargestell tals Zugehörigkeit zu einer be­

stimmten Organisationsebene erheblich stärkere 

Einflüsse auf die Va'riablen nac:hweisen als für die 

Dienststellengröße. Tendenziell ließ sich dabei 

feststellen, daß zentrale Dienststellen in aller 
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Regel bessere Voraussetzungen für eine effektive 

Bekämpfung von Wirtschaftskriminalität bieten als 

dezentralisierte, Dienststellen. In geringerem Maße 

gilt das auch für große und sehr große Dienststellen 

im Verhältnis zu den kleinen und mittleren. 

Der Spezialisierungsgrad wirkt sich - 'stärker noch 

als der Zentralisierungsgrad auf die personelle 

Situation aus. Weniger deutlich sind seine Einflüsse 

auf einzelne Faktoren der Ermittlungsführung und des 
, 

Verhäl tnisses zur Justiz ausgeprägt. Auch hier g il t 

in der Tendenz, daß stark spezialisierte Dienststel­

len, deren Personalkapazität in hohem Maße durch die 

Bearbeitung von Wirtschaftsstrafsachen gebunden ist, 

überwiegend bessere Merkmalsausprägungen, aufzeigen 

als die Dienststellen, die nicht spezialisiert sind 

oder nur in geringem Umfang Wirtschaftsstraftaten 

bearbeiten. 

Dieses kurze Fazit zeigt, daß Zentralisierung und 

Spezialisierung der Ermittlungen bei Fällen von 

Wirtschaftskriminalität durchweg bessere Rahm~nbe­

dingungen für eine sachgerechte und erf,olgreiche' 

kriminalpolizeiliehe Bearbeitung schaffen. Dezen­

trale und wenig spezialisierte Dienststellen leisten 

deshalb keine schlechtere kriminalistische Arbeit. 

Ihre Tätigkeit basiert jedoch gleichsam auf einem 

schmaleren Fundament. 

Personaleinsatzes und 

Im Interesse eines rationalen 

einer effektiven Aufgabener-

füllung müssen jedoch - wenn schon nicht optimale, 

so doch - adäquate Voraussetzungen kriminalpolizei­

lichen HandeIns geschaffen werden. Zentralisierung 

und Spezialisierung - so haben die Untersuchungser­

gebnisse vielfach belegt - können entscheidend dazu 

bei tragen. 
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Vor mehr als zehn Jahren bereits warnte der 

deutsch-schweizerische Strafrechtler Schubarth vor 

einer Zersplitterung von Zuständigkeiten für die 

Verfolgung von Wirtschaftsstraftaten und forderte 

eine hinreichende Spezialisierung der Verfolgungsor­

gane 45). Die Gül ti9kei t seiner primär auf die 

Schweiz bezogenen Feststellungen läßt sich ohne 

Einschränkung auf die Bundesrepublik Deutschland 

übertragen. Seine Aussagen machen darüber hinaus 

zweierlei deutlich. Zum einen belegen sie, daß die 

im vorliegenden Bericht behandelten Probleme auch im 

Ausland von Bedeutuna sind, zumindest in Staaten mit , -
einem vergleichbaren Föderalismus. Zum anderen legen 

sie nahe, bei der Suche nach zukünftigen Lösungsmög­

lichkeiten den Blick auch ins benachbarte Ausland zu 

richten. Ausländische Erkenntnisse über die Bekämp­

fung von Wirtschafts kriminali tät und deren Eff ekti­

vierung sollten stärker als bisher in die heimische 

Diskussion einbezogen werden und im Ausland erfolg­

reich praktizierte Bekämpfungsmethoden auf ihre 

Übertragbarkeit hin überprüft werden. Wünschenswert 

erschein t darüber h:Lnaus, zukünftig auch im poli­

zeilichen Bereich .Wirtschaftsstraftaten und deren 

Bearbei tung regelmäßig statistisch zu erf assen und 

auszuwerten, damit die Ergebnisse der vorliegenden 

Untersuchung fortgeschrieben werden können. 

45) Schubarth, Matin: Sind die sogenannten Wirtschaftsdelikte 
wirklich ein Problem? I in: Schweizerische Zeitschrift für 
Strafrecht, 90. Jg. (1974), S. 397 f. , .400. 
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